
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Dritter Teil

urn:nbn:de:bsz:31-244579

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-244579


RRRR RSöööEIIIIIIrr RR 2

Dritter Teil .

Die Cätigkeit des Zentrums auf volkswirtſchaftlichem
Gebiete .

A. Allgemeines .
§ 55 . Das Vörſengeſetz iſt das bedeutendſte volkswirtſchaft⸗

liche Geſetz, das in 97 8 Seſſionsabſchnitt zuſtande gekommen iſt ,
nachdem ſchon im Jahre 1904 und 1906 eine Novelle vorgelegen
hatte . Als im Jahre 1896 während der Oſterferien des Reichstags
eine geradezu überwältigende Agitation gegen den Getreidetermin⸗
handel einſetzte und nach Wiederzuſammentritt des Reichstags dieſer
von allen Seiten mit Petitionen überſchüttet wurde , die das Verbot
dieſes Terminhandels als eine Lebensbedingung für die deutſche
Landwirtſchaft forderten , hat wohl niemand geahnt , daß , kaum
12 Jahre ſpäter , dieſer ſelbe Getreideterminhandel wieder zu hohen
Ehren gelangen würde , daß die führenden Männer der Konfer⸗
vativen , des Bundes der Landwirte , der Freikonſervativen und der
Nationalliberalen die Zulaſſung und geſetzliche Sicherſtellung dieſes
gleichen Terminhandels im Reichstage ſelbſt beantragen würden , und
zwar in einem Umfange , der noch über die Regierungsvorlage hin⸗
ausgeht . Und doch iſt dies tatſächlich geſchehen . Am 22 . November
1907 wurde die neue Börſennovelle dem Reichstage unterbreitet

Seſſ . 1907/08 Druckſ. Nr . 483 ) ; dieſer ſchlug u. a. vor :
Beſeitigung des Börſenregiſters , Beſeitigung des Verbots des Termin⸗
handels in Bergwerks⸗ und Fabrikanteilen , Zulaſſung des Börſen⸗
terminhandels in Getreide⸗ und Mühlenfabrikaten unter beſtimmten
Vorausſetzungen . Am 12 . und 13 . Dezember 1907 fand die erſte Leſung
ſtatt , die der Vorlage keine günſtigen Ausſichten ſtellte . Die Kom⸗
miſſion hielt zwei Leſungen ab und legte am 4. April 1908 ihren
Bericht vor (J. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 847 ) . Am 4. April
fand die zweite und am 8. April 1908 die dritte Leſung ſtatt . Das
Geſetz wurde im weſentlichen nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion
mit 202 gegen 167 Stimmen des Zentrums , der Polen , der Sozial⸗
demokraten und der Antiſemiten Bindewald , Gräfe , Köhler , Kölle ,
Werner und Zimmermann angenommen . Die Vertreter des Bundes
der Landwirte ſtimmten ſämtlich mit Ja ; Abg. Dr . Hahn war durch
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Krankheit abweſend . An den Debatten beteiligten ſich vom Zentrum
die Abg . Bitter , Herold und Dr . Spahn ; es handelt ſich auch hier
um ein Blockgeſetz , deſſen Zuſtandekommen der Abg . Herold am

7. April 1908 in folger Weiſe kennzeichnete:

„ Wenn man noch zweifelhaft ſein wollte gegenüber der Haltung aus der

früheren Zeit , welche von den Rechtsparteien eingenommen worden iſt , dann ,
meine Herren , brauchen wir ja nicht ſo weit zurückzublicken , wir brauchen nur die

Haltung dieſer Parteien in der erſten Leſung der Kommiſſion in Betracht
zu ziehen . Da haben Sie mit uns gemeinſam — mit ganz kleinen Aenderungen ,
denen auch wir zugeſtimmt haben — im großen und ganzen für die Aufrecht⸗
erhaltung der beſtehenden Beſtimmungen geſtimmt . Damals haben Sie die

ſchönſten Reden gehalten , wie notwendig es ſei , eine derartige Abſchwächung nicht
vorzunehmen ( hört ! hört ! in der Mitte ) , und die Erleuchtung kam dann zwiſchen
der erſten und der zweiten Leſung , daß doch eine vollſtändig
grundle gende Aenderung vorgenommen werden müſſe . Auf einmal
wurden hinter den Kuliſſen die Verhandlungen gepflogen . Ein Kompromiß trat

hervor , welches ſich äußerlich aber nicht einmal als ſolches zeigte . ( Sehr richtig !
in der Mitte . ) Es war nur ein Antrag geſtellt von ſeiten der Nationallüberalen ;
ſogar Abänderungsanträge von ſeiten der Rechten wurden dazu geſtellt . ( Zuruf
links : Und der Linken ! ) Es ſah ſo aus , als ob die Herren ſich gar nicht einig
wären ; aber es ſtimmten doch alle für den nationalliberalen Antrag und auch für
die Abänderungsvorſchläge ( hört ! hört ! in der Mitte ) ; von der Rechten mußte
dann auch ſchließlich das Zugeſtändnis gemacht werden , daß alles vorher ver⸗
einbart ſei. ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Nun haben wir ja — das will ich
offen geſtehen — von Anfang nicht geglaubt , daß die Herren von der Rechten
bei den Beſchlüſſen der erſten Leſung ſtehen blieben . Wir kannten zu genau die
Blockſtimmung , wie ſie hier zurzeit beſteht , als daß wir darauf irgendwie gerechnet
hätten . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Aber das hindert doch nicht , daß ich er⸗
kläre : ein ſolches Verfahren , wie es hier von den Rechtsparteien
beliebt worden iſt , iſt wohl noch niemals vorgekommen . ( Sehr
richtig ! in der Mitte . ) Wenn man ſich mit der Linken vereinigen wollte , was ja
von vornherein die Abſicht war , dann mußte man das auch in dererſt en
Leſung tun . Aber in der erſten Leſung mit uns gemeinſam zu gehen , die Linke
dort aufs äußerſte zu bekämpfen und dann in der zweiten Leſung den entgegen⸗
geſetzten Standpunkt einzunehmen , um die zu bekämpfen , die in der erſten Leſung
mitgegangen ſind , und die anderen zu unterſtützen , — das , meine Herren , iſt doch
ein Verfahren , welches ganz eigentümlich berührt ! ( Lebhafte Zuſtimmung in der

Mitte . ) Und das beklage ich um ſo mehr , als die Herren dort auf der Rechten
im allgemeinen in wirtſchaftlichen Dingen mit uns übereinſtimmen und mit uns

entgegengeſetzte Anſchauungen über dieſe Dinge haben , wie ſie dort auf der
Linken beſtehen .

Aber wenn jetzt dieſes Geſetz in dieſer Form zuſtande kommt , dann möchte
ich doch betonen , daß Sie auf der Rechten ohne das Zentrum das Geſetz ſo, wie

es iſt , nicht erreicht hätten , daß , wenn auch das Zentrum in der zweiten Leſung
nicht poſitiv mitgewirkt hat , es nur dem Zentrum zu verdanken iſt , wenn das
Geſetz noch ſo gut oder nicht noch ſchlechter geworden iſt , als es uns jetzt vor⸗
liegt ( ſehr richtig! in der Mitte ) , daß Sie überhaupt auf wirtſchaftlichem Gebiete

nie etwas erreichen können , wenn die Zentrumspartei nicht vorhanden wäre . ( Sehr
richtig in der Mitte . ) “ ( 142 . Sitzung vom 7. April 1908 S . 4775 . )

Dieſe Feſtſtellungen konnten durch keine Ausflüchte der Redner
der Rechten, auch nicht des Abg. Dr . Röſicke aus der Welt geſchafft
werden . In der zweiten Leſung dre ich der Kampf im weſentlichen
um folgende Punkte :



1. Das Börſenregiſter und die Zulaſſung zum Börſen⸗
termingeſchäft Die Vorlage enthielt die Beſeitigung des Börſen⸗
regiſters und ſetzte an deſſen Stelle die Eintragung in das Handels⸗
regiſter ; ſie wollte damit die Börſe auf Volltaufleute beſchränken
und fügte deshalb dieſer Beſtimmung hinzu : „Handwerker ſowie
Perſonen , deren Gewerbebetrieb über den Umfang des Kleingewerbes
nicht hinausgeht , gehören , auch wenn ſie in das Handelsregiſter ein⸗
getragen ſind , nicht zu den Kaufleuten im Sinne dieſer Vorſchrift
Auffallenderweiſe aber ſtrich der Block dieſe Beſtimmung in der
Kommiſſion . Daher beantragte das Zentrum im Plenum die Auf⸗
nahme folgenden Satzes :

„ Handwerker , ſowie Perſonen , deren Gewerbebetrieb über den Umfang des
Kleingewerbes nicht hinausgeht , gehören , auch wenn ſie in das Handelsregiſter
eingetragen ſind , nicht zu den Kaufleuten im Sinne dieſer Vorſchrift . Den Klein⸗
gewerbetreibenden ſind gleich zu achten diejenigen Perſonen , welche lediglich einen
offenen Laden halten oder eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben . “ ( . Seſſ .
1907/08 Druckſ . Nr . 856 . )

Die Wirtſchaftliche Vereinigung ( Dr . Böhme ) ſtellte den Antrag
auf Annahme der Vorlage (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 855 . )
Ueber das ſeltſame Schickſal dieſer Anträge konnte der Abg . Herold
am 7. April 1908 im Plenum des Reichstages feſtſtellen :

„ Der Antrag des Herrn Dr Böhme bezüglich des Ausſchluſſes der Klein⸗
gewerbetreibenden iſt von meinen politiſchen Freunden in der Kommiſſion geſtellt
worden ; damals wurde er von allen Parteien mit Ausnahme der Wirtſchaftlichen
Vereinigung abgelehnt . ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Das iſt nun nicht
verwunderlich , daß man aus Parteirückſichten einmal eine verſchiedene Stellung
einnimmt . Aber auch der Vertreter der verbündeten Regierungen , der Herr
Handelsminiſter Delbrück , hat ſich in der Kommiſſion gegenüber dieſem Antrage
ablehnend verhalten ( hört ! hört in der Mitte ) , obſchon er der Regierungsvorlage
ſelbſt entſprach . Heute , nachdem er nicht vom Zentrum , ſondern von der Wirt⸗
ſchaftlichen Vereinigung geſtellt wird , da gibt der Herr Miniſter ſeine Zuſtimmung
dazu . ( Lebhafte Rufe : Hört ! hört ! in der Mitte . ) Daß aber eine Staats⸗
regierung , daß der Vertreter des Reichskanzlers , hier im Hauſe ſeine Stellung zu
Anträgen davon abhängig macht , von welcher Partei ſie kommen , und ſo den
ſachlichen Boden der Beratung verläßt , das iſt vielleicht das erſteMal in der parlamentariſchen Geſchichte . ( Lebhafte Rufe : Sehr richtig !
in der Mitte . ) “ ( 142 . Sitzung vom 7. April 1908 S. 4743 . )

In der erſten Leſung des Entwurfes am 13 . Dezember 1907
klang es noch ganz anders ( wie auch früher ) aus den Reihen der

Rechten und Nationalliberalen .

„ Am 19 . Januar 1900 hat Graf Oriola über das Börſen⸗
geſetz ſich geäußert : „ Meine Herren , ich ſtehe in vollem Gegenſatz
zu dem Herrn Abg . Rickert , der das Börſengeſetz als ſchädliches Geſetz
bezeichnet hat . Wir halten das Börſengefſetz für ein ſehr günſtiges
Geſetz ; wir wünſchen ſeine kräftige Durchführung . “ Aehnlich ſprachen
ſich Dutzende von Abgeordneten der Rechten und der Linken aus .
Im neuen Geſetz fällt das Börſenregiſter , von dem der Abg . Bitter
ausführte : „ Wenn es in den beteiligten Kreiſen Bedenken nicht
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unterliegt , Börſentermingeſchäfte zu machen , ſo kann doch auch die

Eintragung in das Handelsregiſter , welche als Vorausſetzung für
den wirkſamen Abſchluß von Börſentermingeſchäften vorgeſchrieben
iſt , nichts Deklaſſierendes enthalten , und die Eintragungsgebühr von

150 Mark werden die Herren doch auch nicht ſcheuen . Liegt aber

in der Tat in dem Abſchluß von Börſentermingeſchäften etwas An⸗

ſtößiges in den beteiligten Kreiſen , nun , dann halten ſich die Herren
eben mit Recht von der Eintragung in das Regiſter fern . “
( 142 . Sitzung vom 7. April 1908 S . 4749 . )

2. Die Wiederzulaſſung des Terminhandels in Ge⸗

treide . Es iſt ein wunderbares Geſetz , welches jetzt von dieſen
Parteien beſchloſſen wird , ein Geſetz , welches vielleicht einzig in ſeiner
Art daſteht , es ſchreibt nämlich zunächſt vor in § 63 :

„Börſentermingeſchäfte in Getreide und Erzeugniſſen der Ge⸗

treidemüllerei ſind verboten . “

Alsdann heißt es jedoch im § 65 :

„ Die Vorſchrift des § 63 findet keine Anwendung ( auf deutſch
geſagt : der Getreideterminhandel iſt nicht verboten ) auf den Kauf
oder die ſonſtige Anſchaffung von Getreide oder Erzeugniſſen der

Getreidemüllerei , wenn der Abſchluß nach Geſchäftsbedingungen erfolgt ,
die der Bundesrat genehmigt hat , und als Vertragſchließende nur

beteiligt ſind :
1. Erzeuger oder Verarbeiter von Waren derſelben Art , wie die

welche den Gegenſtand des Geſchäfts bilden , oder
2. ſolche Kaufleute oder eingetragene Genoſſenſchaften , zu deren

Geſchäftsbetrieb der Ankauf , der Verkauf oder die Lieferung von
Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei gehört . “

Das bedeutet in die Sprache des gewöhnlichen Lebens überſetzt :
Der Börſenterminhandel in Getreide und Mehl iſt erlaubt allen

Gutsbeſitzern, Bauern , ja ſelbſt dem kleinſten Grundbeſitzer oder

Arbeiter, der nur ein paar Morgen Getreide ausſtellt , allen Müllern ,
Bäckern , Getreidehändlern, Maklern , Agenten und Mehlhändlern ,
allen Geldleihern , welche auf die künftige Ernte oder die eingeerntete

Frucht Vorſchuß geben . Allen dieſen Ständen und Perſonen iſt nicht
bloß der Getreideterminhandel im Umfange ihrer Jahresernte oder
des Geſchäftsbedarfs , ſondern in unbeſchränktem Umfange geſtattet.
Wer auch nur zehn Zentner Korn zu ernten hat , oder in ſeinem
Geſchäfte verbraucht , darf hunderttauſende von Zentnern im Termin⸗
handel umſetzen. Dagegen iſt der Getreideterminhandel nur ver⸗
boten denjenigen , welche allen dieſen Geſchäften an ſich fernſtehen,
3. B . Tuch⸗, Porzellan⸗ oder Weinhändlern , Lehrern , Offizieren ,
Beamten uſw. ſoweit ſie nicht etwa auch Grundbeſitz haben und

darauf Getreide bauen . Auf die Vebertretung dieſes Verbots ſind
allerdings hohe Strafen geſetzt , dieſe ſind aber bedeutungslos , weil
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ſie faſt auf die Hälfte der ſelbſtändigen deutſchen Bevölkerung keine

Anwendung finden , nachdem dieſe ja , wie oben angegeben , zum
Getreideterminhandel berechtigt ſein ſollen . In kleinen Landſtädtchen
und in den Dörfern des platten Landes , wo faſt jeder ſein Brot
ſelbſt zieht oder Getreide zum Verkauf baut , wird es kaum noch Leute

geben , die künftig nicht zum Getreideterminhandel berechtigt ſein würden .
Das iſt ein vollſtändiger Umſturz der bisher geltenden geſetzlichen
Vorſchriften , und darüber kann auch das ſcheinbare Verbot im

§ 63 nicht hinwegtäuſchen , daß der Getreideterminhandel in weiteſtem
Umfange mit Inkrafttreten des neuen Geſetzes wieder geſtattet ſein wird .

Das Merkwürdigſte an der Sache iſt , daß jetzt dieſelben Par⸗
teien , welche im Jahre 1896 dieſen Terminhandel als etwas geradezu
Furchtbares , außerordentlich Schädigendes für die Landwirtſchaft an⸗

ſahen , jetzt deſſen Wiederherſtellung für notwendig , ja zum Teil ſogar
für unentbehrlich erklären . Zwar ſagt man hier und da, es handle
ſich ja hier nur um „ das handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft “, allein

nach dem Wortlaut des § 63 und der Ausnahmebeſtimmungen des

§ 65 unterliegt es gar keinem Zweifel , daß das , was jetzt wieder

eingeführt werden ſoll , dem Weſen nach nichts anderes iſt , als der
im Jahre 1896 verbotene Getreideterminhandel . Mit Recht hat
Abg . Herold am 7. April 1908 ausgeführt :

„ Nun ſagt Herr Dr . Roeſicke , wir kennten gar nicht den Unterſchied zwiſchen
dem reellen handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäft und dem börſenmäßigen Termin⸗
geſchäft . Ja , mein Gott , man kann das fagen , man kann noch viel mehr ſagen ,
es glaubt nur niemand . ( Heiterkeit in der Mitte . ) Aber das Zeitgeſchäft , wie
es für den Handel und die Landwirtſchaft notwendig iſt , war bei den heutigen
geſetzlichen Beſtimmungen durchaus ſichergeſtellt , und es ſind irgend welche

SE. 470%0 dafür nicht entſtanden . “ ( 142. Sitzung vom 7. April 1908
S . 4779.

Sehr zutreffend hat der Abg . Dr . Hahn in der erſten Leſung
ſchon ausgeführt in bezug auf die Ausnahme von Verboten :

„Dieſe Ausnahmen heben das Verbot in gewiſſer Weiſe wieder auf . Zu⸗
nächſt nenne ich hier die Landwirte , die in gewiſſem Umfange Termingeſchäfte
ſollen machen dürfen . Augenſcheinlich iſt gemeint worden , daß der Landwirt in
der Lage bleiben ſoll , das , was er an Getreide zu verkaufen hat , in der Form
des Lieferungsgeſchäftes auf Termin zu verkaufen . Der Abg . Singer hat mit
Recht auf die Unklarheit der Faſſung aufmerkſam gemacht . Man könnte hier auf
die Idee kommen , als ob der Landwirt mit dem Quantum , das er pro anno
erntet , berechtigt ſein ſoll , Ultimodifferenzgeſchäft zu machen , und zwar jeden Tag ,
ſo oft er will , er darf nur per Geſchäft ſein Quantum nicht überſteigen . Das
können wir doch unmöglich vertreten wollen . “ ( 73. Sitzung vom 13. Dezember
1907 S. 2237 . )

Trotzdem aber hat der Bund der Landwirte unter Führung
des Abg . Dr . Roeſicke dieſe Ausnahmen noch vergrößert , ſo daß
ſelbſt der größte Gegner des früheren Börſengeſetzes , der freiſinnige
Abg . Kaempf , am 7. April 1908 zu dem Kommiſſionsantrag ſagen
konnte : „ Das iſt eine Regelung , mit der wir uns durchaus ein⸗

verſtanden erklären können ; denn auf dieſe Weiſe wird der Berliner
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Schlußſchein für Lieferungsgeſchäfte in effektivem Getreide legaliſiert . “
( 142 . Sitzung vom 7. April 1908 S . 4757 . ) Das Blockkompromiß
erweiterte die Ausnahmen vom Verbote des Getreideterminhandes nach
folgenden Richtungen :

1. Der Entwurf ließ nur Landwirte zu , das Kompromiß alle

Erzeuger und Verarbeiter von Getreide und Mehl ;
2. der Entwurf ließ nur Vollkaufleute zu ; der Kompromiß⸗

antrag auch Geldleiher auf Getreide uſw . ;
3. der Entwurf beſchränkte den Getreideterminhandel der Land⸗

wirte auf die Jahreserzeugung ; der Kompromißantrag enthält gar
keine Grenze in dieſer Richtung .

Der Antrag des Zentrums , ſämtliche Ausnahmen vom Verbote
des Terminhandels zu ſtreichen , wurde am 7. April 1908 mit 240

gegen 124 Stimmen des Zentrums , der Polen und der Antiſemiten
Bindewald , Gräfe , Köhler , Kölle , Werner und Zimmermann ab⸗

gelehnt . Kaum hatte der Abg . Dr . Roeſicke die angeblichen großen
Vorteile erwähnt , die der Landwirtſchaft aus dieſer neuen Regelung
erwachſen ſollen , da paſſierte ihm das Mißgeſchick , daß auch die

Sozialdemokraten für dieſes „agrariſche Börſengeſetz “ ſtimmten . Kon⸗

ſervative und Sozialdemokraten ſtimmten „ Hand in Hand und Schulter
an Schulter “ für das breite Tor der Ausnahme vom Verbote des

Terminhandels . Ein nettes Bild .

3. Die neuen Strafbeſtimmungen . Die Rechte und der
Bund der Landwirte tun ſich viel darauf zu gute , daß es ihnen
gelungen ſei, Strafbeſtimmungen in das Börſengeſetz aufzunehmen ,
nachdem ſie zuvor nahezu alles freigegeben haben . Aber es ſtößt
ihnen auch hier das Unglück zu , daß die Wortführer der Börſe ſelbſt
dieſe Strafe ganz gleichgültig entgegennahmen ; ſo meinte der frei⸗
ſinnige Abg . Ka empf:

Ich erkenne mit Dank an, daß die Herren Vertreter der verbündeten
Regierungen ſich alle erdenkliche Mühe gegeben haben , ſowohl die Ordnungs⸗

vorcſchriften wie die Beſtimmungen bezüglich der kriminellen Strafen ſo zu geſtalten ,
daß ſie, ſoweit dies angängig iſt , ihre Spitze verlieren . Es iſt beſtimmt worden ,
daß der Ordnungshof , der über die Ordnungsſtrafen zu entſcheiden hat , zuſammen⸗
geſetzt wird aus einem Staatsbeamten als Vorſitzenden , zwei Kaufleuten und zwei
Landwirten . Die Beſtimmung über die Wahl dieſer Beiſitzer wird von der

Landesregierung oder vom Bundesrate getroffen , und ich gebe mich der Hoffnung
hin , daß die entſcheidende Stelle in der Regierung dieſe Beſtimmungen dahin
treffen wird , daß die vier Beiſitzer aus der Mitte der Mitglieder der Börſen⸗
vorſtände von letzteren ſelbſt gewählt werden , damit eine Strafe nur verhängt werden
kann von einem Kollegium , in dem Sachverſtändige mitzuurteilen haben , die in
Kenntnis der Verhältniſſe und der Geſchäfte urteilen .

Was die Rückfallſtrafe anlangt , ſo iſt auch hier nicht zu verkennen , daß
ſeitens der Regierung verſucht worden iſt , dieſe Strafen ſo erträglich wie möglich
zu machen . “ ( 142. Sitzung vom 7. April 1908 S. 4753 . )

Ebenſo meinte der freiſinnige Abg . Mommſen :
„Ich nehme keinen Anſtand , trotdem ich ſelbſt Mitglied des hieſigen Börſen⸗

vorſtandes bin und eventuell meinen Kollegen das Auge in Auge gegenüber zu vertreten
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habe , zu erklären , daß die Strafbeſtimmungen der wirtſchaftlichen Funktion der Börſe
abſolut nichts ſchaden können . Wir können gegen derartige Strafbeſtimmungen , wie ſie
hier gegeben ſind — ich ſpreche zunächſt von den Ordnungsſtrafen —, ein weſentliches
Bedenken nicht erheben , namentlich da dieſe Ordnungsſtrafen ja verhängt werden
ſollen durch ein Gericht , dem die nötige Sachverſtändigkeit beiwohnt , um etwa
bedenkliche Auslegungen der wirtſchaftlichen Funktionen auf Grund dieſer Geſetzes⸗
beſtimmungen zu verhindern . “ ( 142 . Sitzung vom 7. April 1908 S. 4769 . )

E* * . Zur Beſchönigung des glatten Umfalls der Rechten und der

Verleugnung der wirtſchaftlichen Intereſſen der Landwirtſchaft gegen⸗
über den politiſchen Wünſchen des Blocks ſuchen einzelne rechtsſtehende
Politiker dem Zentrum vorzuwerfen , es ſei nicht zuverläſſig geweſen .
Gegenüber dieſen Einwänden hat ſchon am 7. April 1908 der Abg .
Herold erklärt :

„ Nun ſagt Herr Dr . Roeſicke , ſie hätten deswegen die Stellung einge⸗
nommen , weil auf das Zentrum kein Verlaß wäre . (Heiterkeit . ) Ich habe aber
den Herren ausdrücklich geſagt , wir halten feſt , wenn ſie nur feſthalten ( ſehr
richtig ! in der Mitte ) , und ich glaube , daß wirklich die Herren in der konſervativen
Partei nicht zweifelhaft waren , daß wir auch tatſächlich das gehalten und die

Beſtimmungen zur Durchführung gebracht hätten . Und wenn Sie für uns ſo
dange waren , daß wir umfielen , warum ſind denn die ganzen Verhandlungen ſo
hinter den Kuliſſen geführt worden , daß wir , die in der erſten Leſung gemein⸗
ſchaftlich mit Ihnen gingen , von der ganzen Sache nichts gewahr wurden ,

S. 479) nichts gewahr werden ſollten ?“ ( 142 Sitzung vom 7. April 1908

§ 56 . Das Scheckgeſetz iſt am 9. Januar 1908 dem Reichs⸗
tage vorgelegt worden . (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 566. ) Am

21 . Januar 1908 fand die erſte Leſung ſtatt , in welcher der Abg .
Nacken den Entwurf begrüßte und die baldige Einführung des Poſt⸗
ſcheckberfahrens forderte . Um alle Zweifel zu beſeitigen , hatte das

Zentrum in der Kommiſſion den Antrag geſtellt , die Sparkaſſen aus⸗

drücklich als ſolche Anſtalten zu bezeichnen, welche die paſſive Scheck⸗
fähigkeit erhalten ; der Antrag wurde aber abgelehnt und dann vom

Zentrum im Plenum wiederholt . (I. Seſſ . 190708 Druckſ . Nr . 673 . )
Mit Genugtuung konnte dann der Abg . Nacken in der zweiten Leſung
am 21 . Februar 1908 feſtſtellen : „ Es freut uns , daß inzwiſchen
auch die übrigen Parteien ſich auf den Standpunkt geſtellt haben ,
daß es abſolut notwendig iſt , den unter amtlicher Aufficht ſtehenden
Sparkaſſen die paſſive Scheckfähigkeit zu verleihen ; freilich mit der

unſerer Anſicht nach notwendigen Einſchränkung , daß nur den unter
amtlicher Aufſicht ſtehenden Sparkaſſen dieſes Recht verliehen wird .

Daß dabei das Aufſichtsrecht der Behörden gewahrt werden muß ,

betrachten wir als ſelbſtverſtändlich . “ ( 107 . Sitzung vom 21 . Februar
1908 S . 3315 . ) Der Antrag fand auch Annahme . Alſo auch hier
das Schauſpiel , daß man zunächſt Zentrumsanträge ablehnt und dann
ſie im Plenum ſelbſt wieder einbringt . — Am 5. März 1908 ging .
dem Reichstag ein Nachtragsetat zu , der das Poſtſcheckverfahren
einführen will . (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 747 . ) Abg. Nacken

begrüßte den Entwurf in der erſten Leſung , fügte aber bei :
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Wenn in dem Entwurf beſtimmt wird , daß die Gebühren durch Verordnung
feſtgeſtellt werden ſollen , ſo können wir dieſer Beſtimmung nicht beipflichten .
Unſeres Erachtens ſollen die Gebühren durch Geſetz feſtgelegtwerden. Der Herr
Kollege Kaempf hat dann meines Erachtens in ſehr richtiger Weiſe darauf hin⸗
gewieſen , daß der Ueberweiſungsverkehr die Hauptſache bei dem ganzen Scheck⸗
verfahren iſt , und deshalb unterſtütze ich die Bitte , die er an die Verwaltung
gerichtet hat , daß man ſich bei dem Poſtſcheck und Ueberweiſungsverfahren dem
Abrechnungsverkehr der Reichsbank anſchließen möge . Meine Herren , auch darin
pflichte ich dem Herrn Kollegen Kaempf bei , wenn er darauf aufmerkſam gemacht
hat , daß die Gebühren billig ſein ſollen , und daß unbedingt alle bureaukratiſchen
Formalitäten bei dem Poſtſcheck⸗ und Ueberweiſungsverfahren vermieden werden
müſſen . Ich habe dann aber noch ein weiteres Bedenken dem Entwurf gegenüber
zu äußern , das darin liegt , daß der Termin bis zum 1. April 1914 , zu welcher
Zeit der Weg der Geſetzgebung in dieſer Frage beſchritten werden ſoll , vielleicht
etwas zu weit gegriffen iſt . “ ( 136 . Sitzung vom 31. März 1908 S. 4494. )

Nach den Mitteilungen der Regierung ſind folgende Gebühren
in Ausſicht genommen :

J. bei Bareinzahlungen für je 500 Mark oder
einen Teil dieſer Summmnmemeee 5 Pf . ;

II . für jede Barrückzahlung
a) /s vom Tauſend der auszuzahlenden Beträge ,
b) außerdem eine feſte Gebühr von 5 Pf . ;

III . für jede Uebertragung von einem Konto auf ein
anderes Poſtſcheckkonto 3 Pf .

Zur Zahlung der Gebühr unter J iſt der
Zahlungsempfänger , zur Zahlung der Gebühren
unter II und III der Kontoinhaber verpflichtet ,
von deſſen Konto die Abſchreibung erfolgt .

N . Erheiſcht der Kontoverkehr eines Kontoinhabers
jährlich mehr als 600 Buchungen , ſo wird außer
den unter I bis III aufgeführten Gebühren

10 — weitere Buchung eine Zuſchlagebühr von 7 Pf .
erhoben .

Die Einziehung der Gebühren ſowie der für Formulare jahlenden Preiſe
geſchieht durch Abſchelbung zurZabung — 27 1

Die Stammeinlage hat 100 Mark zu betragen , eine Verzinſung
der Gelder findet nicht ſtatt . Nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion ,
denen der Reichstag zuſtimmte , wird der Reichskanzler ermächtigt , den

Poſt⸗Ueberweiſungs⸗ und Scheckverkehr einzuführen . Die Beſtimmungen
über die Benutzung des Verkehrs werden durch eine vom Reichs⸗
kanzler zu erlaſſende Verordnung getroffen . Die Verordnung iſt dem

Reichstage zur Kenntnisnahme vorzulegen . Die grundſätzlichen Vor⸗
ſchriften über den Poſt⸗Ueberweiſungs⸗ und Scheckverkehr ſind bis
zum 1. April 1912 auf dem Wege der Geſetzgebung zu regeln .
( . Seſſ . 19078 Druckſ. Nr . 873 . ) In der zweiten Leſung (1. Mai
1908) betonte der Abg. Nacken , daß das Zentrum die Einführung
als einen Verſuch anſehe , den es mitmache , es habe auch in der
Kommiſſion erreicht , daß ſchon im Jahre 1912 die geſetzliche Regelung
zu erfolgen habe , und daß die Verwaltung ſich mit der geſetzlichen
Feſtlegung der Tarife einverſtanden erklärt habe ; die Tarife könnten jetzt
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nicht zu nieder feſtgeſetzt werden , weil man ſie ſonſt ſpäter erhöhen müſſe ,
da das Zentrum auf dem Standpunkte ſtehe , daß die Einnahmen nicht
höher ſein dürften als die Ausgaben und der Einnahmeausfall aus⸗
machen . Die Konſervativen lehnten das Poſtſcheckberfahren ab ; der

Antrag der Freiſinnigen auf Herabſetzung der Gebühren fand nur
die Stimmen der Antragſteller und der Sozialdemokratie .

§ 57 . Eine Novelle zum Münzgeſetz (I. Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 797 ) bringt als weſentliche Aenderung die Einführung
eines neuen 25⸗Pfennigſtückes aus Nickel und die Einführung der

Silberquote von 15 Mark auf 20 Mark auf den Kopf der Be⸗

völkerung . In der erſten Leſung vom 31 . März 1908 brachte der

Abg . Speck eine Reihe von Bedenken gegen dieſe Vorſchläge vor .

„ Die Anſichten über die Notwendigkeit des 25⸗Pfennigſtückes
ſind , wie geſagt , geteilt . Es iſt das teilweiſe Gefühlsſache ; man kann

5 pro und contra ſich entſcheiden . Aber wenn geſagt wird , daß die

Herſtellung dieſer Münze zur Vereinfachung des Zahlungsweſens
VLeig beitrüge , ſo möchte ich das nur oum grano salis aufgefaßt wiſſen ;

N denn die „ Vereinfachung des Zahlungsweſens “ wird vorausſichtlich
darin beſtehen , daß das , was jetzt zwanzig Pfennig koſtet , künftig
fünfundzwanzig Pfennig koſtet

Meine Freunde weiſen die Erhöhung der Kopfquote , die jetzt
15 Mark beträgt , nicht prinzipiell zurück . Aber wir müſſen doch
erwägen , ob der Betrag von 20 Mark auf den Kopf nicht etwas zu
hoch gegriffen iſt . “ ( 136 . Sitzung vom 31 . März 1908 S . 4499 . )

Am 7. April 1908 legte die Kommiſſion ( Berichterſtatter
Dr . Mayer , Kaufbeuren ) bereits ihren Bericht vor (J. Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 860 ) , der auf Annahme der Vorlage ging . Die zweite
Leſung fand am 1. Mai 1908 ſtatt ; die Abgg . Dr . Mayer , Kirſch
und von Strombeck ſprachen ſich für die Vorlage aus ; ein Antrag der

Konſervativen , ein Dreimarkſtück auszuprägen , wurde durch die Rechte
und einen Teil des Zentrums angenommen . In der dritten Leſung
vom 7. Mai ſprach Staatsſekretär Sydow namens der Mehrheit
des Bundesrats Bedenken gegen die Schaffung eines Dreimarkſtückes
aus ; der Reichstag beſchloß jedoch mit großer Mehrheit die Aus⸗

prägung desſelben . Das Geſetz fand auch mit dieſer Beſtimmung die

Zuſtimmung des Bundesrates .

§ 58 . Die Erleichterung des Wechſelproteſtes iſt
vom Zentrum bereits ſeit einer Reihe von Jahren gefordert worden ;
am 11 . Novemher 1907 erſchien der Entwurf ( I . Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 471 ) , der in erſter Linie die Einführung des Poſt⸗
proteſtes brachte . Am 13 . Dezember 1907 fand die erſte Leſung
ſtatt , am 12 . Februar 1908 legte die Kommiſſion ihren Bericht vor

(J. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 666 ) , der in weſentlichen Teilen der

Vorlage zuſtimmte . Der Reichstag nahm dieſe Kommiſſionsbeſchlüſſe
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an ; Abg . Dr . Belzer betonte , daß dieſe einer alten Forderung des

Zentrums entſprechen .

§ 59 . Das Telefunkengeſetz ( I . Seſſ . 1907/08 Druchſ .
Nr . 560 ) ſichert dem Reiche das Monopol in der Errichtung von

Telefunkenſtationen . Ohne Genehmigung des Reichs konnten bisher
errichtet und betrieben werden :

1. Telegraphenanlagen , welche ausſchließlich dem inneren Dienſte
von Landes⸗ und Kommunalbehörden , Deichkorporationen ,
Siel⸗ und Entwäſſerungsverbänden gewidmet ſind ;

2. Telegraphenanlagen , welche von Transportanſtalten auf ihren
Linien ausſchließlich zu Zwecken ihres Betriebs oder für die

Vermittelung von Nachrichten innerhalb der bisherigen Grenzen
benutzt werden ;

3. Telegraphenanlagen
a) innerhalb der Grenzen eines Grundſtücks ,
b) zwiſchen mehreren einem Beſitzer gehörigen oder zu einem

Betriebe vereinigten Grundſtücken , deren keines von dem
anderen über 25 Kilometer in der Luftlinie entfernt iſt,
wenn dieſe Anlagen ausſchließlich für den der Benutzung
der Grundſtücke entſprechenden unentgeltlichen Verkehr be⸗
ſtimmt ſind .

In allen dieſen Fällen würden mithin die Funkentelegraphen⸗
anlagen einer Einwirkung des Reichs ( beziehungsweiſe Bayerns oder
Württembergs ) auf die Geſtaltung ihres Beiriebs entzogen ſein .

In der erſten Leſung des Entwurfs ſtimmte der Abg . Schneider
am 21 . Januar 1908 demſelben zu . Das Geſetz wurde ohne er⸗
hebliche Debatten verabſchiedet .

§ 60 . Das Bandelsproviſorium mit England (1. Seſſ .
1907/08 Druckſ . Nr . 506 ) wurde auf zwei Jahre bis 31 . Dezember
1909 verlängert und im Reichstage ohne weitere Beratung an⸗
genommen , ebenſo gelangte der Handelsvertrag mit Montenegro
( . Seſſ . 1907/08 Druckſ. Nr . 475 ) zur Annahme .

§ 61 . Die konſervative Interpellation über den Bank⸗
diskont (I . Seſſ . 1907/08 Druckſ. Nr . 485 ) iſt am 14 . und
15 . Januar 1908 im Reichstage beſprochen worden . Der Zentrums⸗
abgeordnete Dr . MayerKaufbeuren ) ſah die Urſache des hohen Diskonts
in der Ueberſpannung des Kreditbedürfniſſes : „ Es iſt ſowohl für den
Staat wie für die Kommunen unbedingt notwendig , ihre Bedürfniſſe
auf das äußerſte einzuſchränken . Man muß dabei nicht nur an eine

quantitative Einſchränkung der Bedürfniſſe denken , ſondern auch an
eine qualitative Einſchränkung . Wir haben uns in Staat und
Kommune nachgerade daran gewöhnt , daß das , was der Staat oder



die Kommune ſich anſchafft , das Beſte ſein muß , was es auf dieſem
Gebiete gibt . Es iſt ganz zweifellos , daß in Zeiten , wo der Geld⸗

ſtand dies erlaubt , dieſer Standpunkt der einzig richtige iſt . Aber es

iſt ebenſo richtig , daß dann , wenn es dringend notwendig wird , ſich
einzuſchränken , auch in qualitativer Hinſicht Einſchränkungen notwendig
ſind , daß ſie jedenfalls ſo weit notwendig und zu rechtfertigen ſind ,
als ſie kein dringendes Bedürfnis darſtellen . . . Ich glaube , daß ,
nachdem die Induſtrie ſich auf allen Gebieten zurzeit einer großen
Selbſteinſchränkung befleißigt , die Hauptgefahr für unſeren Geldmarkt

für die nächſte Zeit in den Bedürfniſſen der Einzelſtaaten und ins⸗

beſondere des Reiches liegt . Meine Herren , dieſes videant consules ,
das ich an die Mehrheitsparteien dieſes Hauſes richte , möchte ich da⸗

hin zuſammenfaſſen , daß ich ſage : bewilligen Sie nichts , ohne ſich
vorher über die Deckungsfrage klar zu werden ! “ ( 80. Sitzung vom

15 . Januar 1908 S . 2433 . )

§ 62 . Interpellationen über die hohen Lebensmittel⸗

und Kohlenpreiſe wurden von den Sozialdemokraten , über

letztere auch von den Konſervativen eingebracht . (I. Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 486 , 487 , 488 . ) Am 25 . und 26 . November fand die

Beſprechung derſelben ſtatt . Gegenüber der Forderung auf vorüber⸗

gehende Aufhebung der Getreidezölle führte der Abg . Herold aus :

„ Wenn vorgeſchlagen wird , die Zölle aufzuheben , ſo wird ganz

gewiß damit der Zweck , die Preiſe herabzuſetzen , nicht erreicht werdenl

Um das zu erzielen , müßte doch auch der hohe Preis auf die Zölle
zurückzuführen ſein . Das iſt aber keineswegs der Fall . Der Herr
Staatsſekretär des Innern hat ja ſchon in Prozenten Verhältniszahlen
der Steigerung in verſchiedenen Ländern angeführt , ich will Ihnen
nur noch einige abſolute Zahlen mitteilen . Danach iſt der Preis vom

März bis Oktober 1907 in Berlin um 33,80 M. geſtiegen , in

Königsberg um 25,50 , in Wien um 72,57 ( hört ! hörtl ) , in Budapeſt
um 71,34 und ſelbſt in dem zollfreien Liverpool um 51,05 M.

( Hört ! hörtl ) Alſo in dieſem zollfreien Gebiet in erheblich ſtärkerem
Maße als in Berlin , und doppelt ſo ſtark als in Königsberg . Der

klarſte Beweis dafür , daß die jetzige Steigerung nicht auf die Zölle
zurückzuführen iſt (ſehr richtig ! rechts und in der Mitte ) , ſondern daß
der Ernteertrag in der ganzen Welt für die jetzigen hohen Preiſe
maßgebend iſt . “ ( 57. Sitzung vom 25 . November 1907 S . 1771 . )

Bezüglich der hohen Kohlenpreiſe gab der Abg . Giesberts

zu , „ daß die Kohlenbergbauinduſtrie durch das Kohlenſyndikat und

durch ſeine Preispolitik auf eine geſunde Grundlage geſtellt worden

iſt , auf der die Möglichkeit gegeben iſt , gute Löhne zu zahlen , gute
Arbeitsverhältniſſe zu ſchaffen , — womit ich natürlich nicht geſagt
haben will , daß das bereits heute in vollkommenem Maße der Fall
wäre “ . ( 58. Sitzung vom 26 . November 1907 S . 1801 . )
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Als Mittel zur Linderung der Kohlennot ſchlug er vor : „Ein
Verbot der Kohlenausfuhr möchte ich nicht empfehlen ; aber wohl
ſcheint mir notwendig , daß die Einfuhr fremder Kohlen zu dem
gleichen Tarif erfolgt wie die Ausfuhr der einheimiſchen Kohle, um
dadurch einen Konkurrenzausgleich nach Möglichkeit zu ſchaffen. Im
übrigen aber betone ich nochmals : geſunde Preiſe ſind die Vorbe⸗
dingung für das Gedeihen der Induſtrie und das Gedeihen des
Bergbaues . Ob der Nachweis erbracht iſt , daß die Preiſe künſtlich
unverhältnismäßig in der Höhe gehalten werden , ob dieſer Beweis
in den heutigen Zahlen geliefert iſt , ſcheint mir vor der Hand noch
fraglich . Man wird die Kohlen in der gegenwärtigen Preislage mit
Rückſicht auf den Bedarf als hoch empfinden ; für mich kommt es
darauf an , die Preiſe entſprechend der ſinkenden Konjunktur herab⸗
zuſetzen . Darin werden wir das Merkmal erkennen müſſen , ob das
Syndikat ſeine Zeit verſteht .

Meine Herren , ich habe Ihnen geſagt , daß bis jetzt die
Syndikatsverwaltungen dieſe Eigenſchaft nicht gehabt haben , daß ſie
meines Erachtens ſchon jetzt verpflichtet ſeien , durch Ermäßigung der
Preiſe die niedergehende Konjunktur möglichſt zu halten und Stadilität
hineinzubringen . Tun ſie das nicht , wird die Regierung und auch
der Reichstag eventuell zu anderen Mitteln greifen müſſen , um eine
Einwirkung auf die Verhältniſſe zu haben . “ ( S. 1804 . )

§ 63 . Die Interpellation über die Einführung von Schiff⸗
fahrtsabgaben auf den natürlichen Waſſerſtraßen . (I . Seſſ .
1907/08 Druckſ. Nr . 56 und 119 ) wurde am 1. April 1908
beſprochen.

Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg erklärte hierbei namens
des Reichskanzlers : „ Die preußiſche Regierung wird namentlich zur
Klarſtellung der bezeichneten Verfaſſungsbeſtimmungen den Weg der

Reichsgeſetzgebung beſchreiten, ſobald die zurzeit zwiſchen Preußen
und den übrigen beteiligten Bundesſtaaten in bundesfreundlichem
Sinne geführten Verhandlungen ausreichend gefördert worden ſind.
Sie glaubt durch die von ihr angeſtrebte , nicht durch fiskaliſche Rück

ſichten beſtimmte Löſung der umſtrittenen Frage allen an der Strom⸗
ſchiffahrt Beteiligten wie auch dem deutſchen Wirtſchaftsleben überhaupt

einen weſentlichen Dienſt zu leiſten und dem nationalen Gedanken
eine neue , auf Gemeinſchaft der Intereſſen beruhende Förderung zuteilwerden zulaſſen . “ ( 137 . Sitzung vom 1. April 1908 S . 4525 . )

Abg. Gerſtenberger erklärte ſich hiermit einverſtanden und
ſprach ſich für die Schiffahrtsabgaben aus :

„Die Abgaben , die jetzt beabſichtigt ſind , ſind keine Abgaben , welche den
Verkehr in erſter Linie erſchweren . Das ſind gleichſam Beiträge einer Genoſſen⸗ſchaft zur Unterhaltung und zum Weiterbau der Waſſerſtraßen , deren ſie bedarf ,die es ihnen ermöglichen , mit immer beſſeren Fahrzeugen immer weiter in das Land
hineinzukommen . Das iſt ähnlich wie bei einer Kulturgenoſſenſchaft , welche einen



Wieſengrund oder dergleichen reguliert und dazu Beiträge leiſtet . Meine Herren ,
der Grund der Aufhebung war damals , daß der Verkehr erleichtert würde . Wem
dienen jetzt eigentlich die Schiffahrtsabgaben , die da beabſichtigt ſind ? Den Inter⸗
eſſenten , dem Großhandel , den Schiffereibeſitzern , den Reedereien . Es iſt doch
einem ſolchen Schiffereibeſitzer von großem Vorteil , wenn er ſtatt bis Mannheim
dann bis Heilbronn fahren kann ; das wird doch niemand in Abrede ſtellen
können . Und wenn es ermöglicht iſt , mittels der Schiffahrtsabgaben immer
weiter in das Land hinein die Schiffbarkeit der Flüſſe auszubauen , ſo kommt
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den Schiffern ſelbſt zugute . “ ( 137 . Sitzung vom 1. April 1908

. 4528.

Abg . Hauß ſtimmte dem zu und führte noch ins Feld :
„ Die Ausgaben für die Regulierung des Rheins von Mannheim bis

Straßburg belaufen ſich auf rund 14 Millionen Mark , davon hat 10 Millionen

Elſaß⸗Lothringen zu tragen , den Reſt die anderen Uferſtaaten . Sie werden des⸗

halb begreifen , daß Elſaß⸗Lothringen an der heute aufgeworfenen Frage ein großes
Intereſſe hat , und wir ſehnlich wünſchen , daß unter den beteiligten Rheinufer⸗
ſtaaten in Bälde eine Verſtändigung über die Einführung von Abgaben erfolgen
möge . . . Es liegt auch nicht im Intereſſe des Mittel⸗ und des Arbeiterſtandes , daß
man ſolch eine Ausgabe wie die in Elſaß⸗Lothrigen von 10 Millionen Mark auf
die Allgemeinheit abwälzt . Das wäre nicht gerecht . Der Mittelſtand und der
Arbeiter können verlangen , daß ſolche Ausgaben in der Hauptſache von den

Intereſſenten getragen werden . Dies läßt ſich ermöglichen , ohne den Gebührenſatz
beſonders hoch zu normieren . Eine mäßige Abgabe würde vollauf genügen . “
( 137 . Sitzung vom 1. April 1908 S. 4551 . )

§ 64 . Einen Kartellgeſetzentwurf hat das Zentrum in

folgendem Antrag verlangt :
Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald dem Reichstag

1550
Geſetzentwurf betreffend Kartelle , Truſts und ähnliche Vereinigungen vor⸗

zulegen .
Als Zielpunkte der Regelung werden zur Erwägung empfohlen :

1. Errichtung eines Reichskartellamtes , ſei es als beſonderer Abteilung im

Reichsamt des Innern , ſei es als eignen Amtes nach Vorbild des Aufſichts⸗
amtes für Privatverſicherung ;

2. Feſtſetzung von Mindeſtvorſchriften bezüglich der Satzungen , insbeſondere
betreffend die Zulaſſung von Schiedsgerichten ;

3. Verpflichtung zur Anzeige der Errichtung und zur Einreichung der Satzungen
beim Kartellamt ; Führung eines Kartellregiſters ;

4. Aufſicht des Kartellamtes über die Geſchäftsführung mit dem Rechte der
eines Kommiſſars zu den Beratungen ; Auskunftspflicht der

artelle ;
5. regelmäßige Veröffentlichungen des Kartellamtes . (I . Seſſ . 1907/08 Druchſ .

Nr . 545. )

Die Konſervativen beantragten die Hinzufügung folgender
Nummer :

6. Vorſchlag von Maßnahmen , die gegenüber denjenigen Vereinigungen getroffen
werden können , welche die Beanſtandungen des Kartellamtes nicht beachten .
( . Seſſ . 1907 08 Druckſ . Nr . 744 . )

Der Antrag gelangte faſt einſtimmig zur Annahme , obwohl

Staatsſekretär v. Bethmann⸗Hollweg ihn bekämpft hatte . Die Be⸗

gründung des Antrages lag in den Händen des Abg . Dr . Mayer ,
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Kaufbeuren , der am 5. März 1908 ſeine Aufgabe in vorzüglicher
Weiſe erledigte :

„ Bevor ich auf Einzelheiten eingehe , möchte ich aber nicht unterlaſſen ,
unſeren prinzipiellen Standpunkt gegenüber den Kartellen auseinanderzuſetzen .
Wir ſind keineswegs Kartellgegner , im Gegenteil , meine Herren ! Wir alle wiſſen ,
den Kartellen iſt weſentlich , durch völlige oder doch möglichſte Beſeitigung des

freien Wettbewerbs die eigene Lage zu verbeſſern . Wir haben aber im Gegenſatz
zur freiſinnigen Partei in dem freien Wettbewerb niemals das Allheilmittel unſerer
Volkswirtſchaft erblickt , und wir müſſen auch ſagen , ein Zuſammenſchluß , wie ihn
die Kartelle erſtreben , mit dem Zweck, die Produktion dem Bedarf anzupaſſen
und alle überflüſſigen Produktionsmittel auszuſchalten , entſpricht uns viel mehr als
der durch den freien Wettbewerb geſchürte Kampf aller gegen alle , der ſchließlich
zur Ueberproduktion und damit zu ſchwerer Schädigung der Allgemeinheit führen
muß . Meine Herren , der chriſtlich⸗ſoziale Abg . Dr. Weißkircher , der Präſident
des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes , hat bereits vor Jahren in einer Broſchüre
„ Das Kartellweſen vom Standpunkte der chriſtlichen Wirtſchaftsauffaſſung “ aus⸗

geführt , daß ein ſolcher Zuſammenſchluß zur Anpaſſung der Produktion an den

Bedarf , wie er in den Kartellen vorliegt , dem Gedanken einer chriſtlichen Sozial⸗
ordnung weit mehr entſpricht und gerecht wird als die freie , ſchrankenloſe
Konkurrenz . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Aber , meine Herren , mit der Be⸗

ſeitigung des freien Wettbewerbs fällt auch eines der wichtigſten Korrektive gegen die

Bildung ungerechtfertigt hoher Preiſe und die Entfaltung einer Machtpolitik , wie

jetzt leider vielfach bei unſeren Syndikaten beklagt wird . ( Sehr richtig ! in der

Mifie ; [ Dem folgte eine ſehr ſachgemäße Beſprechung der Auswüchſe
der Syndikate und die eingehende Begründung der Vorſchläge des Zentrums . ]

Durch die in unſerer Reſolution empfohlenen Maßnahmen erhält der Staat

ja ohnedies nur eine ganz beſcheidene Stellung als Vertreter der Allgemeinheit .
Wir glauben aber , wie ich ſchon ausgeführt habe , daß das genügen wird . Wir
wollen unſere Vorſchläge auch nicht als erſten Schritt zu weiteren Beſchränkungen
der Kartelle betrachtet wiſſen , wir hoffen vielmehr , daß es nur dieſer Maßnahme
bedarf , um den Staat inſtand zu ſetzen, von den wirtſchaftspolitiſchen Macht⸗
mitteln , die ihm ſo wie ſo zu Gebote ſtehen , energiſchen Gebrauch zu machen . Es
würde im Volke nicht verſtanden werden , wenn der Reichstag der Beſorgnis , die
weite Kreiſe über die Ausſchreitungen einzelner Kartelle zweifellos erfaßt hat ,
ſeinerſeits nicht Ausdruck geben und den Dingen ihren Lauf laſſen würde . “
( 116 . Sitzung vom 5. März 1908 S. 3651 . )

Von den Rednern faſt aller Parteien wurde die Zweckmäßig⸗
keit des Zentrumsantrages anerkannt und der Forderung zugeſtimmt ,
daß die Kartelle unter eine Art Reichsaufſicht geſtellt werden müßten .

65 . Die Sicherung und weitere Ausgeſtaltung
der Tarifgemeinſchaften hat das Zentrum erſtmals am

30 . November 1905 beantragt . Dieſer Initiativantrag iſt am
19 . Januar 1907 wiederholt und am 6. Dezember 1907 zu einer

Etatsreſolution umgeſtaltet worden , die am 19 . November 1908 be⸗

raten und vom Abg . Gröber begründet wurde .

„ Der gewaltigen Entwicklung der Tarifverträge im deutſchen Gewerbe

hat die Geſetzgebung und die Rechtſprechung noch nicht ganz Rechnung tragen
können . Weder das Bürgerliche Geſetzbuch noch die Gewerbeordnung
enthält beſondere Beſtimmungen über den Tarifvertrag . Man iſt alſo
bei der rechtlichen Behandlung dieſes eigenartigen Gebildes auf Rechts⸗

10



deduktionen angewieſen , auf Auslegungen von ſolchen Beſtimmungen ,
die zweifellos getroffen ſind ohne 5170 Rückſichtnahme auf den

05 Tarifvertrag . Schon das iſt etwas Mißliches . Noch mißlicher aber

iſt , daß natürlich die Ergebniſſe ſolcher Auslegungen der Sicherheit
entbehren . Bis heute iſt unſere Rechtſprechung noch nicht zu einer

völligen Einmütigkeit auf dieſem Gebiete gekommen . “ Der Redner

bezeichnete dann den Tarifvertrag als „eine geſellſchaftliche Form für
künftige individuelle Arbeitsverträge “. Er machte dann eine Reihe
von Vorſchlägen zur rechtlichen Sicherung der Tarifverträge und
meinte :

„ Für jetzt, glaube ich, dürften wir froh ſein , wenn vor allem die rechtliche
Gültigkeit der Tarifverträge außer jeden Zweifel geſtellt wird ; das kann ohne
Schwierigkeiten in einfacher Form geſchehen durch eine Zuſatzbeſtimmung zu den

5 § § 152 und 153 der Reichsgewerbeordnung , da braucht es gar keiner komplizierten
en Einzelvorſchriften und langer Beratungen . Ferner ſollte man ſchon jetzt klarſtellen ,

wer durch den Tarifvertrag gebunden wird , und wieweit dieſe Gebundenheit reicht .
f Das wären ungefähr die Fragen , von denen ich glaube , daß ſie für eine geſetz⸗

liche Regelung jetzt ſchon reif wären . Die Regelung aller übrigen Fragen wird
man beſſer der Zukunft vorbehalten , wenn die Entwicklung weiter gediehen iſt .
Für dieſe ſpätere Regelung des Tarifrechts wird die Feſtſetzung der Rechtsgültig⸗
keit der Tarifverträge ſowie des Umfangs und der Dauer der Rechtsverbindlichkeit
dieſer Verträge eine Vorarbeit ſein , die wir allerdings möglichſt bald wünſchen
möchten . “ ( 105 . Sitzung vom 19. Februar 1908 S. 3270 . )

Der Antrag des Zentrums fand einſtimmige Annahme .
Bei der Beratung des Etats der Heeresverwaltung , der Marine

und der Verwaltung der Reichseiſenbahnen brachte das Zentrum den

Antrag ein : „ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Arbeiten nur an

ſolche Firmen zu vergeben , welche in Beziehung auf die Arbeits⸗

bedingungen die geſetzlichen Vorſchriften einhalten und , falls Tarif⸗
verträge für die betreffende Art der Arbeit am Orte des Betriebs

gelten , nicht hinter den Beſtimmungen dieſer Tarifverträge zurück⸗
bleiben . “ (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 579 , 611 und 733 . ) Dieſe
Anträge wurden am 1. Februar mit 213 gegen 67 Stimmen der

Rechten und einer großen Anzahl von Nationalliberalen angenommen .
Von den Nationalliberalen ſtimmten mit Nein : Bärwinkel , Bahn ,
Hagemann , Hausmann , Lehmann , Linck, Dr . Paaſche , von Schubert ,
Dr . Semler , Wehl, v. d. Wenſe . In der Kommiſſion hatten alle
Nationalliberalen ſich gegen den Antrag ausgeſprochen , da er in den

freien Arbeitsvertrag eingreife und finanzielle Konſequenzen habe .
Der Abg . Gröber wies am 31 . Januar 1908 dieſe Bedenken zurück
und ſtellte feſt :

„ Es gibt gar keinen beſſeren Beweis für den allgemeinen Nutzen
00 der Tarifverträge als die Tatſache , daß in den letzten zehn Jahren

Tauſende von Tarifverträgen in Deutſchland abgeſchloſſen worden ſind .
Ich will als ein Beiſpiel nur die Entwicklung in dem deutſchen Buch⸗

0 druckergewerbe anführen , worüber ich bereits einzelnes geſagt habe .
55 Im Jahre 1897 waren in der Tarifgemeinſchaft der deutſchen Buch⸗



„

druckervereinigung 1631 Buchdruckerfirmen und 18,340 Buchdrucker⸗
gehilfen in 469 Orten vereinigt . Im Jahre 1906 ſind es 5583

Firmen , 49,497 Gehilfen in 1659 Orten . Das iſt eine ſo gewaltige
Vermehrung in kurzer Zeit , daß eine weitere Rechtfertigung der

Reſolution nicht nötig ſein wird . Die Tarifgemeinſchaft der deutſchen
Buchdrucker umfaßte im Jahre 1906 66 Prozent aller Buchdrucker⸗
firmen und 90 Prozent aller Buchdruckergehilfen , alſo nahezu das

geſamte ( 91 . Sitzung vom 31 . Januar 1908
S . 2784 .

§ 66 . Für größere Freizügigkeit der ſüddeutſchen
Banknoten trat der Abg . Erzberger in der Budgetkommiſſion
ein und erzielte die Annahme folgenden Antrages : den Herrn Reichs⸗
kanzler zu erſuchen , Fürſorge zu treffen , daß die Noten der im

Deutſchen Reich zur Banknoten⸗Ausgabe berechtigten Notenbanken
bei allen öffentlichen Kaſſen des Reiches als Zahlung angenommen
werden müſſen . (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 662 . )

Am 21 . März 1908 wiederholte der Abg . Erzberger den

dringenden Wunſch der ſüddeutſchen Geſchäftswelt und Handels⸗
kammern nach dieſer Richtung ; leider wurde die Reſolution aber

abgelehnt durch den Block .

B. Die Tätigkeit zugunſten der Landwirtſchaft .
§. 67 . Die Novelle zum Anterſtützungswohnſitzgeſetz

( J Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 344 ) lag ſchon dem früheren Reichstag
vor ; über die damaligen Kommiſſionsberatungen hat der Zentrumsabg .
Itſchert einen muſterhaften Bericht vorgelegt . Der Entwurf bringt in

erſter Linie die Erlangung des Unterſtützungswohnſitzes vom 16 . ( bisher
18 . ) Lebensjahre ab und in zweiter Linie dieſe Erlangung bereits
nach ein⸗ ( bisher zwei ) jährigem Aufenthalt ; ferner hat er die Ver⸗

pflichtung des Dienſt⸗ und Arbeitsortes in ſachlicher , zeitlicher und
räumlicher Beziehung erweitert durch die Beſtimmung : „Tritt bei
Perſonen , welche an einem Orte mindeſtens eine Woche hindurch
gegen Lohn oder Gehalt in ein und demſelben Dienſt⸗ oder Arbeits⸗

verhältniſſe geſtanden haben , der Fall der Hilfsbedürftigkeit während
der Fortdauer dieſes Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes oder innerhalb
einer Woche nach ſeiner Beendigung ein, ſo hat der Ortsarmen⸗
verband des Dienſt⸗ oder Arbeitsorts für die erſten 26 ( bisher 13 )
Wochen nach dem Beginne der Anterſtützung die Koſten endgültig zu
tragen , oder , wenn die Unterſtützung von einem anderen Armen⸗
verbande gewährt worden iſt , dieſem zu erſtatten . “

In der erſten Leſung vom 9. Januar 1908 begründete der
Abg . Herold dieſe Vorſchläge , da ſie zur Entlaſtung des Landes ,
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das unter der ſtarken Abwanderung ſchon genügend leide , weſentlich
505 beitragen . ( 75 . Sitzung vom 9. Januar 1908 S . 2283 . ) Die Kommiſſionl ( I . Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 841 , ſtimmte den beiden erſten Vor⸗
de ſchlägen zu, beſchränkte die Leiſtungen des Arbeitsortes auf die Koſtenſhen der Kur und Verpflegung für den Fall der Erkrankung , wobeilr⸗ Schwangerſchaft nicht als eine ſolche anzuſehen iſt . Die zweite Leſung
0 fand am 29 . April 1908 ſtatt ; Abg . Dr . Belzer erklärte die Zu⸗90⁰⁰ ſtimmung des Zentrums zu den Kommiſſionsbeſchlüſſen und empfahl

beſonders die Annahme folgender vom Zentrum in der Kommiſſion
geſtellter Reſolution :hen

ion „ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, nach Möglichkeit dahin zu
ib8 wirken,
in daß durch die Landesregierungen ſolchen Land⸗ bezw . Orts⸗
fien armenverbänden , die durch ihre Lage an der Grenze der Ab⸗
1 ſtoßung von verarmten Deutſchen aus dem Ausland beſonders

häufig ausgeſetzt und durch dieſe Uebernahmepflicht überlaſtet
den ſind , die dadurch veranlaßten , anderweitig nicht erſtattungsfähigen
1 Koſten durch den Staat erſetzt werden . “

1 Das Zentrum ſtimmte den Kommiſſionsanträgen zu und er⸗
ledigte am 2. Mai 1908 in dritter Leſung das Geſetz ohne Debatte .

§ 68 . Zur Linderung der Leutenot brachte das Zentrum
folgende Anträge ein :

„ Die verbündeten Regierungen zu erſucheu , dahin zu wirken , daß
1. die Uebungen der Reſerviſten und Landwehrleute und die Pferde⸗6

vormuſterungen nicht zu Zeiten der Ernte abgehalten werden ;
0 2. einheitliche Beſtimmungen über Vorausſetzung , Zahl und Dauer des Ernte⸗

urlaubs der Soldaten erlaſſen werden “ (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 523. )
in Abg. Erzberger begründete am 4. Februar 1908 den Antrag,
K indem er anerkannte , daß das Kriegsminiſterium wohl immer Zuſagen
15 gebe und beſſern wolle ; „ worüber man aber klagt, das iſt , daß dieſe

Verordnungen nicht genügend innegehalten werden . Wer draußen in der
150 Praxis ſteht , wem ſolche Stimmen aus der Praris zugehen , der wird
0 mir zuſtimmen müſſen . Ich ſelbſt kann mich erinnern , daß , als ich in
160 meinem Wahlkreiſe über das neue Serennat referierte und namentlich
5 über die Beſtimmungen , die zugunſten der Landwirtſchaft erlaſſen
10 ſeien , unmittelbar nach meiner Rede eine ganze Anzahl Bauern
lb zu mir kamen und ſagten : das iſt ſchön und gut , aber gerade in
. dieſem Jahre haben wir wieder alle Knechte zur Heuernte abgegeben . “
30 Die Vorſchriften über den Ernteurlaub ſeien nach beſtimmten Grund⸗

11 ſätzen zu regeln ; jede Kompagnie oder Schwadron ſollte im Jahre
5 30 Leute abgeben .

„ Es würde von guter Wirkung ſein , wenn das Generalkommando

1 zeitig , vielleicht ſchon im April oder Mai , in den Blättern öffentlich
6

bekannt machen würde , welche Truppenteile Mannſchaften abgeben
10
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und wie viele . Dann weiß der einzelne Landwirt , dann wiſſen die

landwirtſchaftlichen Organiſationen , die Bauernvereine , die Darlehns⸗

kaſſen uſw. , wohin ſie ſich zu wenden haben . Nun weiß ich ſehr

wohl , daß die Zeit der Ernte in verſchiedenen Gegenden ſehr ver⸗

ſchieden iſt ; aber im allgemeinen kann man doch ſagen , daß in den

Gegenden , in der die Garniſon liegt , die Ernte ſich in der gleichen

Zeit vollzieht, und daß dem Rechnung getragen werden kann . Ein

Regiment , das zur Zeit der Getreideernte ſeine Uebung hat , läßt

dann Beurlaubungen in ſolchem Umfange zur Heuernte eintreten und

umgekehrt . Jedenfalls möchten wir wünſchen , daß das Kriegs⸗

miniſterium ſich nicht begnügt , allgemeine Vorſchriften über den Ernte⸗

urlaub zu geben , ſondern daß es auch Maßnahmen trifft , um zu

kontrollieren : wie werden dieſe Beſtimmungen durchgeführt . “ ( 94. Sitzung

vom 4. Februar 1908 S . 2885 . ) Der Zentrumsantrag wurde ein⸗

ſtimmig angenommen .

§ 69 . Die Frage des Gerſtenzolles iſt durch folgende

Reſolution zur Beſprechung gelangt :
die verbündeten Regierungen zu erſuchen :

1. tunlichſt bald durch entſprechende Aenderung der Beſtimmungen der Gerſten⸗

zollordnung die Verzollung ſämtlicher Gerſte nach dem Satze von 4 Mark

für 100 Kilogramm vorzuſchreiben , welche zur Verwendung für Brauerei⸗

oder Brennereizwecke geeignet oder beſtimmt iſt ;

2. den Zollſatz von 1,30 Mark für 100 Kilogramm nur auf ſolche Gerſte

zur Anwendung zu bringen , welche in geeigneter Weiſe ( durch Färben uſw. )

—. —
oder nachgewieſenermaßen zu Futterzwecken verwendet

worden iſt ;
3. zur Sicherſtellung dieſer Maßnahmen zu veranlaſſen , daß die Verwendung

der amtlich gekennzeichneten Gerſte ( Ziffer 2) zur Herſtellung von Malz

ſowie die Verwendung ſolchen Malzes zu Brauerei⸗ oder Brennereizwecken
hohe Strafe geſtellt wird . (I. Seſſ . 1907/08 Druchſ .

Ein konſervativer Antrag fordert allgemein die Denaturierung

für alle zum Zollſatz von 1,30 Mark eingeführte Gerſte . (I. Seſſ .

1907/08 Druck . Nr . 772 . ) Am 16 . März 1908 wurde die Frage
im Reichstage beſprochen . Abg . Speck brachte eine Menge von

Material vor , wie Gerſte , die zu 4 Mark verzollt gehört , zu

1,30 Mark eingeführt wird . „ Ich möchte an den neuen Herrn Reichs⸗
ſchatzſekretär die dringende Bitte richten , er möge doch ſeinerſeits alles

Mögliche tun , um dieſen Mißſtänden endlich abzuhelfen . Es liegt
das nicht nur im Intereſſe des Geldbedürfniſſes des Reichs und des

Schutzbedürfniſſes des Gerſtenbaus ; auch unſere ſüddeutſche Malz⸗
fabrikation hat ein ganz erhebliches Intereſſe an der Sache . Es

handelt ſich hier nicht allein um die Intereſſen der Gerſte bauenden

Landwirtſchaft , es handelt ſich hauptſächlich auch um die Intereſſen
der Gerſte verbrauchenden Landwirtſchaft . Die Folge der mangel⸗

haften Vorſchriften iſt , daß in Rußland jetzt die Vermiſchung der
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Malzgerſte mit wertloſen Beſtandteilen wie Unkrautſamen , Schmutz,
Spreu , Sand uſw . bei Sendungen , die nach Deutſchland beſtimmt
ſind , geradezu ſyſtematiſch betrieben wird . “ ( 123 . Sitzung vom
16 . März 1908 S . 3957 . )

Reichsſchatzſekretär Sydow ſtellte ſich zu der Reſolution des
Zentrums ſehr freundlich , während er die konſervative als mit den
Handelsverträgen im Widerſpruch ſtehend bezeichnete.

8 Abg. Speck bemerkte noch zu der Haltung der National⸗
iberalen :

„ Wundern muß ich mich über die Haltung der Vertreter der national⸗liberalen Partei . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Der Herr Abg . Fuhrmannſpricht ſich für den Antrag Roeſicke aus , der nach den beſtimmteſten Erklärungendes Herrn Reichsſchatzſekretärs mit den Handelsverträgen nicht vereinbar iſt . DerI19 Herr Abg . Reeſe ſpricht ſich dafür aus , daß überhaupt keine Kontrolle ausgeübtin⸗ wird . ( Zuruf von den Nationalliberalen : Er hat nur für ſeine Perſon geſprochen ! )— Gewigß, das gebe ich zu. ( Zuruf von den Nationalliberalen : Na alfo ! ) Ichbin nun aber ſehr neugierig , Wie die nationalliberale Partei nachher ſtimmen
1 wird . ( Zurufe von den Nationalliberalen : Wir ſtimmen geſchloſſen , mit Aus⸗de

nahme des Herrn Reeſe ! — Fauler Zauber ! ) Das iſt gar kein fauler Zauber ,Herr Graf Oriola ! Es wird mich aber ſehr freuen , wenn recht viele IhrerHerren die Anſicht des Herrn Kollegen Paaſche teilen , welcher ganz auf dem
Standpunkt meiner Reſolution ſteht . “ ( 123 . Sitzung vom 16. März 1908K S. 3969 . )

Die Reſolution des Zentrums wurde nahezu einſtimmig ange⸗
nommen , während die konſervative im entſcheidenden Teile abgelehnt
wurde .

§ 70 . Die Fuſatzakte zur Brüſſeler Suckerkon⸗
vention [I. Seſſ . 190 %08 Druckf. Nr . 587 ] iſt im Reichstage

0 einſtimmig angenommen worden .

5 Den erſten Anlaß zu den anderen Vereinbarungen gab die im
Laufe des vorigen Jahres erfolgte Aenderung in der Haltung Groß⸗
britanniens , das die weſentlichſte Verpflichtung der Konvention , die

0 Anwendung von Strafmaßregeln gegen den prämiierten Zucker , über
fN den 1. September d. J . hinaus nicht aufrecht halten zu können

glaubte . Dagegen iſt Rußland der Konvention unter Beibehaltung
m ſeiner Zoll⸗ und Steuergeſetzgebung und unter Kontingentierung
1 ſeiner Zuckerausfuhr ( mit Ausnahme derjenigen nach Finland ,

Perſien und den angrenzenden oſtaſiatiſchen Ländern ) für die Zeit
8 vom 1. September 1907 bis 31 . Auguſt 1913 auf eine Geſamt⸗

menge von einer Million Tonnen auf fünf Jahre beigetreten . Die
Verteilung dieſes Geſamtkontingents iſt in der Weiſe erfolgt , daß für

1 das erſte Jahr (einſchließlich der geſamten Ausfuhr des Jahres5 1907/08 nach den Limitländern ) eine Höchſtmenge von 300,000
Tonnen , und für jedes der folgenden vier Jahre eine Höchſtmenge
von 200,000 Tonnen feſtgeſetzt iſt .

Dieſe neue Konvention bedeutet keinen Fortſchritt , aber der Reichs⸗
tag konnte nur drei Wege gehen : Erſtens : Er konnte die vor⸗



liegenden Abmachungen ſamt und ſonders ablehnen ; — dann fällt

die Brüſſeler Zuckerkonvention in ſich zuſammen , die alten Schutzzölle

leben wieder auf , und die Zuckerländer ſtehen ſich erneut kampfbereit

gegenüber . Zweitens : er konnte die Zuſatzakte zur Konvention an⸗

nehmen und die beiden anderen Abkommen ablehnen . Dann wird ,

ſofern die anderen Vertragsſtaaten beitreten , lediglich England von

der Strafklauſel für Prämienzucker befreit , und der Strom des

Zuckers aus Rußland , das dann außerhalb der Konvention bleibt ,

kann ſich uneingeſchränkt auf den engliſchen Markt ergießen . Drittens :

er konnte die drei Abmachungen annehmen . Dann ſteht zwar auch

der engliſche Markt dem Prämienzucker offen ; aber der ruſſiſche

Export wird beſchränkt , ihm werden gewiſſe Grenzen gezogen . Im

übrigen bleibt dann unſer Verhältnis zu Rußland genau ſo wie

bisher ; auch bezüglich der mit uns konkurrierdenden andereren Länder
ändert ſich bis auf weiteres durchaus nichts , wie ja auch England

ſelbſt , von der gedachten Ausnahme abgeſehen , an die Bedingungen
des Zuckervertrags auch für die Folge gebunden bleibt .

Am 24 . Januar 1908 fand die erſte Leſung der Abkommen

ſtatt , wobei von konſervativer Seite ſofort das „kaudiniſche Joch “ der

Herabſetzung der Zuckerſteuer aufgeſtellt wurde .

Abg . Götz von Olenhuſen erklärte : „ Wenn es ſich darum

handelt , zu entſcheiden , ob es beſſer iſt , daß die Nachtragsakte über⸗
haupt abgelehnt wird , oder obes beſſer iſt , ſie anzunehmen , ſo iſt
meine perſönliche Anſicht und diejenige des größten Teiles der

Zentrumsfraktion , daß die Nachtragsakte angenommen werden muß ,
damit nicht die vorhin von mir geſchilderten Zuſtände wieder ein⸗

treten . “ ( 88. Sitzung vom 8. April 1908 S . 2697 . ) Am 7. Februar
1908 fand die zweite Leſung ſtatt , in welcher Abg . Dr . Spahn die

Zuſtimmung des Zentrums erklärte , ohne daß es die Bedingung der

Berabſetzung der Juckerſteuer mitmache . Im Intereſſe der zuckerbau⸗
treibenden Bevölkerung war die Annahme der Konvention gelegen .

§ 71 . Die Baftpflicht des Tierhalters , wie ſie in § 833

des BGB . geregelt iſt , beſchäftigt wieder den Reichstag infolge
einer Vorlage der verbündeten Regierungen . (I. Seſſ . 1907/08 Druchſ .
Nr . 538 ) . Hiernach ſollte die Erſatzpflicht nicht eintreten , „ wenn der

Schaden durch ein Haustier verurſacht wird , das dem Berufe , der

Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen be⸗

ſtimmt iſt , und entweder der Tierhalter bei der Beaufſichtigung des

Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der

Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde “ .

In der erſten Leſung am 11 . Januar 1908 ſprach ſich Abg . Schmidt
( Warburg ) für die Vorlage aus , die nach den vielen Vorberatungen

ohne Kommiſſionsberatung erledigt werden könne . Zur zweiten

Leſung , die am 23 . Januar 1908 ſtattfand , liefen eine Anzahl von
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Anträgen ein ; da ſehr erhebliche Bedenken gegen die Formulierung
laut wurden , mußte die Vorlage an eine Kommiſſion verwieſen
werden , die am 7. April 1908 ihren Bericht erſtattete . (l . Seſſ .
1907/08 Druckſ . Nr . 858 . ) Die Kommiſſion empfahl unveränderte
Annahme der Entwurfes und die Annahme folgender Reſolution :
„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , alsbald einen Geſetzentwurf
vorzulegen , der die Unfallverſicherungsgeſetzgebung auf das bisher
nicht verſicherungspflichtige Fahr⸗ und Stallperſonal ausdehnt . “ Der
Reichstag ſtimmte ohne erhebliche Debatte dem Entwurfe zu .

§ 72 . Die Beſeitigung der Koalitionsverbote länd -
licher Arbeiter beantragte das Zentrum durch Einbringung folgender
Reſolution zum Vereinsgeſetz :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag einen Geſetzentwurf vor⸗
zulegen , durch welchen für diejenigen Gebiete Deutſchlands , in denen entgegen⸗
ſtehende Beſtimmungen beſtehen , auch den landwirtſchaftlichen Arbeitern unter
Wahrung der beſonderen Bedürfniſſe der Landwirtſchaft die Freiheit gewährleiſtet
wird , Vereinbarungen zum Zweck der Erreichung beſſerer Arbeitsbedingungen zu
treffen . “ (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 840 . )

men Die Sozialdemokraten ſtellten hierzu den Antrag : die Worte :
der zunter Wahrung der beſonderen Bedürfniſſe der Landwirtſchaft “ zu

ſtreichen . (1. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 854 . ) Der Antrag iſt noch
um nicht beraten worden ; als aber am 6. April 1908 die Sozialdemokraten
er⸗ die Aufhebung aller Koalitionsverbote beantragten , führte der Abg .
it Herold aus :

Nel „ Auch wir im Zentrum ſind allezeit dafür eingetreten , daß auch den länd⸗
lichen Arbeitern die Freiheit gewahrt ſein muß , Verabredungen und Verein⸗

u5 barungen zu treffen , um günſtigere Arbeitsbedingungen zu erlangen . Aber ſo einfach ,
ein⸗ mit einem Paragraphen innerhalb des Vereinsgeſetzes , dieſe Frage zu löſen , das
tuar geht doch nicht an ; das haben ſchon die Beratungen der Kommiſſion deutlich
die gezeigt . ( Hört ! hört ! links . ) Für die ländlichen Verhältniſſe beſtehen doch be⸗

ſondere Eigentümlichkeiten , welche auch bei der Gewährung der Freiheit zu der
der bezeichneten Verabredung berückſichtigt werden müſſen . Gewiß iſt jede Arbeits⸗
hal⸗ einſtellung mit großen Schäden für die Arbeitnehmer wie für die Arbeitgeber
gen. verbunden ; aber in der Induſtrie handelt es ſich doch durchweg darum , daß die

Produktion infolge der Arbeitseinſtellung vermindert , unter Umſtänden auch ganz
833 aufgehoben wird , wodurch zwar große Verluſte entſtehen können , aber doch be⸗

ole reits erzeugte Werte nicht vermindert werden . In der Landwirtſchaft jedochfa könnte durch einen umfaſſenden Streik — wenn auch die Frage in Deutſchlandf noch nicht praktiſch geworden iſt — die Möglichkeit eintreten , daß die Ernte in
der großem Umfange nicht eingeheimſt werden könnte und dadurch völlig verloren
del ginge , daß alſo bedeutende Werte vollſtändig zugrunde gingen — ein unabſeh⸗
˖

barer Schaden nicht nur für den Landwirt , ſondern für das ganze National⸗6
vermögen ; ja es könnte dadurch ſogar ein großer Nachteil für die geſamte Volks⸗

des ernährung entſtehen . ( Sehr wahr ! in der Mitte und rechts . )
der Aus dieſem Grunde ſind wir , obſchon wir den Arbeitern gern das Recht

e der Vereinbarung gewähren wollen , doch der Anſicht , daß dieſe eigentümlichen
90 Verhältniſſe der Landwirtſchaft berückſichtigt werden müſſen ( hört ! hört ! bei den

üt
Geschte

fin
wie , und deshalb ſind wir nicht in der Lage , innerhalb dieſes

ſgen Geſetzes für die Anträge, wie ſie uns hier vorliegen , zu ſtimmen . Wir haben
eiten vielmehr eine beſondere Reſolution eingebracht , in der die Regierung erſucht wird,
101 einen Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen auch den ländlichen Arbeitern die

Es



Freiheit gewährt wird , Vereinbarungen und Verabredungen zu treffen , um

günſtigere Arbeitsbedingungen zu erzielen , aber unter beſonderer Berückſichtigung
der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe . Wenn dieſer unſerer Aufforderung nachge⸗
kommen wird , dann iſt es allerdings möglich , die berechtigten Forderungen
der Abeiter in Uebereinſtimmung zu bringen mit den Anſprüchen , welche nicht
nur die Landwirtſchaft , ſondern auch das allgemeine Wohl erfordert , um die

Verluſte erheblicher Werte zu verhindern . Es haben hieran alle Kreiſe des

deutſchen Vaterlandes ein weſentliches Intereſſe , nicht in letzter Linie auch die
Arbeiter ſelbſt , welche doch Konſumenten darſtellen und weſentliche Schädigungen
erleiden würden , wenn einmal durch allgemeinen Streik wirklich die ganze Ernte

vernichtet werden ſollte .
Ich erkenne ja an, daß die Gefahren nicht ſo groß ſind , wie vielfach an⸗

genommen wird . Wir haben ja im größten Teile Deutſchlands die Freiheit der

ländlichen Arbeiter , ſich zuſammenzuſchließen , und irgendwelche durchgreifenden
Schädigungen ſind bis jetzt dadurch nicht entſtanden . Aber für die Zukunft iſt
in der Entwicklung der Verhältniſſe es doch nicht unbedingt ausgeſchloſſen , daß
die Kalamitäten , die ich eben bezeichnet habe , wirklich einmal in größerem Um⸗
fange eintreten könnten . Deshalb glauben wir , daß in dem Sinne vorgegangen
werden muß , wie wir es in unſerer Reſolution niedergelegt haben . Auf dieſe
Weiſe laſſen ſich die berechtigten Forderungen der Arbeiter mit dem Allgemein⸗
wohl verbinden .

Näher will ich auf die Sache jetzt nicht eingehen , weil ja die Reſolutionen
ſelbſt heute nicht zur Beratung ſtehen . Wenn ſie auf die Tagesordnung kommen ,
werde ich mich des näheren darüber verbreiten . Ich gebe mich aber der Hoffnung
hin , daß auf dem angegebenen Wege , eine Löſung dieſer ſchwierigen Frage erzielt
werden kann , ſo daß man allen Berufsſtänden ohne Ausnahme gerecht wird . “

( 141. Sitzung vom 6. April 1908 S. 4732 . )
*

* *

Abg . Duffner forderte am 17 . Februar 1908 eine Reform
der Telephongebühren .

„ Nach den gegenwärtigen Verhältniſſen bezahlt der ländliche Teilnehmer eine
Grundgebühr von 80 Mark und für jedes Ferngeſpräch außerdem 25 Pfennig .
Einen Ortsverkehr hat er aber in dem angenommenen Falle gar nicht . Hat er
nun nur 400 Ferngeſpräche im Jahre , ſo bezahlt er vierhundertmal 25 Pfennig
gleich 100 Mark , außerdem die Pauſchalgebühr von 80 Mark , gleich 180 Mark .

Welche Leiſtung bietet nun die Reichspoſtverwaltung gegenüber der Gegen⸗
leiſtung einem Teilnehmer in der Großſtadt mit der Grundgebühr von 180 Mark ?
Nehmen wir ein Warenhaus , ein Verſandgeſchäft , ein großes Kontor , ein großes
Reſtaurant uſw. an. Dieſe Teilnehmer nutzen natürlich ihre Grundgebühren im Orts⸗
verkehr gründlich aus , ſo daß ſie für die 180 Mark nicht weniger als 10,000 Geſpräche
im Jahre führen können , bei der Annahme , daß täglich 30 Geſpräche geſprochen
werden ; das wird aber noch nicht einmal das Marimum ſein . ( Sehr richtig !
links . ) Durch die Aufhebung der Pauſchgebühr würde nur eine gerechtere Ver⸗
teilung der Laſten gegenüber den mittleren und kleineren Teilnehmern herbeigeführt
entſprechend der Inanſpruchnahme der Telephoneinrichtung . Was die Herabſetzung
der Grungebühr von 80 auf 50 Mark anlangt bei Netzen von 1 bis 1000 An⸗
ſchlüſſen , ſo iſt die vorgeſehene Verbilligung nicht ausreichend . Sie geht mir im
Sinne unſerer Reſolution von 1907 nicht weit genug . Die Spannung von
1 bis 1000 iſt eine viel zu weite . Die übrigen Staffelungen ſcheinen mir richtig
bemeſſen zu ſein, ich will mich aber hiermit nicht feſtlegen . Ich hätte gewünſcht ,
daß den kleineren Landorten eine größere Erleichterung gewährt worden wäre , als
ſie hier vorgeſehen iſt . Ich würde eine Grundgebühr von 25 bis 30 Mark
empfehlen , wobei eine Spannung von 1 bis 150 oder 200 Anſchlüſſen anzunehmen
wäre . “ ( 103. Sitzung vom 17. Februar 1908 S. 3195 . )

22
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Im nächſten Jahre wird die geſetzliche Neuregelung der

Telephongebühren erfolgen .
Abg . Dahlem empfahl am 30 . Januar 1908 der Marine⸗

verwaltung , ihre Bedürfniſſe an Wein für die Lazarette vom Rhein und
den ſonſtigen heimiſchen Weinbaugegenden zu decken . Abg . Baumann

forderte am 28 . März 1908 die ſofortige Vorlegung des Weingeſetz⸗
entwurfes , ſo „ daß er noch in gegenwärtiger Tagung beraten werden
und im Herbſt als Geſetz in Kraft treten kann , zum Schutze unſerer
ſchwer bedrängten , notleidenden Winzer und des reellen Weinhändler⸗
ſtandes , wie auch zum Schutze unſeres weintrinkenden Publikums ,
damit auch es ein Geſetz bekommt , das ihm einen Wein ſichert , in
dem Kraft und Wahrheit liegt . “ ( 133 . Sitzung vom 28 . März
1908 S . 4391 . )

Abg . Wallenborn konnte am 28 . März 1908 mit Genug⸗
tuung feſtſtellen , wie die von ihm im Jahre zuvor gewünſchte er⸗

höhte Unterſtützung des Pomologenvereins im Etat für 1908

verwirklicht worden ſei ; man möge auf dieſem Wege fortfahren .
( 133 . Sitzung vom 28 . März 1908 S . 4389 . ) Abg . Erzberger
empfahl am 12 . März 1908 die erhöhte Unterſtützung des deutſchen
Landwirtſchaftsrats zur Vornahme ſeiner Feſtſtellung der Preiſe
landwirtſchaftlicher Produkte . ( 120 . Sitzung vom 12 . März 1908
S . 3994 . ) Abg . Freiherr v. Pfetten wünſchte einen erhöhten Zuſchuß
an die Binnenfiſcherei . ( 120 . Sitzung vom 12 . März 1908 S . 3992 . )

Der Geſetzentwurf über die Abwehr und Unterdrückung
m von Viehſeuchen ( . Seſſ . 1907/1908 Druckſ . Nr . 484 ) iſt in der

erſten Leſung vom 13 . und 20 . Januar 1908 beraten worden .

tie Abg . Freiherr v. Pfetten wies hierbei auf die neuen Laſten und

ig Beläſtigungen hin , die für den Tierhalter entſtehen . „ Die Entſchädigungs⸗
frage — das nöchte ich als zweifellos und direkt notwendig bezeichnen

fufl. —muß liberal geregelt werden , vor allem im Hinblick auf die ſtrengen
gger⸗ Beſtimmungen der Geſetzesvorlage und auf die ſo außerordentlich
it ? ſchweren Strafvorſchriften , die am Schluſſe derſelben enthalten ſind ,
u die gegenüber dem jetzigen Zuſtande ja ganz erheblich vermehrt und

5 verſchärft ſind . Wenn ich ſage , die Entſchädigungsfrage muß liberal

o01 geregelt werden , ſo möchte ich darauf zurückkommen , daß der Tier⸗

90 halter , namentlich der Landwirt , durch die Entſchädigung ja eigentlich
Lr nur einen Teil des Schadens erſetzt bekommt , der ihm entſteht . Was

— hat der kleine Mann , der beiſpielsweiſe einmal ſeine einzige Kuh oder

1 ſeine beiden Kühe verliert , ſchließlich von der Entſchädigung ? Er hat
in das Geld allerdings , aber er hat nicht augenblicklich eine neue

v0l Kuh . . . Im Anſchluß an die ganze Entſchädigungsfrage möchte ich auch

10 noch betonen , daß die Uebernahme der Koſten , die für tierärztliche
1 Unterſuchung , Impfung , Desinfektion und Tötung entſtehen , meines
ff Erachtens unbedingt auf öffentliche Mittel zu erfolgen hat . “ ( 78. Sitzung
ſnn vom 13 . Januar 1908 S . 2386 . )

l



Der Geſetzentwurf ruht noch in der Kommiſſion — Der

Zentrumsantrag , die Koſten der Fleiſchbeſchau auf die Staatskaſſe zu

übernehmen (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 522 ) , wurde angenommen .

C. Die Tätigkeit zugunſten des Mittelſtandes .

§ 73 . Der Mittelſtandsantrag der Zentrumsfraktion ,
der ſchon bei der Eröffnung des Reichstags eingebracht worden war

( . Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 21) , iſt vom Zentrum als erſter
Initiativantrag zur Beratung geſtellt worden , ſo daß er am 6. und

7. Dezember 1907 und am 8. Januar 1908 im Reichstage beſprochen
werden konnte , er fand in faſt allen Teilen einſtimmige Annahme .
Der Antrag ſelbſt lautet :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , zur Erhaltung und Förderung des

gewerblichen Mittelſtandes
folgende Maßregeln zu treffen :

A. zug unſten des Handwerkerſtandes
I. Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche

1. Beſtimmungen zur Umgrenzung von Fabrik und Handwerk , insbeſondere
ſoweit die Zugehörigkeit zur Handwerks⸗ und Handelskammer in Betracht
kommt , feſtgeſetzt und unter Zuziehung der beteiligten Kreiſe Inſtanzen
zur Entſcheidung der bezüglichen Streitigkeiten geſchaffen werden ;

2. die Fabrikbetriebe mit handwerksmäßig ausgebildeten Arbeitern zu
denjenigen Koſten herangezogen werden , welche den Handwerker⸗
organiſationen für die gewerbliche Ausbildung des Handwerkerſtandes
erwachſen ;

3. die Ausbildung von Lehrlingen in handwerksmäßigen Betrieben nur
ſolchen Perſonen geſtattet wird , welche den Meiſtertitel ( RGO . § 133 )
zu führen berechtigt ſind ;

4. die Grenzen der Zulaſſung zur freiwilligen Invalidenverſicherung für
55

J0
Handwerker und andere Kleingewerbetreibende erweitert

werden ;
5. die Sicherung der Forderungen der Bauhandwerker herbeigeführt wird ;

II . bei Vergebung öffentlicher Arbeiten und Lieferungen für das Reich unter
Berüchſichtigung der für die betreffenden Gewerbe beſtehenden Tarifverträge
1. die Handwerkergenoſſenſchaften ,
2. die Handwerker , welche den Meiſtertitel zu führen berechtigt ſind ,
tunlichſt zu bevorzugen ;

III . ein Handwerkerblatt nach Vorbild des Reichs⸗Arbeiterblattes herauszugeben .
B. zugunſten des kaufmänniſchen Mittelſtandes

I. Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche
1. das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb entſprechend erweitert , das

Ausverkaufsweſen geregelt und das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte
einer , ſeine Härten beſeitigenden Reviſion unterzogen wird ;

2. beſondere , tunlichſt aus dem Kaufmannsſtande zu berufende Aufſichts⸗
beamte — Handelsinſpektoren — eingeführt werden , welche an Stelle
der Polizeibeamten die Durchführung der Beſtimmungen zum Schutze
der Gehilfen und Lehrlinge überwachen ;

dabei auch in Erwägung darüber einzutreten , ob und wie dieſe
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Aufſichtsbeamten für die Kontrolle des Ausverkaufsweſens , der Wander⸗
lager und Wanderverſteigerungen ſowie der Abzahlungsgeſchäfte heran⸗
gezogen werden können .

II . Erhebungen über die Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes auf dem
Lande , in den kleineren , mittleren und größeren Städten unter öffentlicherund kontradiktoriſcher Anhörung der verſchiedenen Intereſſentengruppen in
die Wege zu leiten . “ ( . Seſſ . 1907/8 Druckſ . Nr . 21. )
Zur Begründung dieſes Antrages ſprachen vom Zentrum die

Abgg. Trimborn , Erzberger und Irl . Abg . Trimborn lieferte
in der Sitzung vom 6. Dezember 1907 eine geradezu muſtergültige
Begründung eines jeden einzelnen Punktes , ſo daß wir die Rede im
Wortlaut hierher ſetzen wollen .

Unſer Antrag beſchäftigt ſich unter Nr . 1 der Handwerksforderungen mit
der Frage der Amgrenzung von Handwerk und Fabrik . Das iſt eine Frage , die
das preußiſche Abgeordnetenhaus und den Reichstag wiederholt beſchäftigt hat ;aber ſie iſt in eingehender Weiſe weder im Abgeordnetenhauſe noch im Reichstage
bisher behandelt worden . Ich werde mir daher erlauben , auf die Frage etwas
näher einzugehen , als es bisher geſchehen iſt . Ich kann ja nicht ſagen , daß das
ſehr intereſſant iſt , aber darauf kann es ja nicht ankommen .

Die Abgrenzung von Fabrik und Handwerk kommt in Frage zunächſt
für die Anwendbarkeit der Arbeiterſchutzbeſtimmungen ; ferner dafür , ob eine
beſtimmte Perſon unter die Handwerkskammer fällt oder unter die Handels⸗
kammer , alſo für die Frage der Kammerzugehörigkeit . Mit dieſer Frage iſt zu⸗
gleich entſchieden , ob der Betreffende , wenn in dem Orte eine Zwangsinnung
beſteht , zur Zwangsinnung gehört oder nicht . Ferner kommt in Betracht , daßmit der Zugehörigkeit zur Handwerkskammer für den Betreffenden auch entſchieden
iſt , daß für ihn die § 8 129 bis 132 a der Gewerbeordnung , die Regelung des
Lehrlingsweſens , gelten . Die Frage der Kammerzugehörigkeit iſt wegen der
Beitragsleiſtung von Bedeutung ; gegen eine Doppelbeſteuerung wehrt ſich natür⸗
lich jeder . Sodann intereſſiert die ſcharfe Umgrenzung deshalb , weil auf der einen
Seite die Handwerker darauf bedacht ſind , die größeren Betriebe zu ſich gezählt
zu ſehen , während andererſeits der Handel dasſelbe Beſtreben hat .

Bei der Frage der Umgrenzung treten nun verſchiedene Tendenzen hervor ,
je nach der Richtung , in der die Frage aktuell wird . Handelt es ſich um die
Anwendung der Arbeiterſchutzbeſtimmungen , dann iſt natürlich die Neigung vor⸗
herrſchend , den Begriff „Fabrik “ möglichſt auszudehnen , um die Wohltaten der

Arbeiterſchutzbeſtimmungen möglichſt weiten Kreiſen zuteil werden zu laſſen , und
jeder ſozialpolitiſch normal Veranlagte — und das ſind wir in dieſem Saale ,
ſowohl unten wie oben , doch alle — Geiterkeit ) , wird dieſe Tendenz nur billigenkönnen . Handelt es ſich um die Kammerzugehörigkeit , dann wird beim Hand⸗
werk ſelbſtverſtändlich die Neigung vorherrſchen — und ich begleite dieſe Neigung
mit der Sympathie , die ein gutes Herz immer für den ſchwächeren Teil hat —,die größeren Handwerksbetriebe möglichſt zum Handwerk heranzuziehen . Es haben
ſich nun auf dem in Rede ſtehenden Gebiete eine ganze Reihe von Mißſtänden
ergeben , was ich kurz zeigen will . Zunächſt iſt es doch äußerſt fatal , daß der
Geltungsbereich der Arbeiterſchutzbeſtimmungen ſchwankend iſt und nicht klar und
deutlich erkennbar iſt . Das iſt ein Mangel , der bei einer perfekten Geſetzgebungnicht obwalten ſoll . Die Handwerker führen , wie ich ſchon angedeutet habe , bittere
Klagen darüber , daß ihnen gerade die größeren Betriebe entzogen werden . Wenn
Sie die Berichte der Handwerkskammern durchleſen , und wenn Sie die Protokolleder Tagungen der Handwerks⸗ und Gewerbekammern verfolgen , werden Sie das
laute Echo dieſer Klagen vernehmen . Dann kommt in Preußen noch ein beſonderer
Uebelſtand hinzu , von dem ich nicht weiß , ob er nicht auch in dem einen oder anderen
Bundesſtaat ſonſt noch vertreten iſt . In Preußen entſcheiden über die Zugehörigkeit
zur Handelskammer die Gerichtsbehörden , zunächſt der Amtsrichter als Regiſterrichter
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und dann die weitere Inſtanz ; über die Zugehörigkeit zur Handwerkskammer ent⸗

ſcheiden die Verwaltungsbehörden . Nun haben wir die Fatalität , daß die Ver⸗

waltungsbehörden vieifach anders entſcheiden als die Gerichtsbehörden . Eine

Verwaltungsbehörde iſt für ein Gericht noch lange keine Autorität , das weiß

man ja. Es beſteht ſogar eine gewiſſe Neigung , dieſe Autorität nicht anzuerkennen ,

dieſer Autorität entgegenzutreten . Vielleicht beſteht auf der anderen Seite die

gegenteiüge Neigung . Ich gehöre nicht zur Verwaltung , ich kann darüber nicht

urteilen ; aber für unmöglich würde ich es nicht halten . Auf beiden Seiten werden

ſie keine Engel ſein . (Heiterkeit . ) So iſt der Ruf nach einer einheitlichen Inſtanz
und zwar nach einer Reichsinſtanz zur Entſcheidung dieſer Grenzſtreitigkeiten ent⸗

ſtanden . Nun tritt demnächſt — und darauf möchte ich den Herrn Staatsſekretär ,
den ich zu meiner großen Freude hier anweſend ſehe — ich ſage : zu meiner

großen Freude , und unterſtreiche das , weil es ſich um einen Initiativantrag des

Reichstags handelt , und wir bisher vielfach die Herren Staatsſekretäre bei unſeren

Initiativanträgen vermiſſen mußten . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Herr Staats⸗

ſekretär , das war ein kluger Zug von Ihnen ( große Heiterkeit ) , daß Sie hierher⸗
gekommen ſind ; Sie haben ſich auch dadurch gut, eingeführt . ( Erneute große

Heiterkeit . ) Alſo , meine Herren , — das wird den Herrn Staatsſekretär beſonder⸗
intereſſieren — es wird demnächſt ein neuer Geſichtspunkt hervortreten , der ver
Frage der Umgrenzung eine weitere Bedeutung gibt : das iſt das in Ausſicht

geſtellte Erſcheinen des Geſetzentwurfs über die Arbeitskammern . Da tritt die

Wichtigkeit der Umgrenzungsfrage von neuem hervor ; denn da handelt es ſich um
das Wahlrecht großer Wählermaſſen und da wird es natürlich entſcheidend ſein ,
ob der einzelne in die Induſtrie , unter die Fabrik fällt und damit unter die

Arbeitskammern oder nicht .
In erſter Linie wird nun von den beteiligten Kreiſen und auch von

unſerem Antrag eine Begriffsbeſtimmung verlangt . Nun muß anerkannt werden ,

daß die Begriffsbeſtimmung von Fabrik und im Gegenſatz dazu die Begriffs⸗

beſtimmung von Handwerk außerordentlich ſchwankend und ſchwierig iſt . ( Sehr
richtig ! in der Mitte . . Aber wir müſſen uns damit tröſten , daß das Ausland
mit derſelben Schwierigkeit zu kämpfen hat . Frankreich , Italien , England , die

Schweiz und Oeſterreich haben ſich alle daran verſucht , Begriffsmerkmale aufzu⸗
ſtellen , die Begrenzung möglich machen . Keiner Staatsverwaltung iſt es ge⸗
lungen . Die meiſten legen die Arbeiterzahl und die Verwendung von Maſchinen
zugrunde . Das konnte man vor 30 Jahren ; aber vom Standpunkte unſerer
modernen Induſtrie und unſeres modernen Handwerks ſind dieſe Unterſcheidungs⸗
merkmale längſt überholt . ( Sehr richlig ! in der Mitte . ) In der deutſchen
Geſetzgebung hat man eine Umgrenzung nur im Unfallperſicherungsgeſetz vorgeſehen ,
aber nur für die Zwecke dieſes Geſetzes . Man hat hier geſagt :

Im übrigen gelten als Fabriken im Sinne dieſes Geſetzes insbeſondere
diejenigen Betriebe , in welchen Bearbeitung und Verarbeitung von

Gegenſtänden gewerbsmäßig ausgeführt wird , und in welchen zu dieſem
Zwecke wenigſtens 10 Arbeiter regelmäßig beſchäftigt ſind , ſowie Betriebe ,
in welchen Exploſivſtoffe und explodierende Gegenſtände gewerbsmäßig
erzeugt werden .

Das iſt eine mechaniſche Unterſcheidung , die nur für den Bereich des Unfall⸗
verſicherungsgeſetzes gilt und für den Bereich dieſes Geſetzes auch genügen mag .

Die Gewerbeordnung , die ja eigentlich über dieſe Dinge reden müßte ,
ſchweigt vollſtändig . So halten ſich denn im allgemeinen die Richter an die

höchſtrichterlichen Entſcheidungen , und da kommt vor allen Dingen in Betracht
eine ſehr bedeutſame und , ich darf wohl auch ſagen , gründliche Entſcheidung des

Reichsgerichts in Band 36 Seite 37. Dort werden folgende Grundſätze auf⸗
geſtellt : es müßte die Geſamtheit der im Geſchäftsbetrieb beſtehenden Ein⸗

richtungen geprüft werden . — Damit kann man ſich nur einverſtanden erklären .
—Dann heißt es weiter :

Dabei iſt zu beurteilen , ob ſolche charakteriſtiſche Merkmale vorhanden
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ſind , welche, wenn auch nicht einzeln , ſo doch in ihrem Zuſammentreffenals Grundlage für die Annahme eines fabrikmäßigen Betriebs im
Gegenſatz zu einem bloßen Handwerksbetrieb dienen können .

Nun führt die Entſcheidung eine ganze Reihe Merkmale auf , deren teil⸗
weiſes Zuſammentreffen entſcheidet : die Methode der Herſtellung der Arbeits⸗
produkte und die Art der benutzten gewerblichen Hilfsmitlel , Maſchinen uſw. , die
Beſchaffenheit der eigenen Arbeitsleiſtung des Unternehmers , ſeine mehr kauf⸗
männiſche Tätigkeit im Gegenſatz zu einer mehr techniſchen , die Beſchaffenheit der
der Ausübung des Gewerbes dienenden Räumlichkeiten , die Zahl der Arbeiter ,
die Arbeitsteilung unter den Arbeitern , die mehr mechaniſche oder mehr kunſt⸗
mäßige Mitwirkung des Menſchen , auch die Anfertigung der Erzeugniſſe auf
Beſtellung oder auf Vorrat für den Konſumenten oder für den weiteren
Bearbeiter . Zum Schluß ſagt das Reichsgericht :

Keines dieſer Kriterien reicht für ſich allein aus , im Falle des Vor⸗
handenſeins den Begriff der Fabrik feſtzuſtellen ( ſehr richtig ! in der
Mitte ) und im Falle des Nichtvorhandenſeins den Begriff der Fabrik
auszuſchließen . Wohl aber iſt das Zuſammentreten einer Mehrzahl
dieſer Kriterien zur Erfüllung des Begriffs einer Fabrik im Einzelfalle
entſcheidend .

Es haben nun die Handwerkskammern auf Grund und mit Rückſicht auf
dieſe eben mitgeteilte Entſcheidung des Reichsgerichts verſucht , Definitionen auf⸗

05 zuſtellen . Dieſe Verſuche — das muß anerkannt werden — ſind völlig ergebnislos
d verlaufen . Es hat daher der letzte Handwerks⸗ und Gewerbekammertag zu

München 1903 zwar eine geſetzliche Definition verlangt , aber keine Formel
97 mehr aufgeſtellt , ſondern ſich beſchränkt auf das Verlangen , eine einheitliche

Reichsbehörde zur höchſten Entſcheidung dieſer Grenzſtreitigkeiten zwiſchen Handwerk
⸗ und Fabrik zu ſchaffen . Das iſt der gegenwärtige Stand derStreitfrage . Was wünſchen
4 wir nun ? Nun , wir wünſchen zunächſt eine nochmalige eingehende Prüfung , ob man
10 denn nicht doch zu einer geſetzlichen Definition gelangen könne . Was vielleicht
05 den Mitgliedern der Handwerkskammern nicht gelingt , gelingt vielleicht dem er⸗

leuchteten Geiſte der Reichsbehörde ; daran muß man nie verzweifeln . (Heiterkeit . )
19 Ich möchte den Erwägungen der Reichsbehörde nicht gerade vorgreifen ; aber ich15 möchte doch meine Meinung über eine aufzuſtellende Definition mitteilen . Ich55 gebe zu, die Verwendung von Maſchinen iſt kein entſcheidendes Kriterium oder

45 doch nur ein ſehr wenig bedeutſames Kriterium . Ohne Maſchinen geht es
74 heutzutage im Handwerk überhaupt nicht mehr ; und gerade die modernen und
103 intelligent geleiteten Handwerksbetriebe würden , wenn man die Maſchinen als
che, Kriterium hinſtellen wollte , dem Handowerk verloren gehen , und gerade die hat
0 das Handwerk am allernötigſten . ( Sehr richtig ! aus der Mitte . ) Dann lege ich5

auch — ich bin da im Gegenſatz zum Reichsgericht — auf das Moment der
55 Arbeit auf Beſtellung oder auf Vorrat kein allzu großes Gewicht . Der Hand⸗An werker , der nur auf Beſtellung arbeitet , wird in zahlloſen Fällen ein ziemlichbe armſeliger und kleiner Handwerker ſein , und die Grenzlinie zwiſchen Fabrik und
ng Handwerk verwiſcht ſich gerade bei dieſem Erkennungszeichen beſonders ; es werden

gerade die tüchtigen Handwerker vielfach auf Vorrat arbeiten und nicht auf Be⸗
fl⸗ ſtellung . Ich halte , wie ich ſchon geſagt habe , für ein rohes Unterſcheidungs⸗ng. merkmal die Zahl der Arbeiter und die Größe der Betriebsräume . Ich folge in
I dieſen Darlegungen einem ausgezeichneten Aufſatz meines Kollegen Erzberger in
die der bekannten Zeitſchrift „Soziale Kultur “ . Wenn ſie Ihnen noch nicht genügend
nact bekannt iſt , möchte ich ſie den Herren bei der Gelegenheit bekannt machen . Es

ds iſt eine famoſe Zeitſchrift . (Heiterkeit . ) Ich halte für ſehr erheblich das Maß der
luj⸗ Arbeitsteilung in der Fabrik . In der Fabrik iſt die Arbeitsteilung bis ins Detail
Cil⸗ ausgebildet ; beim Handwerker bleibt das Arbeitsprodukt , wie es in dem zitierten
iun. Aufſatz ſehr richtig heißt , vom Rohprodukt bis zur Fertigſtellung regelmäßig

durchweg in der Hand eines und desſelben Arbeiters . (Sehr richtig ! bei den
ſben Sozialdemokraten . ) Dann iſt ein ſehr weſentliches Merkmal die perſönliche Mitarbeit
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des Unternehmers neben den Hilfskräften . Dieſe perſönliche Mitarbeit des Unter⸗

nehmers neben den Hilfskräften hat bei der Fabrik einen ganz anderen Charakter
als beim Handwerk . Der Fabrikant arbeitet nicht regelmäßig in der Fabrik ; er
geht einmal durch , um zu ſehen , ob alles in Ordnung iſt ; aber er packt nicht mit
an. Seine eigentliche Arbeitsleiſtung vollzieht ſich auf dem Kontor , woer ſeine
geiſtige Kraft in den Dienſt des Unternehmens ſtellt . Anders iſt das im Hand⸗
werk. Der Handwerker leiſtet auch manuelle , handmäßige Mitarbeit ; er greift
perſönlich ein bei der Herſtellung des Produktes , und dazu kommt ein weiterer

intereſſanter Umſtand . Der Handwerker hat durchweg keine Privatbeamten ,
keinen Buchhalter , keinen Zeichner , keinen Inſpektor , keinen Werkmeiſter , das iſt
er alles in ſeiner Perſon oder in der Perſon von Angehörigen . Ich würde ,
wenn ich eine Definition zu entwerfen hätte , die beiden von mir zuletzt gekenn⸗
zeichneten Geſichtspunkte in den Vordergrund ſtellen .

Nun ſage ich, wenn keine Definition zu erzielen iſt , wenn dieſes Ei des
Kolumbus auch vom Reichsamt des Innern nicht gefunden wird , dann ſollten ſich
die verbündeten Regierungen wenigſtens zu einer gemeinſchaftlichen Miniſterial⸗
inſtruktion an die unteren Inſtanzen entſchließen , in der die entſcheidenden
Geſichtspunkte zuſammenzuſtellen wären , die nach der Meinung der verbündeten
Regierungen für die Beurteilung der Amgrenzung maßgebend ſein ſollte . Man

ſollte ſich im Wege der Verſtändigung unter den Regierungen zu einer gemein⸗
ſamen Inſtruktion entſchließen , in einer Frage , die doch in allen Bundesſtaaten
einheitlich behandelt werden muß ! ( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Meine Herren , nun zu dem letzten Geſichtspunkte , der Vereinheitlichung
der entſcheidenden Inſtanz ! Hier hat Preußen , wo die vorher erwähnten Uebel⸗

ſtände in verſchiedenen Entſcheidungen der Verwaltung und der Gerichte zutage
getreten ſind , eine beſtimmte Maßnahme getroffen . Der preußiſche Herr Handels⸗
miniſter hat uns im Abgeordnetenhauſe im April d. J . geſagt , es ſollten nach
ſeinen Anweiſungen die Verwaltungsbehörden , die da über die Zugehörigkeit zur
Handelskammer entſcheiden , die Entſcheidungen der Gerichte über die Zugehörigkeit
zur Handelskammer zugrunde legen . Weiter iſt angeordnet : behauptet eine
Handelskammer die Zugehörigkeit eines Zenſiten zur Handelskammer , und be⸗
ſtreitet der betreffende Zenſit dieſe Zugehörigkeit und will der Handwerkskammer
überwieſen werden , dann ſoll nach der Anordnung des Herrn Miniſters die
Handwerkskammer beigeladen und gehört werden . Der Herr Miniſter meint ,
daß durch dieſe Maßnahme den Uebelſtänden verſchiedenartiger Entſcheidungen in
weitem Umfange abgeholfen werde , und er ſchloß damals mit dem Worte ,
es empfehle ſich wohl zunächſt , dieſe Brücke zu betreten . Vom Standpunkte
des Handwerks aus — und bei einem Handwerksantrag ſtehe ich zunächſt
auf dieſem Standpunkte — ſcheint mir damit nun nicht viel geholfen
zu ſein, ſchon deshalb nicht , weil die Fälle nicht getroffen werden , wo
der Zenſit mit der Handelskammer , wenn ich ſo ſagen darf , unter einer Decke
liegt und ſelbſt zum Handel gerechnet ſein will , während er in Wirklichkeit mög⸗
licherweiſe zum Handwerk gehört . In einem ſolchen Falle ſoll nach der miniſte⸗
riellen Anordnung die Handwerkskammer nicht beigeladen werden , ſondern nur
dann , wenn der Mann ſelbſt zum Handwerk gehören will . Aber nun werden
ſehr viele zweifelhafte Fälle ſo geſtaltet ſein , daß der Zenſit ſelbſt zur Handels⸗
kammer gehören will ; die Neigung zur Handelskammer — der anzugehören ja
als ein bischen vornehmer gilt — iſt immer größer ( ſehr richtig ! in der Mitte ) ,
und ſolche Fälle würden ohne alle Kontrolle bleiben , weil dann eine Beiladung
nicht ſtattfindet . Ich möchte überhaupt bei dieſer Gelegenheit bemerken : ich halte
es nicht für richtig , daß man die Eintragung in das Handelsregiſter ſo ohne
weiteres auch für die Frage der Zugehörigkeit zur Handelskammer entſcheidend
ſein läßt . ( Sehr richtig ! ) Ich bin der Auffaſſung , daß es durchaus nicht un⸗
richtig iſt , wenn einer ſagt : ich bin ſowohl Handwerker wie Kaufmann und will
auch in das Firmenregiſter eingetragen werden und will auch zur Handelskammer
gehören , ich will beiden Kammern angehören . Warum ſchließt man das aus ?



Ich halte dieſe Grundanſchauung für verfehlt . Die Anweiſungen des Herrn
Miniſters in Preußen , ſo anerkennenswert ſie ſind und ſo ſehr ſie in gewiſſem
Umfange die Mißſtände beſeitigen , erachte ich nicht für ausreichend , und ſo
bleiben wir bei unſerer Forderung der Schaffung einer einheitlichen Reichsinſtanz .
In Oeſterreich hat man eine einheitliche Inſtanz , da entſcheidet zunächſt die
Provinzialbehörde , ſoweit ich unterrichtet bin , iſt das die Statthalterſchaft , die
höchſte Behörde des betreffenden Kronlandes . Sie entſcheidet aber erſt nach
Anhörung der Handels - und Gewerbekammer und der Genoſſenſchaften — in
Oeſterreich iſt das Handwerk bekanntlich zwangsweiſe in Genoſſenſchaften organiſiert .
Es gibt dagegen Relurs ans Miniſterium , wobei zwei Miniſter entſcheiden : der
des Innern und der des Handels , beide müſſen einig ſein . So iſt im Kaiſerſtaat
Oeſterreich die Einheitlichkeit auf dieſem Gebiet ſtreng gewahrt , und dahin müſſen
wir auch in Preußen und im Reich kommen .

Damit verlaſſe ich Punkt 1 meines Antrages und wende mich zu einer
Frage , die vielleicht etwas intereſſanter , nicht ſo formell iſt , und die
größere praktiſche Bedeutung hat : inwiefern die Großinduſtrie zu den
Koſten herangezogen werden ſoll , die den Handwerkerorganiſationen durch
die gewerbliche Ausbildung der jungen Handwerker entſtanden ſind .

Seit Jahren erheben die Handwerker die Forderung dieſer Beitrags⸗
leiſtung . Eine grundſätzliche Berechtigung läßt ſich dieſer Forderung nicht ab⸗
ſtreiten . Es iſt Tatſache , daß in weitem Umfang die Induſtrie die vom Hand⸗
werk ausgebildeten Kräfte ausnutzt . ( Lebhafte Zuſtimmung . ) Das Handwerk
hat die Koſten — die Früchte pflückt die Großinduſtrie . ( Sehr richtig ! ) Das
Handwerk iſt der ſchwächere , die Großinduſtrie der ſtärkere Teil . Daß aus dieſem
Verhältnis heraus der Gedanke erwächſt : die Großinduſtrie muß da beitragen —
kann man ſehr wohl verſtehen . ( Sehr richtigl ) Ueber den Umfang , in welchem
Fabriken die handwerksmäßig ausgebildeten Kräfte ausnützen , liegen genaue Feſt⸗
ſtellungen nicht vor . Ueber die öſterreichiſchen Verhältniſſe iſt mir geſagt worden ,
daß dort 75 Prozent der handwerksmäßig ausgebildeten Kräfte in gewiſſen Be⸗
trieben — nicht in allen —, namentlich im Schloſſerhandwerk , ſchließlich zur
Fabrik übergehen . Meine Freunde haben ſich zum Sprachrohr dieſer Forderung des
Handwerks gemacht ; ich habe ſie 1902 im preußiſchen Landtag erhoben , als ich in der
Lage war , ein Programm für eine ſtaatliche Gewerbeförderung in Preußen dar⸗
zulegen . Ich bin dann bei verſchiedenen Etatsberatungen darauf zurückgekommen ,
was wenigſtens den Erfolg hatte , daß der preußiſche Herr Handelsminiſter ſo
freundlich war , eine Enquete über dieſe Frage in Ausſicht zu ſtellen . Er erklärte
im Abgeordnetenhauſe am 27. Februar 1907 : in Preußen iſt dieſe Enquete ver⸗
anſtaltet worden , und zwar haben in acht Regierungsbezirken probeweiſe Ermitte⸗
lungen ſtattgefunden . Er fuhr fort :

Das Ergebnis iſt aber ſo umfangreich , daß für die Bearbeitung das
Statiſtiſche Landesamt in Anſpruch genommen werden mußte , und das
iſt mit ſeiner Arbeit noch nicht fertig .

Inzwiſchen habe ich mich bald in dieſen , bald in jenen Kreiſen , zum Teil auch in
ſehr gut unterrichteten Kreiſen , erkundigt , welche Bedenken wohl dem Antrage
entgegenſtehen könnten , und da ich mich verpflichtet fühle , hier das ganze Material ,
ſoweit ich es beherrſche , darzulegen , ſo will ich auch die mir mitgeteilten Bedenken
mitteilen . Sie werden aus der Objektivität , mit der ich dieſes vortrage , die
Folgerung ziehen , daß Sie einem ſo objektiven Manne wie mir im übrigen blind
folgen können . ( Große Heiterkeit . ) Es iſt eine allgemeine Klage im Handwerk , daß
in vielen Zweigen Lehrlingsmangel beſteht . Die einzigen Betriebe ,ſo hat mir ein
wohlunterrichteter Herr , der nicht zum Handwerk gehört , auch nicht zur Fabrik
gehört , alſo neutral iſt , geſagt , — die einzigen Betriebe , die nicht klagen ,
ſind gerade diejenigen Betriebe , welche ihre Kräfte in ſtarkem Umfange
an die Fabrik abgeben . Nun fürchtet man folgendes : belegt man nun
die Induſtrie für den Gebrauch dieſer vom Handwerk ausgebildeten Kräfte mit
einer Abgabe , dann wird die Induſtrie davon ablaſſen , dieſe vom Handwerk
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ausgebildeten Kräfte für ſich in Anſpruch zu nehmen ( ſehr richtig ! ) , und wird
Maßnahmen treffen , um ſich ihre Kräfte ſelber auszubilden . Dann entſteht , ſo
folgert man weiter , auch Lehrlingsmangel in denjenigen Betrieben und in den⸗
jenigen Handwerkszweigen , in denen man bisher nicht über Lehrlingsmangel zu
klagen brauchte , und das hat dann die weitere ſchlechte Folge , daß dieſe jungen
Kräfte in der Induſtrie ſtatt ihrer bisherigen handwerksmäßigen Ausbildung
lediglich eine induſtrielle Ausbildung bekommen . Nun iſt gar keine Frage , daß
die induſtrielle Ausbildung an dem Mangel leidet , an dem jede Spezialiſierung
leidet , während die handwerksmäßige Ausbildung den großen Vorzug einer all⸗
ſeitigen Ausbildung hat . ( Zuſtimmung . ) Dieſes Bedenken dürfte meines Er⸗
achtens nur dann Platz greifen , wenn man ſich die Beitragsleiſtung ſo denkt , daß
der betreffende Fabrikherr nach den Köpfen derjenigen Kräfte zahlen muß , die er
an handwerksmäßig ausgebildeten Kräften beſchäftigt . So iſt aber die Sache
nicht gedacht . Wir denken an eine Pauſchalleiſtung der geſamten betreffenden
Induſtriezweige eines Bezirkes in die Kaſſe der Handwerkskammer , die dann
natürlich dieſe Beitragsleiſtung für die Zwecke der Ausbildung zu verwenden hat .
Die Pauſchalleiſtung der Geſamtheit eliminiert oder vermindert doch ganz erheblich
die Tendenz , nun keine Handwerker mehr zu nehmen . Im übrigen wird die
Induſtrie den Wert dieſer Kräfte ſo hoch ſchätzen , daß ſie dieſelben auch trotz
Beitrag nehmen wird .

Es iſt dann weiter eingewendet : tatſächlich brächten die Handwerker⸗
organiſationen für die Ausbildungszwecke gar nicht viel auf . Die Laſt , deren
Erleichterung man durch die Inanſpruchnahme der Induſtrie wünſche , ſo ſagt man ,
ſei in Wirklichkeit kaum vorhanden ; die Handwerkskammern und ebenſo auch die
Innungen leiſteten für die Lehrlingsausbildung an materiellen Opfern in Wirklich⸗
keit nicht Bedeutendes ; nur wenige Innungen , ſo ſagt man , hätten z. B. Fach⸗
ſchulen . Da würde zunächſt nun einmal feſtzuſtellen ſein , in welchem Umfange das
richtig iſt , und darüber müßte die Enquete , die der preußiſche Herr Handelsminiſter
veranlaßt hat , Auskunft geben . Aber abgeſehen davon , könnte ja eine Proportion
hergeſtellt werden zwiſchen dem, was das Handwerk leiſtet , und dem, was die
Induſtrie zu leiſten hat , und damit iſt eine Ungerechtigkeit nach der einen oder
anderen Seite vollſtändig beſeitigt , und eine ſolche Proportion würde anſpornend
auf das Handwerk wirken ; je mehr es ſelbſt leiſtet , deſto mehr würde es auch von
der Induſtrie bekommen .

Der Haupteinwand aber , der gemacht werden kann , iſt der , daß es doch
ſehr ſchwierig ſei, die Beitragsleiſtung in ihrem Umfange feſtzuſtellen . Da möchte
ich nun darauf hinweiſen , daß in dem Kronlande Niederöſterreich — nicht in dem
Kaiſerſtaat Oeſterreich — dieſer Gedanke geſetzgeberiſch und verwaltungstechniſch
durchgeführt iſt , wie man mir in Oeſterreich verſichert .

Dann aber möchte ich noch an eine Reihe von Fällen erinnern , die ähnlich
liegen, und für die der Herr Staatsſekretär des Innern als vormaliger preußiſcher
Miniſter des Innern und als vormaliger Oberpräſident der Provinz Brandenburg
und als geſchulter preußiſcher Verwaltungsbeamter volles Verſtändnis haben wird .
Ich erinnere z. B. an die Beiträge , die nach einer ganzen Reihe von preußiſchen
Geſetzen die Induſtrie zu den Wegebaukoſten zu leiſten hat . Ich ſelbſt habe eine
Menge darauf bezüglicher Prozeſſe beim Bezirksausſchuß durchgeführt , in denen
beſtimmt werden mußte , wieviel Beiträge die und die Fabrik zu den Koſten dieſes
Weges zu leiſten hat , weil ſie den Weg in ſtarkem Maße in Anſpruch nimmt .
Dies war recht ſchwer zu beſtimmen ; es fehlten in dieſen Fällen faſt alle Anhalts⸗
punkte für eine ſichere Entſcheidung . Und doch haben die Verwaltungsgerichte
dieſe Aufgabe gelöſt . Als Ergebnis der Verhandlungen und Prozeſſe hat ſich
ſchließlich ein Beitrag ergeben , der beiderſeitig Anerkennung fand und die Laſt
für den induſtriellen Betrieb ein für allemal firierte . Ich erinnere an andere
Fälle. Wir haben neuerdings in Preußen , namentlich am Rhein , Streitigkeiten

zwiſchen den Städten und den Vororten darüber , daß von den Städten aus die
Einrichtungen der Vororte übermäßig benutzt werden , z. B. die Schulen . In



ſolchen Fällen wird vielfach die eine Kommune verurteilt , einen Beitrag an die
andere zu leiſten . Das ſind Beitragsleiſtungen , die mangels Unterlagen für die
Berechnung gar nicht leicht zu beſtimmen ſind ; aber bei billigem Ermeſſen und
einiger Umſicht geht es doch. Das geht alles , wenn nur der feſte Wille da iſt ,
es durchzuführen .

Ich lege auf die Beitragsleiſtungen der Induſtrie zunächſt deshalb großes
Gewicht , weil mir dieſe Leiſtung grundſätzlich berechtigt erſcheint , und vor der Durch⸗
führung eines Grundſatzes der Billigkeit und Gerechtigkeit darf man ſich niemals
bankerott erklären . ( Sehr richtigl ) Da darf man nicht ruhen noch raſten , bis
der Gerechtigkeit und Billigkeit zum Siege verholfen iſt . Von ſolchem Gedanken
muß auch die Geſetzgebung und Regierung durchdrungen ſein ! ( Bravo ! und ſehr
richtig ! ) Dann aber lege ich auch noch aus einem anderen praktiſchen Grunde ſo außer⸗
ordentliches Gewicht auf dieſen Punkt . Die Zukunft unſeres Handwerks beruht
neben der Förderung des Genoſſenſchaftsweſens , auf das ich ſpäter noch komme ,
auf der tüchtigen , moraliſchen und intellektuellen und namentlich fachlichen Aus⸗
bildung des Handwerkers . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Darüber ſind alle
Parteien in dieſem hohen Hauſe einig ; da gibt es keinen Unterſchied zwiſchen
Zünftlern und Nichtzünftlern . Daher iſt es die eifrige Bemühung des geſamten
Reichstags , der Landtage und auch der verbündeten Regierungen , das Lehrlings⸗
weſen ſorgfältig zu pflegen . Für die Ausbildung des Nachwuchſes kann aber um
ſo mehr geſchehen , je mehr Mittel dafür vorhanden ſind . Und wenn nun zu
dieſen Mitteln die Induſtrie etwas beiträgt , dann fördert ſie eine gute Sache .
( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Deshalb ſollte man den Gedanken trotz aller
Schwierigkeiten , die ich vollauf anerkenne , nicht leichterhand preisgeben , und alle
Abgeordneten , die die Sache nicht ein⸗ für allemal ad acta gelegt wiſſen wollen ,

0. tun am beſten und treten unſerem Antrag bei . Das iſt die beſte Gewähr dafür ,
5 daß der bedeutſame Gedanke weiter verfolgt wird . Wenn Sie den Antrag jetzt

verwerfen , dann iſt die Sache für immer begraben . Selbſt wenn Sie den Ge⸗
danken im Augenblick auch nicht für ganz ausgereift halten ſollten , ſo ſollten Sie
doch den Antrag nicht verwerfen ; das wäre jetzt taktiſch verfehlt . Alſo ſchließen
Sie ſich auch im zweiten Punkt unſerem Antrage einhellig an !

5 Nun komme ich zum dritten Punkt . Es heißt in dem Antrag : es mögen die
on verbündeten Regierungen einen Geſetzentwurf vorlegen , welcher die Grenzen zur

freiwilligen Invalidenverſicherung für felbſtändige Handwerker
0 und andere Klein gewerbetreibende erweitert . Dieſe Frage hat den Reichstag
te wiederholt beſchäftigt ; ſie iſt auch außerhalb dieſes hohen Hauſes ſchon vielfach dis⸗
en kutiert worden. Es herrſcht hier Einſtimmigkeit darüber , daß für weite Kreiſe des Hand⸗
h werks die Invalidenverſicherung ebenſo wünſchenswert wäre , vielleicht ebenſo not⸗

wendig wäre , wie für die Arbeiterſchaft . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Ein
ich großer Teil des Handwerks ſteht wirtſchaftlich nicht beſſer und nicht höher da als
het —wenn ich mich ſo ausdrücken darf — der gewöhnliche Arbeiter ( ſehr richtig !
19 in der Mitte ) , und viele Handwerker , die urſprünglich höher ſtanden als der
0. Arbeiter , ſind nachher durch die Unfälle des Lebens , durch Mißgeſchick tiefer und
en noch unter den wirtſchaftlichen Stand der Arbeiterſchaft geſunken . ( Sehr richtig !
fe rechts . ) Aus den Verhältniſſen iſt der Gedanke erwachſen , für das geſamte
en Handwerk eine Zwangsverſicherung einzuführen , alſo für den ganzen Stand mit
e5 Beitragspflicht für jeden , ob reich oder arm . Dieſem Gedanken iſt in dieſem
l. hohen Hauſe Ausdruck gegeben worden in einer Interpellation des früheren
35 nationalliberalen Abgeordneten Herrn Dr. Becker , die im Reichstage am
e 14. Januar 1904 zur Verhandlung kam. Im Dezember desſelben Jahres iſt

von demſelben Abgeordneten ein Antrag eingebracht worden , der dahin ging ,
unter Mitwirkung der Handwerkerorganiſationen Erhebungen über die Grundlagen

10 für eine obligatoriſche Alters⸗ und Invalidenverſicherung der Handwerker in die

5 Wege zu leiten . Der Antrag wurde angenommen . Trotz der Annahme kann
ich aber ruhig behaupten , daß der Gedanke der Zwangsverſicherung des Hand⸗

f werks hier in dieſem hohen Hauſe auf den verſchiedenſten Seiten — ausgenommen



vielleicht die nationalliberale Partei , die zur Befürworterin des Antrages ge⸗
hörte — den allerſchwerſten Bedenken begegnete . Man ſagte : wo wird man
enden , wenn wir bei unſerer Reichsinvalidenverſicherung nun dazu übergehen , auch
die ſelbſtändigen Eriſtenzen zu verſichern ? Dann kommen nach den Handwerkern
die kleinen Kaufleute und dann wieder andere Kreiſe . Schließlich — ſo ſagte
damals Herr Graf Poſadowsky — enden wir im Bebelſchen Zukunftsſtaat . Er

rief den Herren Nationalliberalen zu : wenn Sie auf dieſe Idee eingehen und
den Handwerkern ſolche Ausſichten eröffnen , dann überſchreiten Sie den Rubikon ,
und Sie wiſſen gar nicht , wo ſie ſchließlich hinauskommen .

Weiter wurde geſagt : mindeſtens bis zur Einkommensgrenze der heutigen
Invalidenverſicherung , alſo 2000 Mark , müßte dann den neuen Zwangs⸗
verſicherten , auch wenn ſie ſelbſtändig ſind , derſelbe Reichszuſchuß gewährt werden ,
wie den unſelbſtändigen Verſicherten . Das aber würde für den Reichsetat un⸗
überſehbare , vielleicht geradezu verhängnisvolle finanzielle Konſequenzen haben .

Dann wurde namentlich hingewieſen auf die große Uneinigkeit , die in den
Handwerkerkreiſen ſelbſt über die Frage der Zwangsverſicherung beſteht . Soweit
die offizielle Handwerkervertretung ſich geäußert hat , kann man ſagen , daß die
Gegnerſchaft gegen die Zwangsverſicherung im Handwerk zum Siege gelangt iſt ,
und daß heute im Handwerk der Gedanke an die Zwangsverſicherung , wenn
nicht aufgegeben , ſo doch auf unabſehbare Zeit zurückgeſtellt iſt . Der Handwerks⸗
kammertag von Leipzig 1902 und der von München 1903 ſprachen ſich für die
Zwangsverſicherung aus ; der Tag von Magdeburg 1904 aber gab den Gedanken
auf , indem die Durchführung zurzeit unmöglich ſei.

Dieſe Erörterungen über die Zwangsverſicherung haben ein intereſſantes
und günſtiges Ergebnis gehabt . Sie haben die Bedeutung der freiwilligen Ver⸗
ſicherung in ein helles Licht geſtellt . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Das iſt das
Gute bei der Sache geweſen . Die Handwerker ſind ſelbſt darauf gekommen , zu
ſagen : da iſt es doch praktiſcher , jetzt die freiwillige Verſicherung auszubauen und
ſo zu geſtalten , daß ſie möglichſt weiten Kreiſen des ſelbſtändigen Handwerks und
Kleingewerbes zugute kommt . Der Handwerkskammertag zu Köln im Jahre
1905 beſchloß denn auch, dafür einzutreten , daß dem ſelbſtändigen Handwerk in
größerem Umfange als bisher die Möglichkeit gegeben wird , ſich der freiwilligen
Verſicherung zu bedienen . Dieſem Gedanken dient auch unſer Antrag .

Ich muß jetzt auf das Wie mit ein paar Worten zu ſprechen kommen .
Da kommt zunächſt in Betracht die Weiterverſicherung . Die Bedingungen der
Weiterverſicherung ſind — das muß anerkannt werden —in unſerem heutigen
Invalidenverſicherungsgeſetz liberal geſtaltet . Zwei Jahre hindurch braucht man
nur 20 Wochen Beiträge zu zahlen ; das macht in der niedrigſten Stufe einen
Jahresbeitrag von 2,80 Mark . Läßt einer dieſe beiden Jahre , ohne zu kleben ,
vorübergehen , dann werden ſeine Anſprüche erſt nach einer beſtimmten Wartezeit
von 200 Beitragswochen erneuert . Sonſt genügen die 20 Beitragswochen , wenn
man pünktlich klebt . Das ſind , wie geſagt , an ſich günſtige Bedingungen .
Worüber aber geklagt wird , das iſt die geringe Höhe der erreichbaren Rente , die
viele ſelbſtändig werdende Handwerker abhält , bei der Weiterverſicherung zu
bleiben , für die ſie in der Zeit der Unſelbſtändigkeit geklebt haben . ( Sehr
richtig ! in der Mitte . ) Weite Kreiſe würden bleiben , und der Kreis der Weiter⸗
verſicherten würde ſich erweitern , wenn eben eine höhere Rente erreichbar wäre .
Heute gewährt die höchſte Rente die Lohnklaſſe 5, die einem Wochenbeitrage von
36 Pfennig entſpricht . Hier werden im günſtigſten Falle Renten von 230 bezw.
450 Mark erreicht . Um eine höhere Rente zu erzielen , müßten nach dem Vor⸗
ſchlage des Handwerks⸗ und Gewerbekammertages zwei weitere Lohnklaſſen auf⸗
geſetzt werden , eine 6. Klaſſe für 2000 bis 3000 Mark und eine 7. Lohnklaſſe
für 3000 bis 4000 Mark . Es müßten natürlich auch höhere Beiträge für dieſe
Klaſſen gezahlt werden , die man bei der 6. Klaſſe auf 55 bis 60 Pfennig pro
Woche ſchätzt und für die 7. Klaſſe auf 90 Pfennig bis 1 Mark . Dann könnten
Renten erzielt werden bis zu 1200 Mark . Das iſt ſchon etwas , was auch den
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ſelbſtändigen Handwerker reizen kann , und was ihn veranlaſſen wird , in dem
Moment , woer ſelbſtändig wird , nicht die Karten verfallen zu laſſen , ſondernſich weiter zu verſichern . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Dieſer Ausbau der
Weiterverſicherung iſt von allergrößter Bedeutung , weil die meiſten ſelbſtändigenHandwerker vorher Lohnarbeiter geweſen ſind , Lehrlinge oder Geſellen . Der
weitaus größte Teil der ſelbſtändigen Handwerker war und iſt in der Lage , durchdie Pforte der Weiterverſicherung zu ſchreiten und ſich in dem Lande der Renten⸗
beglückten einen Platz zu ſichern . Wenn alſo die Weiterverſicherung allgemein
benutzt würde von denen , die ſie benutzen können , dann wäre die Frage der Ver⸗
ſicherung des Handwerkers gegen Invalidität im weſentlichen gelöſt .

Neben der Weiterverſicherung kommt in Betracht die Frage der Selbſt⸗
verſicherung . Dafür ſtellt bekanntlich das Invalidenverſicherungsgeſetz zwei Be⸗
dingungen auf : einmal ſoll das Alter von 40 Jahren nicht überſchritten ſein ,
zweitens darf der Betreffende in der Regel nicht mehr als zwei verſicherungs⸗
pflichtige Lohnarbeiter beſchäftigen . Von dieſer Selbſtverſicherung iſt nun auf⸗
fallend wenig Gebrauch gemacht , obſchon dieſe Selbſtverſicherung Vorteile bietet ,wie keine einzige Privatverſicherung ſie bieten kann . Im Jahre 1902 lauteten ,wie der Graf v. Poſadowsky mitteilte , von 9,895,070 Quittungskarten nur 6635
auf Selbſtverſicherung . Viele Handwerker ſind nun — und darüber klagt man
im Handwerk —bei Entſtehung des Invalidenverſicherungsgeſetzes verhindert ge⸗weſen , von der Wohltat der Selbſtverſicherung Gebrauch zu machen , einmal weil
ſie zu alt waren , vielleicht 41 oder 42 Jahre alt , oder weil ſie mehr als 2 Lohn⸗

ſuntes arbeiter beſchäftigen . Aus dieſen Kreiſen iſt nun der Wunſch ausgeſprochenNrr⸗ worden , eine Milderung eintreten zu laſſen und Uebergangsbeſtimmungen zudas treffen , nach welchen auch die bei Einführung der Invalidenverſicherung über
11 40 Jahre alten Handwerker nachträglich berechtigt ſind , in die Verſicherung ein⸗
1150 zutreten ; ebenſo ſolche Handwerker , bei denen damals die Zahl der Lohnarbeiter
55 mehr als 2, vielleicht 3, 4 oder 5 betrug ; endlich die Wartefriſt für dieſe Nach⸗

ahte zügler abzukürzen . Aber nicht nur pro praeterito , ſondern auch pro futuro iſt der
1' n Wunſch ausgeſprochen worden , die 40 Jahre etwa auf 45 zu erhöhen und auch
igen Handwerker mit bis zu 5 Lohnarbeitern hineinzuziehen .

Es hat das Reichamt des Innern bezüglich der nachträglichen Einbeziehung
imen. der Nachzügler erklärt , es fehle an ſtatiſtiſchem Material , ohne ſolches könne die
der Frage nicht entſchieden werden — ich beziehe mich hier auf die Berichte des

101 Handwerks⸗ und Gewerbekammertags —; und nach denſelben Berichten hat das
Reichsamt des Innern ſich geweigert , ſtatiſtiſch nach der Richtung hin tätig zu ſein .Da bin ich doch der Meinung , daß das Reichsamt des Innern die Veranſtaltungvon Erhebungen nicht ablehnen ſollte . Wie ſich das Reichsamt auch zu dieſem
Einzelpunkt ſtellen mag , jedenfalls muß es der Frage des Ausbaus der freiwilligen
Verſicherung näher treten . ( Sehr richtig ! in der Mitte ) Unter dem Grafen
Poſadowsky beſtand wohl auch eine Neigung dazu . Er hat am 14. Januar1904 erklärt : man kann wohl prüfen , ob man nicht im Intereſſe der
ſelbſtändigen Exiſtenzen die freiwillige Verſicherung noch einmal nach einer
gewiſſen Richtung hin weiter ausbauen kann . Wenn nun Herr Grafv. Poſadowsky in ſolcher Weiſe ſich erklärte — wir haben ihn jaalle als einen ſehr vorſichtigſgen Mann in Erinnerung —, ſo lag darin
bei aller Zurückhaltung doch die Konzeſſion : der Grundgedanke ſcheint mir berech⸗
tigt zu ſein . Nach den oben genannten Berichten , von denen ich, da ſie durch
Druck der Oeffentlichkeit zugänglich gemacht worden ſind , wohl auch Gebrauch
machen darf , ſcheint nun wohl beim Reichsamt des Innern Geneigtheit vorhanden
zu ſein, wenigſtens die Weiterverſicherung zu erweitern . Meine Herren , wenn Sie
dieſe Tendenzen , die doch glückverheißend ſind , ſtärken wollen , ſo bitte ich Sie ,
unſeren Antrag anzunehmen .

Der folgende Punkt betrifft die Vergebung öffentlicher Arbeiten
und Lieferungen durch das Reich . Hier werden durch unſeren Antrag Maß⸗
nahmen verlangt , welche herbeiführen , daß bei dieſen Vergebungen unter Berück⸗

11
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ſichtigung der für das betreffende Gewerbe geltenden Tarifverträge die Handwerker⸗

genoſſenſchaften und diejenigen Handwerker , welche den Meiſtertitel zu führen berechtigt

ſind , bevorzugt werden . Dieſe drei Vorſchriften gehören natürlich nicht in ein

Geſetz , ſondern in die Submiſſionsordnung . Berüchſichtigung der Tarifverträge ,
tunlichſte Bevorzugung der Handwerkergenoſſenſchaften , tunlichſte Bevorzugung
der Meiſter , die den Meiſtertitel führen , das ſind drei Vorſchriften , die heutzutage

in keiner Submiſſionsordnung fehlen ſollten , die auf der Höhe der Zeit ſteht .

( Sehr richtig ! ) Wir haben vom Arbeitsſtatiſtiſchen Amt eine ſehr dankenswerte

Zuſammenſtellung der in einer Reihe von Staaten und Städten geltenden Sub⸗

miſſionsordnungen erhalten , und zwar iſt die Zuſammenſtellung unter dem Geſichts⸗

punkte erfolgt , inwieweit dieſe Submiſſionsordnungen dem Arbeiterſchutze Rechnung

tragen . Aus dieſer Zuſammenſtellung habe ich erſehen , daß die Geſichtspunkte

des Arbeiterſchutzes in ziemlich erheblichem Umfang in den Submiſſionen der
Städte und auch einzelner Staaten berüchichtigt worden ſind . Dagegen muß ich

ſagen , die Rückſichten auf das Handwerk ſind nicht in dieſem Maße zur Geltung

gekommen ( Sehr richtig ! in der Mitte ) , und um dieſem Mangel abzuhelfen ,
wünſchen wir , daß das Reich mit gutem Beiſpiel vorangehe und in ſeinen Sub⸗

miſſionsordnungen dieſe Punkte berückſichtige.
Was zunächſt die Berückſichtigung der Tarifverträge angeht , ſo kann dieſe

nach einer dreifachen Richtung erfolgen . Einmal muß vorgeſehen werden , daß

Bewerber , die unter erheblich ſchlechteren Bedingungen arbeiten , wenn nicht

auszuſchließen , ſo doch in die zweite Linie zu ſtellen ſind ; dann weiter , daß Unter⸗

nehmer , die notoriſch tarifuntreu ſind und dadurch bei ihren Standesgenoſſen in

Verruf geraten ſind , überhaupt nicht berückichtigt werden , und zuletzt , daß Ceteris

paribus , wenn ſich zwei Offerten gegenüberſtehen , die gleichwertig ſind , derjenige

Bewerber , der der Tarifgemeinſchaft angehört , den Vorzug vor demjenigen Be⸗

werber verdient , der der Tarifgemeinſchaft nicht angehört , auch wenn er ſonſt gute

Löhne zahlt . Indem dieſe Geſichtspunkte bei der Vergebung in den Vordergrund

geſtellt werden , wird die Tarifbewegung mächtig gefördert , die auch für das Handwerk
eine durchaus heilſame Bewegung iſt . Ich kann daher auch dieſe ganzen Maß⸗

nahmen ſehr wohl unter dem Geſichtspunkt der Handwerkerförderung zuſammen⸗

faſſen . Ueber die kulturelle Bedeutung der Tarifverträge und der Tarifbewegung

hier ein Wort zu verlieren , iſt unnötig . Es iſt darüber wiederholt geſprochen

worden . Es wird ſich aber auch nächſtens bei der Erörterung anderer Initiativ⸗

anträge die Gelegenheit geben , näher darauf einzugehen . Ich habe heute ein ſo

gewaltiges Material zu beherrſchen , daß ich mir verſagen muß , darauf einzugehen .

Eine vorzugsweiſe Berückſichtigung verdienen diejenigen Handwerker , die

den Meiſtertitel zu führen berechtigt ſind , d. h. ſelbſtverſtändlich immer nur

ceteris paribus . Wir müſſen dem Meiſtertitel Inhalt geben . Das Beſtreben

einer verſtändigen Geſetzgebung muß ſein , Anreiz zu geben , daß der Meiſtertitel

erlangt , daß die Meiſterprüfung von recht vielen jungen Handwerkern beſtanden

wird . ( Sehr richtig ! ) Dieſe Meiſterprüfungen — darüber ſind alle Sach⸗

verſtändigen einig — haben ſich bisher als durchaus heilſam erwieſen . ( Sehr

richtig ! in der Mitte . ) Ich muß betonen , daß auch in weiten Kreiſen , die den

zünftleriſchen Beſtrebungen im Handwerk durchaus abgeneigt ſind , die mehr

nach der liberalen Seite neigen — ich habe mich in den verſchiedenſten Städten .

Preußens erkundigt —, der Wert der Meiſterprüfung anerkannt wird . ( Sehr

richtig ! in der Mitte . ) Die Meiſterprüfung hat den großen Vorteil , daß ſie dem

Fortbildungs⸗ und dem Fachunterricht ein Ziel ſetzt, und derjenige Unterricht iſt

immer der beſte , dem ein leuchtendes Ziel voranſteht . Es muß auch betont

werden , daß die Kreiſe immer mehr zunehmen , die die Meiſterprüfung ablegen ,

und daß namentlich den Geſellenvereinen , Innungen , Jugendorganiſationen der

Handwerker — ich will mich ganz allgemein ausdrücken — eine ſchöne Aufgabe

darin geſtellt iſt , daß ſie ihre Leute anhalten und anweiſen ſollen zur Ableiſtung

der Meiſterprüfung . Einer der Zwecke der ſo ſegensreich wirkenden Meiſterkurſe

iſt auch die Vorbereitung auf die Meiſterprüfung . Viele gehen zu den Meiſter⸗
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kurſen , weil ſie glauben , die Meiſterprüfung dann glänzender ableiſten zu können ,und jede Förderung des Beſuchs der Meiſterkurſe iſt eine gute Sache ; denn die
Meiſterkurſe ſelbſt ſind etwas Vortreffliches . Es wird noch viel daran kritiſiert ,
namentlich werden , und zwar mit Recht , die Koſten hervorgehoben ; aber darüber
bin ich nicht im Zweifel , daß die Meiſterkurſe einen großen Segen dem Handwerkbereiten . ( Sehr gut ! in der Mitte . )

Mit Genugtuung muß ich hervorheben , daß die preußiſche Submiſſions⸗
ordnung vom 23. September 1905 die Bevorzugung des den Meiſtertitel führenden
Handwerkers bereits vorgeſehen hat . Ich glaube nun aus einer Bemerkung des
Grafen Poſadowsky ſchließen zu dürfen , daß die preußiſche Submiſſionsordnung
vom Jahre 1905 im weſentlichen auf die Reichsbetriebe übertragen worden iſt .
Ich möchte annehmen , damit würde dieſer Forderung auch im Reiche Rechnung
getragen worden ſein . Aber trotzdem iſt dieſe Forderung nicht überflüſſig : denn
wir haben im Reiche noch Betriebe , in denen eine Submiſſionsordnung , wie uns
früher mitgeteilt worden iſt , nicht vorgeſehen iſt . Das ſind das Heer und die
Marine , die ſehr weite Kreiſe von Handwerkern beſchäftigen . Dieſer Punkt unſeres
Antrages behält alſo nach wie vor ſeine aktuelle Bedeutung.

Vorzugsweiſe Berückſichtigung der Handwerkergenoſſenſchaften wird bei den
Vergebungen verlangt . Neben der Fachausbildung — ſo habe ich ſchon geſagt —
iſt die Förderung des Genoſſenſchaftsweſens das wichtigſte Mittel , dem Handwerkund Kleingewerbe aufzuhelfen . Reich , Staat und Gemeinde müſſen daher alles
tun , um das Aufblühen der Genoſſenſchaften zu fördern ; gerade bei Vergebung
von Arbeiten kann das in der Weiſe geſchehen , daß man die Genoſſenſchaftenbis zu einem gewiſſen Grade bevorzugt . In Frankreich geſchieht das in weiteſtem
Umfange . Staat und Gemeinde vergeben in Frankreich für viele Millionen
jährlich Arbeiten an Genoſſenſchaften . Allein in der Stadt Paris
beträgt dieſer Betrag , wenn ich mich recht erinnere — ich habeeinmal in Preußen das ſtatiſtiſche Material vor mir gehabt —, eine
Million . In Frankreich ſind die Genoſſenſchaften u. a. bei der Kautions⸗
ſtellung erheblich beſſer geſtellt als Private ; ferner iſt der Grundſatz aus⸗
geſprochen : konkurriert ein Privater unter gleichen Bedingungen , ſo ſoll der
Genoſſenſchaft der Vorzug gegeben werden . Dieſe Grundſätze ſind bei der zentra⸗
liſtiſchen Staatsverfaſſung , die Frankreich hat , nicht nur für den Staat , ſondern
auch für die Gemeinden maßgebend .

In Oeſterreich liegen die Dinge ähnlich . Bei der letzten Etatsberatungüber den Militäretat hat der Herr Kollege Erzberger uns die betreffenden Mit⸗
teilungen gemacht . Damals hat er feſtgeſtellt , daß ſeit 1891 , alſo ſeit 16 Jahren ,ein Viertel des Heeresbedarfs an Fußbekleidung , an Schuhen uſw . im Betrage
von 650,000 Kronen und ein Viertel des Heeresbedarfs an anderen Lederſachenim Betrage von 250,000 Kronen direkt an das Kleingewerbe vergeben wird
unter Ausſchaltung der großen Unternehmer . Dieſe direkte Vergebung an kleine
Handwerker geſchieht weſentlich durch Vermittelung der Genoſſenſchaften . Ein
Viertel des Bedarfs für die Landwehr wird in derſelben Weiſe vergeben .
Ich habe in Preußen all dieſe Verhältniſſe zur Sprache gebracht , als ich
ſeinerzeit die Ehre hatte , eine Art Programm für die Gewerbeförderung zu ent⸗
wickeln. Der preußiſche Herr Handelsminiſter hat in Ausſicht geſtellt , dieſer Frage
ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden . Der Herr Miniſter hat mir auf wiederholte
Anregung am 27. Februar 1907 erwidert , die Sache habe in Preußen ein
Hindernis : es gebe nämlich zu wenig Produktivgenoſſenſchaften , zu wenig Rohſtoff⸗und zu wenig Werkgenoſſenſchaften . Das iſt richtig . Er hat die Zahl angeführt
betreffend die Schuhmacher⸗ , Tiſchler⸗ , Stellmacher⸗ , Schneider⸗ , Sattler⸗ , Weber⸗ ,
Tuchweber⸗ und Metaligewerbe . In allen dieſen Gewerben waren in ganz
Preußen nur 142 Rohſtoff⸗ und Werksgenoſſenſchaften vorhanden . Der Miniſter
ſagte , das ſei ſo überaus wenig , eine quantité négligeable . Das iſt aber
meines Erachtens nicht der richtige Weg , vorzugehen ; gerade weil ihrer ſo
wenige ſind , deshalb muß man die Genoſſenſchaften mehr berüchichtigen ,
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mehr fördern , damit ein Anreiz geſchaffen wird zur Gründung von Genoſſen⸗

ſchaften . Wenn wir nichts tun , bleibt alles vollſtändig beim alten . ( Sehr

richtig ! in der Mitte . ) Bei kleinen Anfängen muß man anſetzen und in

einer ganz beſtimmten Stadt oder einem beſtimmten Erwerbszweig die

Genoſſenſchaften ſyſtematiſch bevorzugen . Denken Sie einmal, man würde in

Preußen in derſelben Weiſe verfahren , wie Oeſterreich bezüglich der Vergebung

von Lederwaren beim Militär ; meinen Sie , das würde den Gewerben keinen

großen Anreiz geben , die Produktiv⸗ und Werkgenoſſenſchaften weiter zu ent⸗

wickeln ? ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Für ganz unberechtigt hat der Herr
Handelsminiſter , das muß ich ausdrücklich anerkennen , die diesſeitige Anregung

übrigens durchaus nicht erklärt . Das geht daraus hervor , daß der preußiſche
Herr Handelsminiſter im Juli dieſes Jahres ein Reſkript an alle preußiſchen

Gemeinden erlaſſen hat , ſie möchten doch bei ihren Vergebungen die Handwerks⸗

genoſſenſchaften berüchichtigen . Das iſt die Bahn , auf die ich auch die Reichs⸗

betriebe drängen möchte ( Zuruf vom Bundesratstiſch : Wir ſind ſchon auf der

Bahn ) , —auf der ich Sie noch weiter drängen möchte . Der Herr für Preußen ,

der hier für das Reich redet , erklärt , man wäre ſchon auf der Bahn . Keinesfalls

gilt das für Heer und Marine . Heer und Marine haben , wie mitgeteilt iſt , keine

Submiſſionsordnung ; alſo eine ſyſtematiſche Regelung iſt gerade bei den Betrieben ,

die doch in dieſem Falle hier ſehr wichtig ſind , in einer Submiſſionsordnung , wie

wir unterrichtet worden ſind , nicht niedergelegt .

Dabei ſind wir uns über eines klar — die wichtigſte Maßnahme , die die

Verwaltungsbehörden , alſo hier die Reichsbehörden , treffen müſſen , iſt nicht nur

der Erlaß der Submiſſionsordnung , ſondern auch die Ueberwachung der Aus⸗

führung derſelben im ſozialen Geiſte . ( Sehr richtig ! in der Mitte und links . ) Es

hat niemand beredter ausgeführt als der Herr Graf v. Poſadowsky , deſſen Namen

wir noch ſo oft werden nennen müſſen , daß die beſte Submiſſionsordnung nichts

nützt , wenn nicht der betreffende Verwaltungschef oder Dezernent ganz von der

Ueberzeugung durchdrungen iſt , daß es hier gilt , ein ſoziales Werk zu fördern ,
liebevoll ſich des Handwerks , der Kleinen und Schwachen im Gewerbe anzunehmen .

( Bravo ! in der Mitte . ) Bei jeder Vergebung muß der betreffende Verwaltungs⸗

chef und Dezernent gewiſſermaßen — um mich einmal katechismusmäßig aus⸗

zudrücken — von neuem eine gute Meinung erwecken ( bravo ! links ) , und wenn

er die gute Meinung erweckt hat , dann erſt muß er an die Vergebung der

Arbeiten herantreten , die gute Meinung in der Richtung des ſozialen Gedankens ,

daß er vor allem das Handwerk ſchützen und fördern will . ( Bravo ! )
Der weitere Punkt unſeres Antrages betrifft eine Angelegenheit , die nicht

von der Bedeutung iſt , wie die vorhergehende , aber immerhin nicht des Intereſſes

entbehrt . Wir haben wiederholt angeregt , ein Handwerkerblatt von Reichs

wegen einzurichten nach dem Vorbild des Reichsarbeitsblattes . Es ſollten in dieſem

Handwerkerblatt , das ein offizielles Organ ſein würde , alle Verordnungen , alle

Geſetze , überhaupt alle Vorgänge korrekt niedergelegt werden , die für die Geſamt⸗

heit der Handwerkerſchaft und für ihre Forderungen von Bedeutung ſind ,

namentlich auch alle wichtigen Maßnahmen , die in den einzelnen Bundesſtaaten
und im Auslande unter dem Geſichtspunkt der Gewerbeförderung vorgenommen
werden . Die Gewerbeförderung iſt ja allmählich ein Zweig der ſozialen Fürſorge

geworden , der im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte eine große Ausgeſtaltung

erfahren hat , namentlich in Oeſterreich , aber auch in Württemberg , Baden und

Heſſen . Auf dieſem Gebiete wird fortwährend weiter geſchritten ; darüber muß
die geſamte Handwerkerſchaft durch zuverläſſige regelmäßige Publikationen auf
dem Laufenden erhalten werden . Der Herr Graf Poſadowsky hat dieſen An⸗

regungen bis zu einem gewiſſen Grade Folge geleiſtet , indem er veranlaßt hat ,

daß im Reichsarbeitsblatt auch Handwerkerangelegenheiten beſprochen werden .

Es iſt das aber nur in einem ſehr mäßigen Umfange geſchehen ; ſoviel ich weiß ,

hat man ſich im weſentlichen beſchränkt auf eine kritiſche Beſprechung der Hand⸗

werkskammerberichte des Deutſchen Reiches .



Man hat nun gegen ein ſelbſtändiges Reichshandwerksblatt eingewendet,
daß dadurch den Publikationsorganen der einzelnen Handwerkskammern Kon⸗
kurrenz gemacht werde . Das ſcheint mir nicht richtig zu ſein . Auch in der
Arbeiterberwegung haben wir doch eine ganze Fülle von Organen der ver⸗
ſchiedenen Gewerkſchaften ; und trotz dieſer Fülle iſt das Reichsarbeitsblatt nicht
unnötig geweſen , ſondern hat im Gegenteil ſegensreich gewirkt . Ein ähnliches
Verhältnis würde ſich zwiſchen dem Reichshandwerksblatt und den einzelnen
Handwerkskammerorganen herausbilden . Das Reichshandwerksblatt würde aber
auch von ganz anderer Art ſein wie die Kammerorgane ; es würde das offizielle
Organ ſein , welches das amtliche Quellenmaterial bringt . Eine derartige Sammelſtelle
muß doch für einen Stand , der nach Millionen zählt , vorhanden ſein , und ſelbſtverſtänd⸗
lich haben die Publikationen eines ſolchen , von einer Zentralſtelle herausgegebenen , unter
Reichskontrolle erſcheinenden offiziellen Blattes ein ganz anderes Gewicht , eine
ganz andere Bedeutung und darum viel mehr Wert als die Mitteilungen der
zahlreichen Organe der Handwerkskammern . ( Sehr richtig ! )

Seit einer Reihe von Jahren erſcheinen auf Initiative des Reichsamts des
Innern die ausgezeichneten „Nachrichten für Handel und Induſtrie “, die ſich
allerſeits der größten Anerkennung erfreuen und die in der Handelswelt , namentlich
auch in der deutſchen Handelswelt des Auslandes , außerordentlich günſtig auf⸗
genommen worden ſind . Für die Arbeiter haben wir das Reichsarbeitsblatt .
Da iſt es doch nicht ganz unberechtigt , daß nun auch der große Handwerkerſtand
ein ſolches offizielles Publikationsorgan bekommt .

diedie Jetzt zum vorletzten Punkt ! Dieſer betrifft den kaufmänniſchen Mittel⸗
gt nut tand . Zugunſten dieſes werden unter Nr . 1 verlangt : Geſetzentwürfe , durch welche
r Au⸗ das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb entſprechend erweitert , das Ausverkaufs⸗

6 weſen geregelt , und das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte einer ſeine Härten
lamen beſeitigenden Reviſion unterzogen wird . Der Herr Staatsſekretär hat eine
lichts Reviſion des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb in Ausſicht geſtellt . Es

der veranlaßt mich das aber nicht zur Zurückziehung dieſer Nummer ; die Vorlage iſt
ddem, ja noch nicht da, man kann ja nicht wiſſen , was paſſiert . Sicher iſt ſicher ; wir
hmen. wollen den Antrag auf Reviſion des Geſetzes einſtweilen ruhig aufrecht erhalten ,

ge⸗ bis die Vorlage wirklich da iſt ; das gehört ſo zu den Regeln der parlamentariſchen
Vorſicht , wie ſie gegenüber dem Bundesrat von allen Parteien beobachtet wird ,
der ſich daher alle Parteien unbedenklich anſchließen können .

Daß das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb reviſionsbedürftig iſt ,
hat , wie geſagt , der Reichstag wiederholt anerkannt ; namentlich hat man ge⸗
tadelt , der § 1 ſei zu kaſuiſtiſch gefaßt . Auch über die Handhabung des
Geſetzes ſind eine Reihe Beſchwerden gekommen , die ich hier der Kürze halber
übergehen will . Wir fordern Regelung des Ausverkaufsweſens , ein Verlangen , dem
Sie ſich unbedenklich anſchließen können . Die Klagen ſind uralt . Schon 1875 und
1876 hat der verſtorbene Abgeordnete Lingens Anträge in der Richtung geſtellt ;
1894 ſind die Antiſemiten gefolgt , und 1904 wurde eine Reſolution Gröber
bezüglich des Ausverkaufsweſens hier angenommen . Die Forderung erſtreckt ſich
ausdrücklich auf alle Ausverkäufe , während der Herr Staatsſekretär , als er uns
eine Vorlage in Ausſicht ſtellte , wenn ich ihn richtig verſtanden habe , nur von
den Konkursausverkäufen geſprochen hat . Da hier eine Differenz zwiſchen den
Worten des Herrn Staatsfekretärs und unſeren Wünſchen beſteht , muß ich mit
wenigen Worten auf den Punkt eingehen .

In derſelben Sitzung , wo hier der Antrag Gröber 1904 angenommen
wurde , wurde auch ein Antrag Rettich angenommen , der verlangte : Vorlegung
eines Geſetzes , welches vorſah : 1. eine Anmeldepflicht für alle Ausverkäufe , 2. die
Veranſtaltung von Scheinausverkäufen unter Strafe zu ſtellen , 3. jeden Nach⸗
ſchub — nicht nur den bei Konkursausverkäufen , ſondern überhaupt jeden
Nachſchub bei Ausverkäufen unter Strafe zu ſtellen . Nebenher lief ein national⸗
liberaler Antrag Patzig , der nicht ohne Intereſſe iſt ; auch er verlangte Anzeige
bei den Ausverkäufen , ging aber noch weiter , indem er verlangte , daß derjenige ,

ER



— 166 —

welcher eine Verſteigerung oder einen Ausverkauf veranſtalten will , vorher ein

Verzeichnis der Waren anzufertigen hat , die er ausverkaufen oder verſteigern
will . — Dieſes Verzeichnis unterlag ſelbſtverſtändlich der behördlichen Kontrolle .

Wenn ſich nun ergab , daß der betreffende Händler Waren verſteigerte oder aus⸗

verkaufte , die nicht im Verzeichnis ſtanden , ſo ſollte er beſtraft werden , — alſo
eine ſcharfe Maßregel gegen den Nachſchub . Der Reichstag trug damals Be⸗

denken , ſich auf eine ſo präziſe Maßregel feſtzulegen, wollte ſich aber dem
Gedanken nicht unfreundlich gegenüberſtellen und überwies den Antrag der Reichs⸗

regierung als Material . Ich meine , es wird gut ſein , durch Annahme unſeres

Antrages unſer Votum von 1904 , welches mit großer Mehrheit erfolgt iſt , heute

zu beſtätigen . Das hat eine beſondere Bedeutung , weil inzwiſchen ein neuer Reichstag
gewählt iſt . Meine Herren , weiter wird in dieſem Punkte verlangt Beſeitigung der

Mängel , die das Reichsgeſetz über das Abzahlungsgeſchäft vom 16 . Mai 1894

gezeigt hat . Ueber den Wert der Abzahlungsgeſchäfte iſt man ja in der Volks⸗

wirtſchaft zweifelhaft ; ſie wirken wohltätig durch Kreditgewährung , ſie wirken

ſchädlich dadurch , daß ſie zur Ausbeutung der Notlage der Käufer reichlich Ge⸗

legenheit bieten . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Neuerdings wird noch ein
weiterer Schaden hervorgehoben , daß nämlich die Abzahlungsgeſchäfte den

Sparſinn in der jüngeren Bevölkerung , die im Begriff iſt , ſelbſtändig zu werden ,
hemmen . Früher ſparte man für die Gründung einer Familie , ſo daß man den

Haushalt beſchaffen konnte ; heute geht man mit leeren Händen in das

Abzahlungsgeſchäft . Neuerdings ſind beachtenswerte Stimmen in der volks⸗

wirtſchaftlichen Literatur laut geworden , die ſo weit gehen , zu ſagen , daß der

Schaden der Abzahlungsgeſchäfte größer iſt als der Nutzen ( ſehr richtig ! in der

Mitte ) , und daß man am beſten tue, ſie ganz zu unterdrücken . Die Haupt⸗
beſtimmung in dem Reichsgeſetz vom 16. Mai 1894 beſteht in der Aufhebung
der Verwirkungsklauſel bezüglich der bereits gezahlten Raten beim Rücktritt vom
Vertrag ; dadurch iſt ein Verfall der Raten verboten . Beim Rücktrtt , ſo heißt
es im Geſetz , muß jeder Teil die empfangenen Leiſtungen zurückgeben , der Ver⸗

käufer alſo auch die bisher empfangenen Zahlungsraten . Man klagt nun über

Umgehungen dieſer Geſetzesbeſtimmung . Der §6 des Geſetzes beſagt : „ Auf
Verträge , die darauf abzielen , die Zwecke eines Abzahlungsgeſchäfts in einer
anderen Rechtsform als Kauf , insbeſondere durch mietweiſe Ueberlaſſung zu er⸗
reichen , findet das Geſetz entſprechende Anwendung . . . “ Dieſe Schutzbeſtimmung
hat aber nicht genügt . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Jetzt verlangt man , daß
einer Amgehung von Geſetzes wegen in anderer Form begegnet wird . Eine
große Härte beſteht weiter in dem völlig unbeſchränkten Rücktrittsrecht . Nach
Bezahlung nahezu des ganzen Kaufpreiſes läuft der Schuldner nach dem Geſetz
Gefahr die Sache zurückgeben zu müſſen , für die Aufwendungen des Verkäufers
Erſatz zu leiſten und Vergütung zu zahlen für die Benutzung der Sache . Aller⸗
dings bekommt er ſeine gezahlten Raten zurück ; aber die Praxis hat gezeigt , daß
der Schaden desjenigen , der die Sache zurückgeben muß , der ferner die Au⸗
wendungen bezahlen muß , die der Verkäufer bisher für die Sache gemacht hat ,
bei weitem nicht dadurch wettgemacht wird , daßer vielleicht die Raten , die er
gezahlt hat , zurückerhält . ( Sehr richtig ! ) Es wird daher von juriſtiſcher Seite
die Forderung erhoben , es ſolle eine Beſtimmung aufgenommen werden , daß
die Ratenzahlungen auf den Kaufpreis der einzelnen Sachen in der Reihen⸗
folge , wie die Sachen in dem ſchriftlichen Vertrage angeführt ſind , verrechnet
werden , und dieſe ſo nacheinander allmählich in das Eigentum übergehen .
( Sehr richtig ! ) Dann werden allmählich immer mehr Sachen dem Rückforderungsrecht
entzogen . Es werden noch andere Mängel hervorgehoben , auf die ich nicht näher
eingehen will . Der Reichstag hat die Reformbedürftigkeit des Geſetzes im Jahre
1904 anerkannt durch die Annahme einer bezüglichen Reſolution Gröber . Was
wir erſtreben , iſt , daß auch der gegenwärtige Reichstag ſich auf dieſelbe Bahn
begeben möge .

Ich komme zu einem weiteren Punkte unſeres Antrages : da wird die Einſetzung
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von Handelsinſpektoren gewünſcht , und zwar tunlichſt aus dem Kaufmanns⸗
ſtande . Dieſe Handelsinſpektoren ſollen an die Stelle der Polizeibeamten treten .
Es iſt ungerechtfertigt , wenn gegen die Einführung der Handelsinſpektoren immer
wieder angeführt wird , dadurch werde die Polizei vermehrt . Nein , die Polizei⸗
befugniſſe ſollen von einem unkundigen Perſonal auf ein ſachkundiges übertragen
werden . Die Hauptaufgabe des Handelsinſpektors iſt nach wie vor die Durch⸗
führung der Schutzvorſchriften zugunſten der Handelsangeſtellten . Wir haben mit
vieler Mühe zahlreiche Schutzbeſtimmungen in das Handelsgeſetzbuch und in die
Gewerbeordnung aufgenommen ; wir ſind es uns ſelbſt ſchuldig , daß wir auch für
eine ordentliche Durchführung ſorgen . Im gewerblichen Arbeiterſchutze hat ſich ge⸗
zeigt , daß die Schutzbeſtimmungen auf dem Papier ſtehen geblieben wären , wenn
wir nicht den Gewerbeinſpektor geſchaffen hätten . Meine Herren , die Schutz⸗
beſtimmungen zugunſten der Handelsangeſtellten werden ſo lange zum großen
Teile auf dem Papier bleiben , bis wir nicht den Handelsinſpektor ſchaffen , der die
Durchführung überwacht . Ich will darauf nicht näher eingehen , weil der Gegen⸗
ſtand ſchon oft behandelt worden iſt .

Es ſind in dieſer Richtung auch ſchon eine Reihe Anträge vom Reichstag
angenommen worden . Der Bundesrat hat ſich ablehnend verhalten , ohne Gründe
anzugeben ; das iſt für uns die Veranlaſſung , nochmals mit einem dahingehenden
Antrage vorzugehen . Der gegenwärtige Reichstag hat ſich zwar bereits in dieſer
Richtung feſtgelegt . Es iſt eine Petition vorgelegt worden auf Einführung von
Handelsinſpektoren , und dieſe iſt vom Reichstage den verbündeten Regierungen
zur Berückſichtigung überwieſen worden . Nun iſt es aber etwas anderes , einen
Antrag zu ſtellen oder eine Petition einzubringen . Die Annahme des Antrages
würde einen größeren Druck auf die Regierung ausüben , und deshalb möchte
ich bitten , in Konſequenz der früheren Haltung nunmehr unſern Antrag an⸗
zunehmen .

Ich mache ausdrücklich darauf aufmerkſam , daß unſer Antrag — was
bisher bei den Verhandlungen über die Handelsinſpektoren noch nicht zutage ge⸗
treten iſt — dahin geht , daß man in Erwägungen darüber eintreten möge , ob
und wie dieſe Handelsinſpektoren für die Kontrolle des Ausverkaufsweſens , der
Wanderlager und der Verſteigerungen , der Abzahlungsgeſchäfte ſich verwenden
laſſen . Es wäre doch ein außerordentlicher Fortſchritt , wenn die Handhabung
dieſer Kontrolle in die Hand ſachverſtändiger Beamten gelegt würde , und ich
muß geſtehen , wenn einer ſich dazu eignet , die Wanderlager und Wander⸗
verſteigerungen zu kontrollieren , ſo iſt das nicht die Polizei , ſondern der Handels⸗
inſpektor , der aus dem Handel ſelbſt hervorgegangen iſt . ( Sehr richtig . )

Ich möchte dann noch hinzufügen : ich glaube , es ließe ſich den Inſpektoren
auch noch die Kontrolle über das Lehrlingsweſen übertragen , und da möchte ich
betonen , wie ich es ſchon ſo oft im Reichstage und im Landtage hervorgehoben
habe : wenn etwas im argen liegt , dann liegt unſer kaufmänniſches Lehrlingsweſen
im argen . Beim Handwerk hat man ſich ja ſchon die größte Mühe gegeben , das
Lehrlingsweſen geſund zu geſtalten , und hat die nötigen geſetzlichen Unterlagen
dafür geſchaffen . Man ſollte alſo nicht länger zögern , endlich auch einmal beim
Handelsgewerbe die reformierende Hand an das Lehrlingsweſen zu legen ( ſehr
richtig ! ) ; auf dieſem Gebiete würden aber die Handelsinſpektoren einen guten
Dienſt leiſten . Ich denke da eben nicht an einen ſubalternen Polizeibeamten ,
ſondern an einen Mann von Takt und Bildung , an einen Mann , der ſich einer
ſozialen Stellung erfreuen würde , wie die Gewerbeinſpektoren , die es bis zum
Geheimen Rat bringen können . ( feiterkeit . )

Nun komme ich zum letzten Punkt . Wir beantragen , Erhebung en über die
Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes in den kleinen , mittleren und großen
Städten unter öffentlicher kontradiktoriſcher Anhörung der Intereſſentengruppen in
die Wege zu leiten . Die Notlage weiter Kreiſe des Kaufmannsſtandes und
namentlich der kleinen Kaufleute läßt ſich nicht beſtreiten . Ich ſpreche hier nur
von der Kleinkaufmannſchaft . Dieſe Notlage hat nach den bisherigen Unter⸗

E
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ſuchungen hauptſächlich zwei Urſachen : die Konkurrenz des Großkapitals , die auf
dem Gebiete des Handels früher nicht ſo ſcharf in die Erſcheinung getreten iſt ,
wie auf dem Gebiete des Handwerks , vielmehr ſich erſt in den letzten Jahrzehnten
ſtark bemerkbar gemacht hat ; ſodann namentlich die koloſſale Ueberfüllung im

Kleinhandel . In einem Zeitraum von 13 Jahren , 1882 bis 1895 , hat ſich die

Zahl der Handelsbetriebe dreimal ſo ſtark und die Zahl der im Handel be⸗

ſchäftigten Perſonen viermal ſo ſtark vermehrt wie die Bevölkerung . Hier liegt
eine gewaltige Ueberproduktion vor . Dieſe Urſachen erklären auch die fort⸗
währenden Klagen der Mittelſtändler , ſoweit ſie im Handel vertreten ſind . Sie

wiſſen , man ſtürmt gegen die Warenhäuſer an, gegen die Konſumvereine . In
allen Kreiſen äußert ſich tiefſte Unzufriedenheit mit der wirtſchaftlichen Lage , und
die verſchiedenſten Maßnahmen werden dagegen vorgeſchlagen , die zum Teil gar
nicht diskutabel ſind . Man muß in den großen und mittleren Städten mit
dieſen Schichten verkehren , um den ganzen Peſſimismus dieſer Kreiſe kennen

zu lernen . Der nationalliberale Abgeordnete Herr Luſensky iſt nun im preußiſchen
Abgeordnetenhauſe auf den Gedanken gekommen , einmal eine Enquete über die
Lage des Kleinhandelsſtandes zu veranlaſſen . Es iſt ihm damals von mir , und
wohl mit Recht , erwidert worden , daß der preußiſche Landtag nicht die Stelle ſei,
um eine derartige Enquete zu veranlaſſen , ſondern ſo große wirtſchaftliche
Enqueten , die ſich über einen ganzen Stand erſtreckten , müßten von Reichs
wegen erfolgen . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Ich habe vor längeren Jahren
einen ſolchen Antrag hier im Reichstage eingebracht , der auch in dem jetzigen ſo⸗
genannten Mittelſtandsantrag als letzter Punkt wiederkehrt . Der Zweck des An⸗
trags iſt , völlige Klarheit über die einſchlägigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu
verſchaffen . Beim Handwerk hat ſich eine ſolche Enquete als durchaus nützlich
erwieſen . Sie fand im Jahre 1895 ſtatt und ihre Ergebniſſe haben bei dem
großen Handwerkerſchutzgeſetz von 1897 ihre Verwertung gefunden . Ich erinnere
an die Erhebungen des Vereins für Sozialpolitik über die Verhältniſſe des
Handwerks , die außerordentlich viel Licht geſchaffen und zu erfreulichen Er⸗
gebniſſen geführt haben , namentlich dazu , den übermäßigen Peſſimismus
im Handwerk wiſſentlich und erfolgreich zu bekämpfen . Ich würde es
als einen Haupterfolg der Enquete betrachten , wenn dadurch die
Wirklichkeit der Phraſe gegenübergeſtellt würde . Wir müſſen endlich
einmal über die einſchlägigen Verhältniſſe ein klares Bild bekommen ,
damit wir den mittelſtändleriſchen Phraſendreſchern — deren gibt es in allen
Ständen , auch im Mittelſtande ( ſehr richtig ! ) — mit Tatſachen entgegentreten
können . ( Bravo ! und ſehr richtig ! in der Mitte und links . ) Es muß Licht ver⸗
breitet werden durch die Enquete unter anderem über folgende Punkte : Worin
liegen die Urſachen der Ueberfüllung ? Worin liegen überhaupt die Urſachen ,
daß ſo viele kaufmänniſche Exiſtenzen oft ſo ſchnell zugrunde gehen ? Liegen ſie
in mangelnden Vorkenntniſſen , liegen ſie in dem mangelnden Betriebskapital ?
In welchem Umfange iſt der Kleinhandel in der Tat vom Warenhauſe bedroht ?
In welchem Umfange ſchädigen in Wirklichkeit die Konſumvereine den kleinen
Kaufmann ? Woher rührt die Rückſtändigkeit im Genoſſenſchaftsweſen gerade im
Kleinhandel ? — Kein Stand iſt ja auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsweſens
ſo rückſtändig , wie gerade der Kleinhandel . ( Sehr richtig ! ) Woher rührt das ?
Ift für das Kreditbedürfnis dieſer mittleren und kleinen Kaufleute in genügender
Weiſe geſorgt ? Iſt es etwa auch hier wünſchenswert , von Staats wegen Ver⸗
anſtaltungen zu treffen , ähnlich wie die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe u. dgl . ? Dann :
wie ſteht es mit dem Lehrlingsweſen , das von der einen Seite geprieſen , von der
anderen Seite als höchſt mangelhaft bezeichnet wird ? Ferner : genügt für den
kleinen Handwerker und für den kleinen Kaufmann die Vertretung , die er heute
in den Handelskammern hat ?

Alle dieſe Dinge und die benachbarten Gebiete müßten durch eine derartige
Enquete einmal klargeſtellt werden . Ich betone aber , daß die Enquete genau zu

unterſcheiden hätte zwiſchen den Verhältniſſen auf dem Lande und den Verhält⸗
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niſſen in der Großſtadt , der mittleren und der kleinen Stadt . Ich wiederhole
auch, daß die Intereſſentenvertretungen gehört werden müßten , nicht die Handels⸗
kammern allein , ſondern die verſchiedenſten Gruppen , namentlich der kleine Kauf⸗
mann , und zwar müßten ſie gehört werden in öffentlicher kontradiktoriſcher
Verhandlung . Ich zweifle nicht , daß eine derartige in großem Maßſtabe durchgeführte
Enquete nach der theoretiſchen , wiſſenſchafllichen , wie auch nach der praktiſchen
Seite ſich als eine durchaus ſegensreiche Tat erweiſen würde . Ich bitte Sie daher ,
auch dieſem Antrage beizutreten .

Ich komme nun zu einer kurzen Schlußbemerkung . Meine Herren , in der
Mittelſtandsbewegung ſind vielfach Beſtrebungen geltend gemacht worden , die als
zu weitgehend und als undurchführbar abzuweiſen ſind . Wir alle hier , bald dieſe ,
bald jene Partei hat ſich gegen eine Reihe von Maßnahmen erklärt , die von den
ſogenannten Mittelſtandsvereinigungen geltend gemacht werden . Die vollſtändige
Unterdrückung der Konſumvereine will ich zum Beiſpiel anführen . Das iſt eine
Maßnahme , die zu weit geht und undurchführbar iſt . So haben wir ähnliche
Zurückweiſungen ſchon einer ganzen Reihe von Mittelſtandsforderungen zuteil
werden laſſen und zuteil werden laſſen müſſen — hier im Reichstag und auch
von ſeiten des Landtags . Um ſo raſcher und um ſo entſchiedener aber ſollte
man nun auch den zweifellos berechtigten Beſtrebungen des Mittelſtandes entgegen⸗
kommen . Auch vom Mittelſtande und namentlich ihm gegenüber gilt das Wort :
bis dat qui cito dat . Unſere Anträge enthalten ſolche zweifellos berechtigten Be⸗
ſtrebungen . Ich bitte Sie , denſelben beizutreten . ( Lebhafter Beifall in der Mitte . )
( 67. Sitzung vom 6. Dezember 1907 , S. 2037 —2047. )

Abg . Erzberger wies die gegen den Antrag erhobenen Ein⸗

wendungen zurück und wies beſonders auf den hohen Diskont hin .
Abg . Irl ging neben anderm auf das Subventionsweſen näher ein :

„ Wenn die Behörden , welche Arbeiten zu vergeben haben ,
einmal von dem unmoraliſchen Submiſſionsweſen Abſtand nehmen ,
wenn ſie, wie das unſer Antrag bezweckt , die Handwerkerorganiſationen
und Handwerksmeiſter bevorzugen , dann iſt das nicht ein kleines

Mittel , um den Handwerkerſtand wieder zu heben , ſondern ein ganz
bedeutendes . ( Sehr richtig ! ) Als Handwerker bitte ich im Intereſſe
des Handwerkerſtandes , dieſes Vorgehen überall , wo es tunlich iſt ,
anzuwenden ; aber als Abgeordneter möchte ich verlangen , daß dieſes
Mittel , den Handwerksſtand zu heben , überall in den Vordergrund
geſtellt wird . “ ( 74 . Sitzung vom 8. Januar 1908 S . 2751 . )

Der Redner wandte ſich dann gegen die Zunahme der Regie⸗
arbeiten , die dem Staate kein Geld erſparten , jedoch das Handwerk
ſchädigten . Inzwiſchen ſind dem Reichstage Geſetzentwürfe über den
kleinen Befähigungsnachweis und die Sicherung der Bauforderungen
zugegangen ; eine Novelle über den unlautern Wettbewerb iſt publi⸗
ziert worden .

§S 74 . Der Geſetzentwurf über den kleinen Be⸗

fähigungsnachweis ( . Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 350 ) iſt dem
Reichstage zugegangen und am 27 . und 28 . Februar 1908 in erſter
Leſung beraten worden . Vom Zentrum ſprachen hierbei die Abgg.
Euler , Göring und Schefbeck .

1 Die Tendenz des Geſetzentwurfs iſt einfach und klar . Sie ſtellt
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den Grundſatz auf , daß nur derjenige lehren ſoll , der ſelber gelernt hat
und der dies nachweiſen kann . Wenn die Vorlage für den Nachweis
des eigenen Lernens denjenigen Bildungsgang vorſieht , den die
Gewerbeordnung überhaupt als den regelmäßigen aufſtellt, ſo ſcheint
dies die von ſelbſt gegebene und natürliche Konſtruktion zu ſein .

Abg . Euler begrüßte den Entwurf , wünſchte aber noch die

Einführung der obligatoriſchen Geſellenprüfung .
„ Es iſt nicht richtig , wenn geſagt wird , das Handwerk hat

ſeinen goldenen VBoden verloren . Nein , das Handwerk hat auch
heute noch ſeinen goldenen Boden , wie ehedem ; es iſt nur die eine

Frage : wer beutet das Gold von dem Handwerkerboden aus ? Das

ſind allerdings meiſtens Unberufene , die nie daran gedacht haben,
Handwerker zu werden , ſondern ſpäter durch günſtigere finanzielle
Verhältniſſe in der Lage geweſen ſind , ſich das Gold von dem

Goldboden des Handwerks einzuheimſen . “ ( 110 . Sitzung vom

27 . Februar 1908 S . 3436 . )

Abg . Göring forderte die Anlegung von Handwerkerregiſtern ,
Regelung des Hufbeſchlaggewerbes und meinte dann :

„ Ich verkenne nicht , daß die Stimmung heute eine andere iſt , ich behaupte
aber , daß dieſer Umſchwung erfolgt iſt „ nur der Not gehorchend , nicht dem

eigenen Triebe . “ ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Die Herren von der national⸗
liberalen Partei haben gelernt , mit den Handwerkern zu rechnen , und deswegen
iſt dieſe Handwerkerfreundlichkeit etwas mehr eingetreten . Es iſt in der Preſſe
und in den Verſammlungen von ihren Führern anerkannt worden , daß die Partei
gerade deswegen zurückgegangen iſt , weil ſie vergeſſen hat , mit dem Mittelſtande
und den Handwerkern Fühlung zu nehmen . Meine Herren , die Not lehrt beten ,
auch in dieſem Falle ! ( Heiterkeit in der Mitte . ) Ich habe nie in Abrede geſtellt ,
daß einzelne Herren der nationalliberalen Partei dem Handwerk freundlich gegen⸗
überſtehen und geſtanden haben ( hört ! hört ! bei den Nationalliberalen ) ; die
Partei als ſolche jedoch hat früher einen anderen Standpunkt gehabt und ihn
ſehr energiſch vertreten . Die Handwerker ſind heute noch nicht überzeugt , daß
Sie ( zu den Nationalliberalen ) dies Wohlwollen gegenüber dem Handwerk auch
für die Folge bewahren werden . Wir wollen wenigſtens nach den Worten auch
die Taten ſehen . “ ( 111. Sitzung vom 28. Februar 1908 S. 1468 . )

Gegenüber dem ſozialdemokratiſchen Redner betonte er :

„ Dann hat der Abgeordnete Albrecht wieder ausgeführt , es gäbe drei
Kennzeichen für die heutige Exiſtenzmöglichkeit eines Handwerkers : 1. er müſſe in
einem patriotiſchen Klimbimverein ſein , er müſſe 2. einen biegſamen Rücken haben
und 3. Spalier bilden und Hurra ſchreien

Den zweiten Satz , Herr Kollege Albrecht , faſſe ich als Beleidigung des
deutſchen Handwerkerſtandes auf ; den weiſe ich mit aller Entſchiedenheit zurück .
( Bravo ! in der Mitte und rechts . )

Wenn Sie ſagen , der Handwerker müſſe einen biegſamen Rücken haben , ſo
heißt das wohl , die Handwerker , die ſich nicht in ihrer Geſinnung den Herren
von der Linken anſchließen , ſind charakterlos . Das iſt doch wahrhaftig nicht
Ihre Anſicht , Herr Kollege Albrecht , und ich möchte Sie daher bitten , dieſen Satz
etwas zu korrigieren . Wir haben unter unſeren Handwerkern ebenſo ehrenwerte
und achtungswerte Männer , wie in jedem anderen Berufsſtande . “ ( S. 3469 . )

Die Kommiſſion legte am 29 . April 1908 ihren Bericht vor
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( . Seſſion 1907/08 Druckſ . Nr . 897 ) . Der Antrag der Kommiſſion
ging dahin :

„ In Handwerksbetrieben ſteht die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen
nur denjenigen Perſonen zu, welche das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet
und eine Meiſterprüfung ( § 133 ) beſtanden haben . Haben ſolche Perſonen
die Meiſterprüfung nicht für dasjenige Gewerbe oder denjenigen Zweig des
Gewerbes beſtanden , in welchem die Anleitung der Lehrlinge erfolgen ſoll , ſo
haben ſie die Befugnis dann , wenn ſie in dieſem Gewerbe oder Gewerbszweige

entweder die Lehrzeit ( § 130 a) zurückgelegt und die Geſellenprüfung be⸗
ſtanden haben ,

oder fünf Jahre hindurch perſönlich das Handwerk ſelbſtändig ausgeübt
haben oder während einer gleich langen Zeit als Werkmeiſter oder in
ähnlicher Stellung tätig geweſen ſind .

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Perſonen , welche dieſen Anforderungen
nicht entſprechen , die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen widerruflich ver⸗
leihen . Vor der Entſcheidung über die Erteilung der Befugnis oder den
Widerruf iſt die Handwerkskammer und , wenn die Perſon einer Innung angehört
oder an ihrem Wohnorte für ihren Gewerbszweig eine Innung beſteht , außerdem
die Innung zu hören .

In Handwerksbetrieben , welche nach dem Tode des Gewerbetreibenden für
Rechnung der Witwe oder minderjähriger Erben fortgeſetzt werden , ſind bis zum
Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Lehrherrn als Vertreter ( § 127 Abſ . 1)
zur Anleitung von Lehrlingen auch Perſonen befugt , welche nur den Anforderungen
des Abſ . 1 Satz 2 entſprechen . Die untere Verwaltungsbehörde kann ſolchen
Perſonen als Vertreter des Lehrherrn auch in anderen Fällen bis zur Dauer
eines Jahres die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen erteilen . Die hiernach
zuläſſige Dauer der Vertretung kann von der höheren Verwaltungsbehörde nach
Anhörung der Handwerkskammer entſprechend dem Bedürfniſſe des einzelnen
Falles verlängert werden .

Der Lehrling ſoll ſich nach Ablauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung
unterziehen . Die Innung und der Lehrherr ſollen ihn dazu anhalten .

Die Befugnis zur Führung des Meiſtertitels in Verbindung mit einer
anderen Bezeichnung , die auf eine Tätigkeit im Baugewerbe hinweiſt , insbeſondere
des Titels Baumeiſter und Baugewerksmeiſter , wird durch den Bundesrat ge⸗
regelt . Der Bundesrat kann ferner Vorſchrift über die Führung des Meiſter⸗
titels in Verbindung mit ſonſtigen Bezeichnungen erlaſſen , die auf eine Tätigkeit
im Handwerk hinweiſen . Bis zum Inkrafttreten des Bundesratsbeſchluſſes darf
ein ſolcher Titel nur dann geführt werden , wenn die Landesregierung über die
Befugnis zu ſeiner Führung Vorſchriften erlaſſen hat , und nur von denjenigen
Perſonen , welche dieſen Vorſchriften entſprechen .

Perſonen , welche beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den bis dahin
geltenden Beſtimmungen zur Anleitung von Lehrlingen im Handwerke befugt ſind ,
dürfen die zu dieſem Zeitpunkte bereits in das Lehrverhältnis eingetretenen Lehr⸗
linge auslehren . Die weitere Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen iſt ihnen
auf ihren Antrag von der unteren Verwaltungsbehörde zu verleihen , wenn ſie
beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes mindeſtens fünf Jahre hindurch mit der Be⸗
fugnis zur Anleitung von Lehrlingen in ihrem Gewerbe tätig geweſen ſind . Im
anderen Falle kann ſie ihnen von der unteren Verwaltungsbehörde verliehen
werden . Während der erſten fünf Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes
darf die Zulaſſung zur Meiſterprüfung von dem Beſtehen der Geſellenprüfung
( § 133 Abſ . 3) nicht abhängig gemacht werden . Für Perſonen , die beim Inkraft⸗
treten dieſes Geſetzes zur Anleitung von Lehrlingen befugt ſind , gilt das gleiche
auch nach Ablauf dieſer fünf Jahre .

Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſchon erworbene Befugnis zur
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Führung des Meiſtertitels in Verbindung mit der Bezeichnung eines Handwerkes
bleibt unberührt .

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1908 in Kraft . “

Alle weitergehenden Wünſche des Zentrums hat die Regierung
als unannehmbar bezeichnet , ſo daß der Abg . Irl in der zweiten
Leſung am 2. Mai 1908 erklären mußte , daß das Zentrum im

Intereſſe der Handwerker dieſe einſtweilen zurückſtellen müſſe .
Die dritte Leſung vom 7. Mai 1908 ergab die unveränderte

Annahme der ſchon mitgeteilten Beſchlüſſe .

§ 75 . Der Geſetzentwurf über die Sicherung der

Vauforderungen I[I. Seſſ . 1907 %08 Druckſ . Nr . 365 ] iſt am
27 . November 1907 in erſter Leſung beraten worden und ruht ſeit⸗
her in der Kommiſſion . Abg . Dr . Mayer ( Kaufbeuren ) bezeichnete
ihn als eine brauchbare Grundlage für ein Geſetz , das der Herr Abg .
Rintelen in der Kommiſſion zur Beratung der Konkursordnung
1893/94 zuerſt gefordert hat . [ 56. Sitzung vom 27 . November 1907
S . 1836 . ] „ Wir hoffen , daß , wenn das Geſetz zuſtande kommt ,
dann jene gefährliche Erſcheinung , die vor allem ſeit den neunziger
Jahren auf dem Gebiete der Bauſpekulation in Deutſchland ſich ge⸗
zeigt hat , nämlich der Bauſchwindel , endlich ein⸗ für allemal ver⸗

ſchwinden möge . Der Bauſchwindel , dieſe giftigſte Blüte am Baum
der modernen Bau⸗ und Bodenſpekulation , hat in den neunziger
Jahren hier in Berlin und anderwärts geradezu Orgien gefeiert .
Redner machte dann eine Reihe von Detaiborſchlägen auf Ver⸗

beſſerung des Entwurfes ( Ausdehnung des Geltungsbereichs des Ge⸗

ſetzes , Haftung für den Strohmann , Sicherung der Lieferanten uſw . )

§ 76 . Die Feſtſetzung der Mindeſtpreiſe in Zwangs⸗
innungen kam am 22 . November 1907 infolge einer Petition
11. Seſſion 1907/08 Druckſ . Nr . 454J zur Sprache . Die Kommiſſion
beantragte Ueberweiſung als Material . Abg . Irl ſtellte den Antrag ,
dieſe Petition zur Berückſichtigſung zu überweiſen und führte zur
Begründung aus :

„ Jeder Mißbrauch kann nämlich dadurch vermieden werden , daß die Ab⸗
machungen von Handwerkern von der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde abhängig
ſind , daß ſie deren Zuſtimmung bedürfen . Die verbündeten Regierungen ſind
5. B. der Anſicht , daß die Aufſichtsbehörden bezüglich der Erlaubnis , das Bau⸗
gewerbe ausüben zu dürfen , was doch ein ſehr wichtiger Punkt iſt , daß da die
Aufſichtsbehörden das Richtige treffen werden . Die verbündeten Regierungenkönnen auch in dieſer Beziehung Zutrauen zu ihren Behörden haben

Wenn die organiſierten , oft durch Terrorismus zuſammengetriebenen Ge⸗
ſellen erklären , wir arbeiten nicht unter dem Lohnſatz , den wir aufgeſtellt haben ,
ſo muß der Handwerksmeiſter bezahlen . Die vielen Lohntarife im Handwerk
gegenüber der Großinduſtrie beweiſen das . Wenn ein Truſt dekretiert , die Ware
koſtet heute ſo und ſo viel , ſo befindet ſich der Handwerksmeiſter in einer Zwangs⸗
lage , er muß bezahlen . Für die Ausgaben des Meiſters trifft das immer zu ,wenn aber die große Mehrzahl der Handwerker irgend wo vernünftig und klar
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kalkulieren und ſagen , ſie ſind gezwungen , für dieſe oder jene beſtimmte gleich⸗
artige Arbeit einen ſolchen Preis zu verlangen , damit ſie exiſtieren können und
drei oder vier nicht mögen , dann geht die Aufreibung der einzelnen Handwerker
unter ſich ungeniert weiter “ ( 75. Sitzung vom 22. November 1907 . )

Der Abg . Göring trat dieſen Ausführungen bei . Die Frei⸗
ſinnigen und Sozialdemokraten ſprachen ſich gegen den Antrag aus ,

während der Abg . Fuhrmann für die Nationalliberalen erklärte ,
daß ſie für den Antrag ſtimmen würden , dann ſtimmten nur 4 bis

5 Nationalliberale dafür und die große Mehrheit dagegen . Obwohl
der Reichstag den Antrag des Zentrums annahm , brachten die

Nationalliberalen doch noch am 4. März 1908 einen Antrag auf
Veranſtaltung einer Umfrage bei den Handels⸗ und Gewerbekammern

und Vorlegung einer Denkſchrift (J. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 742 )

ein , während der deutſche Handels⸗ und Gewerbekammertag zu Leipzig
ſchon vor Jahren beſchloſſen hat : „ Die Innung darf ihre Mitglieder
in der Feſtſetzung der Preiſe ihrer Waren oder Leiſtungen nur in⸗

ſoweit beſchränken und überwachen , als es ihr überlaſſen iſt , für
gleichartige Waren oder Leiſtungen Mindeſtpreiſe oder Lohnſätze feſt⸗
zuſtellen . Derartige Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung der Auf⸗
ſichtsbehörde . Die Aufſichtsbehörde kann veranlaſſen , daß bei Innungen ,
deren Bezirk ſich über mehrere Gemeinden erſtreckt , die Feſtſetzung für
jede Gemeinde geſondert erfolgt . “ ( 55. Sitzung vom 22 . November

1907 S . 1106 . ) So arbeiten die Nationalliberalen auf eine Ver⸗

ſchleppung der brennenden Frage hin , der Reichstag hat aber dieſen
Antrag abgelehnt .

§ 77 . Die Frage der Gefängnisarbeit hat der Abg .
Göring am 21 . Februar 1908 an der Hand der auf Antrag des

Zentrums eingebrachten Denkſchrift eingehend beſprochen .
„ Wir ſind der Anſicht , daß die Schonung der Staats⸗ und Privatintereſſen ,

wie in der Denkſchrift angegeben iſt , und auch die der Handwerker dadurch nicht
gewährt iſt , wenn heute eine größere Anzahl von Anſtalten dazu übergegangen
iſt , Arbeitsſtätten mit maſchinellen Einrichtungen der verſchiedenſten Handwerks⸗
betriebe einzurichten und anzulegen , die mit Staatsmitteln hergeſtellt ſind , zu
denen die große Zahl der Handwerker mitzahlen muß , um ſogenannte Privat⸗
unternehmer und Nichthandwerker durch Ausnutzung der Gefangenenarbeit zu
bereichern . .

Wenn eine Beſchäftigung der Gefangenen für die eigene Anſtalt und für
die Staatsbetriebe in erzieheriſcher Richtung geboten erſcheint , ſo muß doch ver⸗
langt werden , daß dieſe Beſchäftigung nur aus obigen Gründen erfolgt , nicht
aber zum Zweck der Ausnutzung der Arbeitskraft der Gefangenen zugunſten der
Privatunternehmer oder um mit Hilfe von Maſchinen den anſäſſigen Handwerkern
Konturrenz zu machen und ihren Verdienſt zu ſchmälern .

Was wir weiter verlangen , iſt eine möglichſte Einſchränkuug der Be⸗
ſchäftigung von Gefangenen mit Arbeiten , die eine handwerksmäßige Ausbildung
verlangen , durch ungelernte Gefangene

Wir verlangen weiter , daß grundſätzlich für ſogenannte Nichthandwerker ,
Unternehmer und Händler keine handwerksmäßigen Erzeugniſſe in den Anſtalten
hergeſtellt und geliefert werden ſollen , oder daß wenigſtens für ſolche Arbeiten
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ſolche Löhne berechnet werden , die als eine Unterbietung der freien Arbeit nicht
betrachtet werden können .

Wir verlangen dann eine Beſeitigung des Maſchinenbetriebs in den Anſtalten
und infolgedeſſen die Durchführung der Handarbeit . “

( 107. Sitzung vom 21. Februar 1908 S. 3345 . )
Redner machte noch eine Reihe praktiſcher Vorſchläge und fand

dabei auch die Zuſtimmung des Reichsjuſtizamtes .

§ 78 . Bandwerk und Arbeiterverſicherung behandelte
am 13 . März 1908 in zutreffender Weiſe der Abg . Irl , indem er

zunächſt für die kleinen Handwerker , die nur ſelten die Maſchine
benutzen , eine andere Einteilung der Gefahrenklaſſen forderte , für
das Baugewerbe wünſchte er eine andere Berechnung des Jahres⸗
arbeitsverdienſtes : „ Zur Erleichterung für die kleinen Betriebe und

zur Vereinfachung der ganzen Geſchäftsführung ſollte den Berufs⸗
genoſſenſchaften die Möglichkeit gegeben werden , durch Statut

feſtzuſetzen , daß für die Betriebe mit nicht mehr als fünf Arbeitern

jährliche Pauſchbeträge , die, wie ausdrücklich im Geſetz bemerkt ,
4 Mark pro Jahr nicht überſteigen dürfen , zu entrichten ſeien . “

Redner legt nun dar , wie gerade kleine Meiſter ſtatt dieſer
4 Mark oft 60 bis 195 Mark bezahlen müßten ; das müſſe zugunſten
der kleinen Unternehmer geändert werden .

„ Alle Kapitalien , die durch den Reſervefonds angelegt werden , kommen
dem ſelbſtändigen Handwerk faſt in keiner Weiſe zugute , ſondern nützen nur den
großen Finanzinſtituten . Iſt es denn vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus
nicht tief bedauerlich , daß durch den Reſervefonds Millionen von Mark in Wert⸗
papieren und ſonſtwie angelegt worden ſind ? Und dieſelben Gewerbetreibenden
müſſen für die Gelder , die ſie für den Betrieb ihres Geſchäfts brauchen , oft mehrals das Doppelte und Dreifache an Zinſen bezahlen , wie es im vorigen Jahre
der Fall war . Warum könnte man den Zentralkaſſen der Handwerker nicht
Gelder überweiſen , die einerſeits den Berufsgenoſſenſchaften mindeſtens den
gleichen Zins tragen würden , andererſeits bei dem teuren Geldſtande für das
ganze Gewerbe von allergrößtem Vorteil wären ? “

( 121. Sitzung vom 13. März 1908 S. 3846 )

Abg . Erzberger unterſtützte am 28 . März 1908 dieſen
Wunſch und wiederholte ihn für die Invalidenverſicherungsanſtalten .

„ Denn dieſe haben erſtens weit größere Vermögen zur Verfügung , und
zweitens ſind ja ſämtliche Handwerksgeſellen der Invalidenverſicherung unterſtellt ;

die Handwerksmeiſter müſſen alſo 50 Prozent der Beiträge aufbringen . Da wird
es nur als billig erſcheinen , wenn dieſe Gelder mehr als bisher den gewerblichen

Genoſſenſchaften, Innungen uſw . zur Verfügung geſtellt würden ; nicht umſonſt ,15 5 bin ich feſt überzeugt — ſind
gern bereit, den landesüblichen Zins der Verſicherungsanſta entrichten .

Gehr richtig ! in der Mitte . )
8 1 5

Wenn mehrere Millionen Mark den Handwerkergenoſſenſchaften zufließen
könnten , ſo wäre damit ein ganz erheblicher Schritt zur Kräftigung unſeres Hand⸗
werks getan . Wenn man bedenkt , daß manche Handwerkergenoſſenſchaften 7, 8,
ja ſogar 10 Prozent bei dem hohen Diskont an die Geldverleiher abzuliefern
haben, ſo ſpricht dieſer Umſtand ganz beſonders für eine Berückſichtigung des
von mir eben vorgetragenen Wunſches . Ich habe die Berichte der Verſicherungs⸗
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anſtalten nach dieſer Richtung hin durchgegangen und finde da nur ganz ſelten

d vereinzelt Darlehen an gewerbliche Genoſſenſchaften . “5 85 0
( 133 Sitzung vom 28. März 1908 S. 4401 . )

Eine Reihe von Fragen für das Handwerk und den Mitell⸗
ſtand beſprach am 17 . März 1908 der Zentrumsabgeordnete Sir :

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe , Hauſierhandel , Kreditweſen, Aus⸗
verkaufsweſen uſw . — Im erſten Abſchnitt dieſes dritten Teiles ſind

zu dem eine Reihe von Mittelſtandsfragen ſchon behandelt worden .

D. Die Tätigkeit zugunſten der Privat⸗
beamten .

§ 79 . Die Privatbeamtenverſicherung hat das Zen⸗
trum zum Gegenſtand eines beſonderen Antrages gemacht (I. Seſſ .
1907/08 Druckſ . Nr . 519 ) , der auch in der 119 . Sitzung Annahme

fand . Am 8. und 12 . Januar 1908 wurde ein konſervativer An⸗

trag derſelben Tendenz beraten und hierbei vom Abg . Sittart aus⸗

geführt : „ Wir unterſtützen mit freudigem Herzen den Antrag des Herrn
Kollegen Freiherrn von Richthofen , der die Regierung erſucht , die

Vorarbeiten für die Fertigſtellung einer Vorlage für dieſes hohe
Haus möglichſt zu beſchleunigen . Die Kombination der allgemeinen
Verſicherung mit der Sonderkaſſe ſcheint mir eine außerordentlich
glückliche zu ſein . Das viele Gute und Vorteilhafte , was die allge⸗
meine Verſicherung bietet , wird auf dieſe Weiſe auch den Privat⸗
beamten geſichert , und das von den Privatbeamten erſtrebte , durch
das Invalidengeſetz aber nicht erreichbare Gute wird durch Schaffung
der Sonderkaſſe und durch Zahlung beſonderer Leiſtungen ſeitens
der Privatbeamten erreicht werden . “ ( 74. Sitzung vom 8. Januar
1908 S . 2271 . )

80 . Das Privatbeamtenprogramm der Zentrums⸗
fraktion iſt in folgendem Antrage niedergelegt .

Die verbündeten Regierungen um Vorlegung von Geſetzentwürfen und
um Anordnungen zu erſuchen , welche bezwecken :

A. bezüglich der Privatbeamten :

Ausdehnung der Erhebungen der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik auf die
Verhältniſſe aller Privatbeamten ;

Errichtung von Ausſchüſſen der Privatbeamten in größeren Betrieben ;
Vertretung der Privatbeamten in den zu ſchaffenden Arbeitskammern ;
Schaffung einer geſetzlichen Aufſicht über die Durchführung der Schutz⸗

beſtimmungen zugunſten der Privatbeamten ;
„ Ausdehnung der Kranken⸗ und Unfallverſicherung auf Privatbeamte in

angemeſſenen Grenzen :

—
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„ „

6. Einführung einer ſtaatlichen Penſions⸗ und Hinterbliebenenverſicherung für
Privatbeamte ;

7. Sicherung der Dienſtkautionen der Privatbeamten im Konkurs des Arbeit⸗
gebers ;

B. bezüglich der techniſchen Angeſtellten :
1. rechtliche Gleichſtellung der techniſchen Angeſtellten mit den kaufmänniſchen

Angeſtellten insbeſondere in bezug auf :
a) die obligatoriſche Zahlung des Gehalts am Monatsſchluß ,
b) die Fortzahlung des Gehalts bei militäriſchen Uebungen bis zur Dauer

von acht Wochen ,
c) das Verbot der Abzüge vom Gehalt hinſichtlich der Beiträge aus einer

Kranken⸗ oder Unfallverſicherung ,
d) die Ausſtellung des Dienſtzeugniſſes ſchon bei Kündigung des Dienſt⸗

verhältniſſes ,
e) die Konkurrenzklauſel ;

Gewährung angemeſſener Ruhezeiten , insbeſondere der Sonntagsruhe , in
erhöhtem Maße ;

Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgerichte auf
die techniſchen Angeſtellten ;

Anwendung der Beſtimmungen Ziffer 1 bis 3 auf die techniſchen Ange⸗
ſtellten in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben , im Verkehrsgewerbe und
im Bergbau . (J. Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 5119 . )
Die Abgg . Sittart und Nacken , die mit einer Fülle von

Material dieſen Antrag begründen wollten , ſind infolge der Schluß⸗
anträge der Blockmehrheit nicht zu Wort gekommen ; der Antrag
wurde in der 119 . Sitzung mit großer Mehrheit angenommen .

S 81 . Die Bezahlung des Lohnes an Bandlungs⸗
gehilfen in Krankheitsfällen ( § 63 des Handelsgeſetzbuches )
will eine Vorlage des Bundesrats in folgender Weiſe regeln :

„ Wird der Handlungsgehilfe durch unverſchuldetes Unglück an der Leiſtung
der Dienſte verhindert , ſo behält er ſeinen Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt ,
jedoch nicht über die Dauer von ſechs Wochen hinaus . Eine Vereinbarung , durch

welche von dieſer Vorſchrift zum Nachteile des Handlungsgehilfen abgewichen
wird , iſt nichtig .

Der Handlungsgehilfe muß ſich den Betrag anrechnen laſſen , der ihm für
die Zeit , für welche er den Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt behält , aus einer
auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Kranken⸗ oder Unfallverſicherung
zukommt. “ C. Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 492. )

Am 11. und 13. Januar 1908 fand die erſte Leſung ſtatt ;
die Kommiſſion erledigte ihre Arbeiten ſehr raſch ; aber der Kommiſſions⸗
bericht erſchien erſt nach Oſtern , was Berichterſtatter Schack mit der

Erkrankung eines Regierungskommiſſars zu rechtfertigen ſuchte . In der
erſten Leſung führte der Abg . Nacken am 11 . Januar 1908 aus ,
daß das Zentrum den Entwurf ablehnen werde .

„ Die Reichsregierung ſtellt ſich nämlich bei Abſatz 2 des § 63 des Handels⸗
geſetzbuchs in dieſem Entwurf genau wieder auf den Standpunkt , den ſie im
Jahre 1897 bei dem Entwurf des neuen Handelsgeſetzbuchs ſchon einmal einge⸗nommen hat . Sie will im Anſchluß an den § 616 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ,
daß der Handlungsgehilfe ſich den Betrag anrechnen laſſen muß , welcher ihm
für die Zeit der Verhinderung an der Dienſtleiſtung aus einer a Grund
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licher Verpflichtung beſtehenden Kranken⸗ oder Unfallverſicherung zukommt . Hier
8 lhh ſoll alſo auf der einen Seite gewiſſermaßen genommen werden , was auf der8 anderen Seite gegeben wird . Eine ſolche Art von Regelung dieſer für den

Handlungsgehilfenſtand ſo wichtigen Angelegenheit lehnt meine Fraktion ab.
Dieſe Art von Sozialpolitik machen wir im Zentrum nicht mit

Meine Freunde halten den bisherigen Zuſtand dann noch immer füür das
kleinere Uebel . Wir laſſen uns jedenfalls durch die geringe Verbeſſerung , die der
Entwurf bezüglich des erſten Abſatzes des § 63 des Handelsgeſetzbuchs bringt ,
nicht bewegen , einem Geſetzentwurf zuzuſtimmen , dem wir den Charakter eines
ſozialen Geſetzes nicht beimeſſen können . Und auch die Handlungsgehilfen werden
ſich über die Beibehaltung des bisherigen Zuſtandes tröſten , ja ſie werden die
Beibehaltung ſogar vorziehen in dem Bewußtſein , daß doch über kurz oder lang

N. eine Aenderung der bisherigen unhaltbaren Verhältniſſe eintreten muß . “
( 77. Sitzung vom 11. Januar 1908 S. 2354 . )

Die Redner aller Parteien ſchloſſen ſich dieſer Ablehnung an .
Die Kommiſſion ſchlug vor , daß Lohn und Krankengeld nebenein⸗
ander auf ſechs Wochen zu bezahlen ſind . Der Reichstag ſtimmte
dem zu , aber der Bundesrat lehnte den geänderten Entwurf ab .

E . Die Tätigkeit zugunſten des Arbeiter⸗

ſtandes .

§ 82 . Zu der Frage der Weiterbildung des Arbeiter⸗
rechts hat das Zentrum den Antrag eingebracht :

Die verbündeten Regierungen um alsbaldige Vorlegung von Geſetzentwürfen
zu erſuchen , welche bezwecken :

1. die und deu weiteren Ausbau des Koalitionsrechts der Arbeiter
GC 152 G0) ) ;

2. eine auf * . Grundlage aufgebaute Regelung der privatrechtlichen
Verhältniſſe der Berufsvereine aller Art ;

3. die Errichtung von Arbeitskammern zum „freien und friedlichen Ausdruck
der Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter “ ;

4. die Sicherung und Ausgeſtaltung der Tarifgemeinſchaften zwiſchen Arbeit⸗
gebern und Arbeitnehmern . (J. Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 512. )

Dieſer Antrag iſt in der 108 . und 109 . I1 . angenommen
worden , nachdem bei verſchiedenen Gelegenheiten die Abgg. Gröber ,
Giesberts und Schirmer dieſe Materie behandelt hatten . Abg .
Giesberts konnte am 3. März 1908 feſtſtellen :

„ Der Wandel der Anſchauungen in der Beurteilung der Tarifvertrags⸗
frage iſt jedoch auch noch nach einer anderen Seite hin intereſſant . Wenn wir
heute hier im Reichstag eine ſo große Mehrheit für dieſes Prinzip der Tarif⸗
verträge haben , das doch im letzten Grunde auf der gleichberechtigten Anerkennung
der beiden großen Intereſſengruppen beruht , und dann zurückdenken an die Jahre ,
wo man verſuchte , hier ein Zuchthausgeſetz zur Knebelung der Gewerkſchafts⸗
bewegung einzuführen , dann ſieht man jetzt ſo recht , was für ein unglückſeliger Ge⸗
danke das geweſen iſt . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Darüber ſollte kein Zweifel
unter uns beſtehen , daß ohne die entſchiedene Bewegungsfreiheit der gewerkſchaft⸗
lichen Organiſation der Fortſchritt der Tarifverträge nicht denkbar iſt . ( Sehr
richtigl in der Mitte . )
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Dem ſchließtſich die dringende Forderung an, daß auch auf dem Gebiete

des endlich einmal etwas freiere Bahn geſchaffen werden muß .

Gehr richtig ! in der Mitte ) Wenn wir die Frage des Arbeiterſchutzes demnächſt

hinter uns haben werden , dann dürfte die Erweiterung der Arbeiterrechte das

nächſte Ziel der Sozialreform ſein . Die Arbeiterſchaft wird das um ſo dringender

für notwendig halten , als das koalierte Arbeitgebertum an Macht und Bedeutung
außerordentlich wächſt ( ſehr richtig ! in der Mitte ) , und als wir vielleicht in nicht

allzu ferner Zeit vor der Frage ſtehen werden , ein Arbeiterwilligengeſetz zum

Schutze der Arbeiter zu ſchaffen , welche Gebrauch machen von ihren geſetzlichen
Rechten ( hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten) , ein Arbeiterwilligengeſetz für die⸗
jenigen Arbeiter , die neben ihrer redlichen Arbeit in der Induſtrie auch auf ihre

freie Staatsbürgerſchaft Wert legen . “
( 114 . Sitzung vom 3. März 1908 S. 3167 . )

Abg . Schirmer hatte ſchon am 21 . Februar 1908 bei der Be⸗

ratung des Etats des Reichsjuſtizamtes die Rechtſprechung in Sachen
der Koalitionsfreiheit eingehend beſprochen und kritiſiert mit dem

Hinzufügen :
„ Die Regierung möge endlich ihr Mißtrauen gegen die Arbeiterſchaft auf⸗

geben ! Es iſt nicht am Platze ; insbeſondere die chriſtlich⸗nationale Arbeiterſchaft

ſteht auf dem Boden der Staatsordnung . Wenn ſie und ihre Vertreter der Re⸗

gierung natürlich nicht in allewege ihr Lob ausſprechen können , ſo liegt die

Urſache nicht bei den Arbeitern ! Ich meine auch , die Arbeiterbewegung , ins⸗

beſondere die chriſtlich⸗nationale , müßte geſtärkt werden im Hinblick auf die zen⸗
tralen Kapitalgewalten . Der Staat kann ſich dieſe Organiſationen nutzbar

machen . Der Staat hat ſich ja gegenüber der Geldmacht — ich erinnere nur an

die Hibernia⸗Angelegenheit — vielfach als machtlos erwieſen . Da iſt die organi⸗

ſierte Arbeiterſchaft ein Machtfaktor , den ſich die Regierung zunutze machen kann .

Sie muß aber auch der Arbeiterſchaft entgegenkommen ! “
( 107. Sitzung vom 21. Februar 1908 S. 3328 . )

Zu dem publizierten Entwurf über die Arbeitskammern

erklärte Abg . Giesberts , daß das Zentrum einmütig verſuchen wolle ,
aus demſelben etwas Ordentliches zu machen ; er möge bald dem

Reichstage vorgelegt werden . „ Neben der beruflichen Gruppierung
wird man unbedingt auch für einen entſprechenden lokalen Unterbau

ſorgen müſſen . Ich lege darauf ganz beſonderen Wert ; denn ich
denke mir : eine Arbeitskammer , die oben in der Luft hängt , mag
am letzten Ende ein Paradeſtück ſein , aber wenn ihr nicht Blut

kommt von unten herauf , aus den lokalen Inſtitutionen , dann wird

ihre Wirkung nicht beſonders ſein . Alſo in dem organiſchen Ausbau

werden wir eine Ergänzung des Entwurfs ſuchen müſſen .

Dann das Wahlverfahren ! Wenn wir auf dem Wege zu

obligatoriſchen Arbeiterausſchüſſen kämen , mit geheimer Wahl ſelbſt⸗
verſtändlich , dann wäre das allerdings ſchon der Mühe wert , ſich
mit der ganzen Geſetzesmaterie abzufinden . “ ( 114 . Sitzung vom
3. März 1908 S . 3168 . )

§ 83 . Die große Gewerbeordnungsnovelle ( . Seſſ .
1907/08 Druck . Nr . 552 ) mit dem Zehnſtundentag für Arbeiterinnen ,
der geſetzlichen Regelung des Heimarbeiterſchutzes , rechtlichen Beſſerung
der kaufmänniſchen Angeſtellten uſw . wurde am 28 . und 29 . Februar
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und 2. März in erſter Leſung beraten und dann an die Kommiſſion
verwieſen , wo ſie noch in Arbeit iſt . Vom Zentrum ſprachen die
Abgg . Dr . Pieper , Schiffer und Erzberger . Abg . Dr . Pieper
beleuchtete in einer großzügigen Rede ( 28. Februar 1908 ) den Fort⸗
ſchrit , den der Entwurf bringt und machte eine Reihe von Ver⸗
beſſerungsvorſchlägen , namentlich bezüglich des allgemeinen Zehn⸗
ſtundentages , der Heimarbeit , des Wöchnerinnenſchutzes . „ Es iſt in
dieſem Hauſe ſchon oft das Wort ausgeſprochen worden , es bedürfe
keiner Sozialdemokratie , um die nötigen ſozialen Reformen zu ſchaffen .
Meine Herren , hier bietet ſich denen , die das Wort ſo oft aus⸗
geſprochen haben , Gelegenheit , dieſem ſtolzen Worte nun auch die
Tat folgen zu laſſen ( ſehr richtig ! in der Mitte ) , ſich nicht durch die

nt . Sozialdemokratie übertreffen zu laſſen bei der Schaffung von geſetz⸗
lichen Fortſchritten , die man als durchaus maßvoll bezeichnen muß.
Mögen alle bürgerlichen Parteien ſich vereinigen in dem Wunſche,
hier den Worten die Taten folgen zu laſſen . Mögen vor allen
Dingen auch die verbündeten Regierungen entgegenkommend ſein
wenigſtens gegenüber den wichtigſten Wünſchen auf Aufnahme
weiterer Schutzbeſtimmungen , in der Erwägung , daß die verbündeten
Regierungen nach langer Zeit hier wiederum eine Gelegenheit haben ,
große moraliſche Eroberungen an Vertrauen bei der Arbeiter⸗
bevölkerung zu machen . “ ( 111 . Sitzung vom 28 . Februar 1908
S . 3483 . )

Abg . Schiffer begründete beſonders die Notwendigkeit des
allgemeinen Zehnſtundentages in Berlin und Abg . Erzberg er ging
auf den Heimarbeiterſchutz näher ein . Im nächſten Jahrgang hofft
der Verfaſſer , über das große Werk ausführlich berichten zu können .

§ 84 . Das Verbot der Kachtarbeit der gewerblichen
Arbeiterinnen und das Verbot der Verwendung von weißem
( gelbem ) Phosphor zur Anfertigung von Zündhölzern , iſt durch ein
internationales Abkommen, dem auch Deutſchland beitrat , aus⸗
geſprochen worden . (I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 555 . )

Abg. Fleiſcher begrüßte am 29 . Februar 1908 dieſe beiden
dennvih

In Mö
Abkommen und gab einen intereſſanten Ueberblick über die Be⸗

mühungen um den internationalen Arbeiterſchutz . „ Wir hoffen , daß
* 1L dieſer erſte Schritt nunmehr der Anfang ſein möge für einen glück⸗Dl 15 verheißenden und erfolgverſprechenden Fortgang auf dem Gebiete der
. . internationalen Verſtändigung über den geſetzlichen Arbeiterſchutz.
izun Augenblicklich ſtrebt ja , wie vielleicht bekannt ſein dürfte , dieinter⸗

nationale Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz die internationale

(CE4 Regelung der Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter an ; vor allen
eln Dingen aber ſtehen internationale Vereinbarungen über die Heim⸗
Bſ arbeit zur Diskuſſion , die ja mit unſerer Tagesordnung ebenfalls

Hön⸗ aufs engſte verknüpft iſt . Wir hoffen , wie geſagt , daß auf dieſem



ſchwierigen Gebiete allmählich ein glückliches Ergebnis gezeitigt wird.
Denn die deutſche Induſtrie wird von der Weltwirtſchaft immer

abhängiger . Die deutſche Warenausfuhr ſtieg von 30,094,318 Tonnen

im Jahre 1898 auf 43,930,769 Tonnen im Jahre 1906 , alſo um

nahezu 14 Millionen Tonnen , das heißt um 46 Prozent im Laufe
von neun Jahren . Dieſe Steigerung dürfte zweifellos anhalten . “
( 112 . Sitzung vom 29 . Februar 1908 S . 3520 . )

§ 85 . Zum Schutze der Walz - und Büttenwerks⸗
arbeiter hat das Zentrum folgende Reſolution eingebracht :

I. durch den Beirat für Arbeiterſtatiſtik Unterſuchungen veranſtalten zu laſſen
über die Arbeiterverhältniſſe in den Walz⸗ und Hüttenwerken und den

dazu gehörigen Nebenanlagen , insbeſondere
1. über die Einwirkung der Arbeit in dieſen Anlagen , namentlich der

Feuerarbeit auf Geſundheit und Leben der Arbeiter ( Krankheits⸗ und
Unfallgefahr ) ;

2. über die hygieniſche Beſchaffenheit der Arbeitsräume , der beſtehenden
Waſch⸗ und Badeeinrichtungen , Speiſeräume uſw . ;

3. über die Dauer der täglichen Arbeitszeit , Zahl der ( monatlich , jährlich )
verfahrenen Arbeitsſchichten , Umfang der Ueberarbeit , Zahl der daran
beteiligten Arbeiter und der auf den einzelnen entfallenden Ueberſtunden
reſp . Ueberſchichten ;

4. über die Möglichkeit der Einführung der achtſtündigen Arbeitsſchicht
für ſchwere Feuerarbeiten ;

5. über die Durchführung der Beſtimmungen betreffs Sonntagsruhe , mit
dem Ziel der möglichſten Einſchränkung der Sonntagsarbeit ;

II . auf Grund der Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen entſprechende Verordnungen
zum Schutze der Walz⸗ und Hüttenwerksarbeiter (§S 120 e der Gewerbe⸗
ordnung ) zu erlaſſen . (J. Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 134. )

Abg . Wiedeberg begründete die Reſolution vom 12 . März
1908 und bedauerte , „ daß man bisher die Arbeiterorganiſationen ,
die in Frage kommenden Verbände der Metallarbeiter aller Richtungen ,
die bisher ſich mit dieſer Materie eingehend befaßt und auch dem

hohen Hauſe ſehr bedeutendes Material unterbreitet haben , bei dieſer
Vorbereitung übergangen hat . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Ich
möchte den Wunſch ausſprechen , daß dies noch nachgeholt wird .

Dann möchte ich noch der Erwartung Ausdruck geben , daß von
ſeiten der verbündeten Regierungen trotz der bereits getroffenen Vor⸗

bereitungen noch Erhebungen über die Arbeitsverhältniſſe in den

Walz⸗ und Hüttenwerken veranſtaltet werden , weil zweckmäßige Ver⸗

ordnungen nur erlaſſen werden können , wenn auch wirklich die

Verhältniſſe richtig klargeſtellt ſind . “ ( 130 . Sitzung vom 12 . März
1908 S . 3806 . )

Abg. Giesberts hatte am 3. März 1908 erklärt : „ Die Hütten⸗
induſtrie iſt bezüglich der Ziffer der Unfälle heute tatſächlich die ge⸗

fährlichſte Induſtrie ; ſie ſteht noch über dem Bergbau . Alſo , meine
Herren , wir wünſchen , daß dieſe Erhebungen möglichſt bald in Angriff
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genommen werden . “ ( 134 . Sitzung vom 3. März 1908 S . 3565 . )
Der Antrag des Zentrums fand Annahme .

*
* *

Zum Schutze der Bauarbeiter ( beſondere Beamte für eine
Baukontrolle zum Schutze der Bauarbeiter und Zuziehung von
Arbeiterkontrolleuren ) hat das Zentrum einen Antrag (1. Seſſion
190 %8 Druckſache Nr . 521 ) eingebracht , der in der 119 . Sitzung
Annahme fand ; der Abg . Wiedeberg , der als Vorſitzender des
chriſtlichen Bauarbeiterverbandes den Antrag begründen wollte , kam
infolge eines Schlußantrages der Blockparteien nicht zum Wort .
Ueber den Antrag betreffend Erweiterung der Sonntagsruhe
C. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 518 ) iſt ſchon auf Seite 126 und 127

berichtet worden .

§ 86 . Der Vergarbeiterſchutz wurde durch Interpellationen
und Anträge im Reichstage ſeitens des Zentrums zu fördern geſucht .
Am 8. Januar 1908 brachte das Zentrum folgende Anfrage ein :

„ Sind dem Herrn Reichskanzler die Schwierigkeiten bei der Einführung
des Knappſchaftsſtatuts im Oberbergamtsbezirk Dortmund ſowie das endgültige
Scheitern eines Statuts und infolgedeſſen des Anſchluſſes an den Rückverſiche⸗
rungsverband bekannt ? Gedenkt der Herr Reichskanzler dem Reichstag bald⸗
tunlichſt einen Geſetzentwurf zwecks einheitlicher , reichsgeſetzlicher Regelung des
Knappſchaftsweſens vorzulegen . “ ( . Seſſion 1907/ %08 D. ⸗S. Nr. 562 . )

Am 16. , 17 . und 18 . Januar 1908 wurde dieſe Anfrage
gleichzeitig mit einer ſozialdemokratiſchen und einer Interpellation
Behrens beſprochen .

Abg . Schiffer begründete am 19 . Januar 1908 die Anfrage
und wies beſonders hin auf die vielen Enttäuſchungen , die die Berg⸗
arbeiter in den letzten Jahren erlebt hatten : „ Zunächſt in demſelben
Jahre 1905 bei der Berggeſetznovelle , wo ſogar die gewiß nicht voll⸗
kommene Vorlage der preußiſchen Regierung verſchlechtert worden iſt ,
wo man den Bergleuten nicht einmal das geheime Wahlrecht zu den

Wahlen der Ausſchüſſe zugeſtanden hat . Dann kam die Reform des

preußiſchen Knappſchaftsweſens im Jahre 1906 . Auch hier eine

Verſchlechterung der Vorlage ; ich komme darauf noch etwas näher
zurück . Meine Herren , ich will jetzt nur bemerken , daß die reaktionäre

Mehrheit des preußiſchen Abgeordnetenhauſes alles daran geſetzt hat,
die beiden Geſetze noch ſchlechter zu machen , als ſie in Wirklichkeit
ausgefallen ſind ( ſehr richtig ! in der Mitte ) , und daß es der ganzen
Energie und der ganzen politiſchen Klugheit einiger anderer , der

Minderheitsparteien , namentlich auch des Zentrums , bedurft hat , um

Hüünr wenigſtens einiges zu retten , um auch einige Verbeſſerungen , die in

5die ⸗ der Regierungsvorlage nicht vorgeſehen waren , durchzudrücken . “
0 neit ( 82. Sitzung vom 17 . Januar 1908 S . 3494 . )



**
Redner ſchilderte dann die Nachteile , welche die Bergarbeiter

durch das neue Knappſchaftsgeſetz erlitten hatten (Kindergeld, Entzug
des Wahlrechts der Berginvaliden uſw . ) und forderte eine reichs⸗

geſetzliche Regelung des Knappſchaftsweſens . Der nun folgende
ſozialdemokratiſche Abg . Hue hielt es für angezeigt , nur mit An⸗

griffen auf das Zentrum zu antworten und ſo die Eintracht der

Arbeiten zu ſtören , ſo daß ihm Abg . Giesberts am 18. Januar
1908 mit Recht entgegenhalten konnte : „ Umſo bedauerlicher iſt es ,

daß gerade der Herr Abg . Hue geſtern in dieſes harmoniſche Konzert ,
möchte ich ſagen , einen unangenehmen Mißklang hineingebracht und
den Verſuch gemacht hat , dieſe an ſich berufliche Sache , die mit partei⸗
politiſchen Dingen nichts zu tun hat , parteipolitiſch auszuſchlachten .
[ Sehr richtig ! in der Mitte . ] Meine Herren , ich bedaure das im

Intereſſe der Bergarbeiter und ihrer Sache , die wir hier vertreten .

[ Erneute Zuſtimmung in der Mitte . ] Wenn die Stoßkraft dieſer
Aktion wirkungsvoll ſein ſoll , dürfen diejenigen , die im Ruhrgebiet
kameradſchaftlich zuſammenſtehen , auch vor dem deutſchen Volke nicht
das Schauſpiel der gegenſeitigen Zerfleiſchung bieten . “ [ 83. Sitzung
vom 18 . Januar 1908 S . 2535 . ]

Um die geforderte reichsgeſetzliche Regelung zu erzielen , ſtellte
das Zentrum den Antrag :

Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstage tunlichſt bald eine
Zuſammenſtellung vorzulegen betreffend

1. den Stand der Knappſchaftsvereine in Deutſchland , Zahl der Mitglieder ,

18
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer , Vermögensſtand

2. Höhe der Leiſtungen an Krankengeld , Penſion , Witwen⸗ und Waiſenbezüge
und ſonſtiger obligatoriſchen und freiwilligen Leiſtungen ;

3. Zahl der penſionsberechtigten Invaliden , deren zurückgelegte Dienſtjahre
ſowie die Zahl der penſionsberechtigten Witwen und

4. die Beſtimmungen der Statuten , über Zuſammenſetzung der Vorſtände und
Generalverſammlung , Art des Wahlrechts und des Wahlverfahrens .

( . Seſſion 1907/8 D. ⸗S. Nr. 633. )

Gleichzeitig brachte es den folgenden Antrag ein :

„ Die verbündeten Regierungen um Vorlegung von Geſetzentwürfen zu er⸗
ſuchen , durch welche :

1. das Bergrecht einheitlich durch das Reich geregelt wird ;
2. das Knappſchaftsweſen geregelt wird ;
3. im § 74 des Krankenverſicherungsgeſetzes dem Abſatze 2 folgender Satz

beigefügt wird :
„ Die Vertreter der Verſicherten in der Generalverſammlung ( Knapp⸗
ſchaftsälteſten ) und im Vorſtande müſſen in geheimer Wahl gewählt

werden . “ (J. Seſſion 1907 08 D. ⸗S. Nr . 520. )

Dieſe Anträge wurden abgelehnt , in der 119 . Sitzung gegen
die Stimmen der Konſervativen angenommen . — Am 25 . Dezember
1907 ging dem Reichstage die vom Zentrum (II . Seſſ . 1905/06
Druckſ . Nr . 477 ) gewünſchte Denkſchrift über die beſtehenden Ein⸗

faht65
0 N

Rehier
he

M
d* K

denzw

Ichme
Ugg.
Ntra

den
fig

6000
72

fb f
Meiof

—chand
at

ff
ic ei

Ager
Mht
Id.
90 9

iht !
kt,
n

i0
cgen
dum
U5

l



ieee ——RRRNRRRr eeee

— 183 —

richtungen und Vorſchriften zur Verhütung von Feuers⸗ und Erploſions⸗
gefahr im Bergbau zu . [I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 558 . ] — Der

Gewerkverein chriſtlicher Bergleute , Bezirk Elſaß⸗Lothringen , bittet
den Reichstag , durch eine entſprechende Vorlage die elſaß⸗lothringiſche
Regierung zu veranlaſſen , den §S 142 des — Berg⸗
geſetzes , Errichtung des Knappſchaftsgeſetzes voll durchzuführen ; ferner
die elſaß⸗lothringiſche Regierung zu veranlaſſen , bei der Beratung der

Knappſchaftsſtatuten für eine geeignete Mitwirkung Sorge zu tragen .
Die Kommiſſion beantragte , den erſten Punkt zur Berückſichtigung ,
den zweiten betreffend Errichtung des Knappſchaftsſtatuts zur Kenntnis⸗

nahme zu überweiſen . (I. Seſſion 1907/08 Druckſ . Nr . 469 . ) Die

Abgg . Dr . Will , Erzberger und Giesberts begründeten den

Antrag :
„ dem Antrage der Petitions⸗Kommiſſion auf Nr . 469 der Druckſachen hinzu⸗
zufügen :

2. die verbündeten Regierungen zu erſuchen , ſofort die erforderlichen Schritte
auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung oder der reichsländiſchen Landes⸗
geſetzgebung einzuleiten , um zur Beſeitigung der ſchweren Nachteile für die
reichsländiſche Bergarbeiterſchaft die rückwirkende Kraft der Statuten der
elſaß⸗lothringiſchen Knappſchaftsvereine , insbeſondere die Anrechnung der

R felle im Bergbau geleiſteten Dienſtjahre , herbeizuführen , ohne die Arbeiterſchaft
zu der Aufbringung der hierfür benötigten Mittel heranzuziehen . “

( . Seſſion 1907/8 Druckſ . Nr . 875. )

Die genannten Abgeordneten wieſen darauf hin , welche ſchweren
Schäden der Arbeiterſchaft erwachſen ſeien , weil die Regierung von

1872 bis 1907 keine Knappſchaftsvereine eingerichtet hatte . Der An⸗

trag fand gegen die Stimmen der Konſervativen , Freiſinnigen und

Nationalliberalen Annahme .

§ 87 . Verſchiedene Fragen in der Arbeiterverſicherung
behandelte der Abg . Becker ( Arnsberg ) am 28 . März 1908 und

zwar zunächſt von der Invalidenverſicherung : „ Würde man den Be⸗

griff „Invalidität “ ſo faſſen , daß derjenige , der nur noch imſtande
iſt , ein Drittel desjenigen zu verdienen , was er in ſeinem Berufe
allgemein zu verdienen pflegt , als invalide gilt , dann würde die große
Mehrzahl der 65 Jahre alten Perſonen Invalidenrente bekommen .
Und dabei würden dieſe ſich nicht ſchlechter ſtehen als beim Bezuge
der Altersrente . Wenn man den Invaliden im Verhältnis der Zahl

10 60 ihrer Kinder dann noch einen Zuſchuß gewähren würde , eine Kinder⸗

unt rente , dann würde man viel mehr Segen ſtiften , als mit einer Herab⸗
ſetzung der Altersgrenze von 70 auf 65 Jahre , ſo ſympathiſch , wie
ich noch einmal wiederhole , ich dieſem Gedanken im allgemeinen

gegenüberſtehe . “ J133 . Sitzung vom 28 . März 1908 S . 4369 .
I Dann ſprach er ſich gegen die neuerdings beliebte Invalidendrückerei

aus und forderte ein ſchnelleres Verfahren bei der Feſtſtellung der

n lr Unfallrenten .
10050ö6
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„ Wenn man Abhilfe ſchaffen will , dann möge man bei der Reform des
Unfallverſicherungsgeſetzes daran denken , den Berufsgenoſſenſchaften Ißt ſhzuſammengeſetzte Entſchädigungsausſchüſſe zur Seite zu ſtellen . Dann läßt ſi
darüber diskutieren , ob man nicht bei kleineren Sachen den Rekurs ſchließlich be⸗
ſchneiden will , weil dann zwei Inſtanzen , die paritätiſch zuſammengeſetzt ſind ,
der Entſchädigungsausſchuß und das Schiedsgericht , über die Rente befunden ‚
6515 Ich bin überzeugt davon , wenn ein ſolcher paritätiſch zuſammengeſetzter

ntſchädigungsausſchuß bewilligt wird , dann wird das Vertrauen der Arbeiter 9
in die Rentenfeſtſetzung der Berufsgenoſſenſchaften ganz gewaltig ſteigen ; denn 15man hat dann die Ueberzeugung , daß auch aus ihren Reihen Männer bei der
Rentenfeſtſetzung mitwirken , und dann werden die vielen Prozeſſe ſich erheblich Zan
verringern , und die Schiedsgerichte und nicht zuletzt das Reichsverſicherungsamt 11legt
werden entlaſtet . “ ( S. 4371 . ) 5

Abg . Erzberger forderte am 28 . März 1908 , daß die ulle ,
Kapitalien der Verſicherungsanſtalten noch mehr zu Wohlfahrtszwecken Chatts
verwendet würden . Der Geſamtvermögensbeſtand betrug am 31 . De⸗ fihnd
zember 1906 1323½ Millionen Mark . — Der Vertrag mit den
Niederlanden über Unfallverſicherung ( . Seſſ . 1907/08 Druckſ . Ub

Nr . 472 ) wurde unverändert nach den Anträgen des Berichterſtatters 4
Abg . Erzberger angenommen . „ In der Kommiſſion ſind zunächſt 1
Bedenken gegen den Vertrag aufgetaucht in der Richtung , als ob der i
ganze Staatsvertrag mit den Niederlanden nur den Unternehmern W
zugute kommen würde , indem er die Doppeloerſicherung aufhebe . in
Im Laufe der Debatte iſt durch die Erklärungen der Herren
Regierungsvertreter feſtgeſtellt worden , daß durch den Vertrag doch
auch erhebliche Vorteile für den deutſchen Arbeiter herausſpringen . 1
Dieſe Vorteile ſind in erſter Linie eine raſche Auszahlung der At
Renten , in zweiter Linie iſt klargeſtellt worden , daß eine Anzahl 8
Arbeiter , die ſeither nicht der Unfalloerſicherung unterſtellt waren , Ri
nunmehr dieſer Anfalloerſicherung unterſtellt werden . “ [ 61. Sitzung Jun
vom 29 . November 1907 S . 1894 . ] 115 8 ſoll

* Ben
Der Entwurf über die Hilfskaſſen [I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . 6

Nr . 401 ] iſt bisher nicht beraten worden . t
llet
ee

F. Die Tätigkeit zugunſten des Beamtenſtandes
und der Arbeiter in Reichsbetrieben .

8 88 . Die Gehaltsaufbeſſerung der Reichsbeamten K*
mit der Neuregelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes iſt trotz der be⸗ if

ſtimmten Zuſage des Reichskanzlers , noch zu Beginn der Seſſion iü
wiederholt , dem Reichstage nicht unterbreitet worden ; daher hat das 1
Zentrum lauch andere Parteien ] am 4. März 1908 folgende Anfrage 5eingebracht :

1. Iſt der Herr Reichskanzler bereit , Auskunft darüber zu erteilen , wann die l
am 18. März 1907 in ſeinem Namen vom Staatsſekretär des Reichsſchatz⸗
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amts in Ausſicht geſtellten Vorlagen über die Gehaltsaufbeſſerung der
Reichsbeamten und die Neuregelung ihres Wohnungsgeldzuſchuſſes im
Reichstag eingebracht werden ;

welche Maßnahmen gedenkt der Herr Reichskanzler für den Fall , daß dieſe
Vorlagen nicht vor dem 1. April 1908 zu verabſchieden ſind , zu ergreifen ,
um von den Beamten die ihnen durch die Verzögerung erwachſenden
Schädigungen abzuwenden ? ( . Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 743. )

Am 10 . März 1908 kamen dieſe Interpellationen zur Be⸗
ſprechung ; Abg . Dr. Spahn begründete die Anfrage namens des
Zentrums und wies beſonders auf die Dringlichkeit der Anfrage hin ;
er legte die mannigfachen Nachteile dar , die den Beamten aus der
Verſchiebung entſtehen . Abg . Hamecher , der auch noch ſprechen
wollte , wurde durch einen Schlußantrag das Wort abgeſchnitten .
Staatsſekretär Sydow gab namens der verbündeten Regierungen
folgende Erklärung ab :

„ Die verbündeten Regierungen hatten die Abſicht , dem Reichstage für
das Rechnungsjahr 1908 eine Aufbeſſerung der Gehälter der Unterbeamten
und der mittleren Beamten ſowie eines Teiles der höheren Beamten in Ver⸗
bindung mit einer anderen Regelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes vorzu⸗
ſchlagen . Gleichzeitig ſollten Vorſchläge zur Verbeſſerung der Reichsfinanzen
bei dieſem hohen Hauſe eingebracht werden , durch welche die Koſten der
Beſoldungsaufbeſſerung gedeckt, und der Betrag der Matrikularbeiträge auf
ein für die Finanzen der Bundesſtaaten erträgliches Maß gebracht werden
ſollte . Die Vorarbeiten für die Beſoldungsvorlage ſind ſo weit gefördert , daß
ſie demnächſt dem Bundesrate vorgelegt werden könnte . Die Beratung der
in Bearbeitung befindlichen Steuergeſetze — nämlich eines Geſetzentwurfs
über den Zwiſchenhandel des Reichs mit Branntwein und des Entwurfs eines
Tabakverbrauchsgeſetzes — würde deren Vorlage an den Reichstag in
Bälde geſtatten . Inzwiſchen hat ſich die Lage in Anſehung der
Steuergeſetze dadurch weſentlich verändert , daß auf Wunſch des
Reichstags aus deren künftigem Reinerträgnis der Betrag von
zunächſt rund 35 Millionen jährlich für die Ermäßigung der
Zuckerausgabe ( Heiterkeit in der Mitte ) vorweggenommen werden
ſoll . Dazu kommt , daß aller Vorausſicht nach die für die Aufbeſſerung der
Beamten erforderlichen Beträge nicht unbeträchtlich höher ausfallen werden ,
als urſprünglich angenommen war . Hieraus ergibt ſich, daß die Erträge der

b dl beiden Steuergeſetze nicht genügen würden , um den beabſichtigten Zweck zu
erreichen . Ueberdies iſt den verbündeten Regierungen nicht unbekannt ge⸗
blieben , daß auf ſeiten des Reichstags keine Neigung beſteht , neue Steuer⸗
geſetze der Verabſchiedung entgegenzuführen , die zwar augenblicklich den
Reichsfinanzen eine gewiſſe Erleichterung ſchaffen würden , denen aber in den

kanbez kommenden Jahren ſofort wieder neue Steuervorſchläge folgen müßten . Obwohl
die in dem Etat für das Jahr 1908 in die Erſcheinung tretende Lage der.
Reichsfinanzen , die ſeit deſſen Einbringung noch verſchlechtert wurde, an ſich

ganteh die ſofortige Vermehrung der Einnahmen des Reichs gebieteriſch erheiſcht ,
1 müſſen es die verbündeten Regierungen unter den obwaltenden Umſtänden zu
K

ihrem Bedauern doch für angezeigt halten , von der Einbringung der Entwürfe 0
E‚ gegenwärtig Abſtand zu nehmen . Sie ſind entſchloſſen die Ausarbeitung einer U

HM umfaſſenden Finanzvorlage mit ſolcher Beſchleunigung in die Hand zu nehmen , 6
Ain: daß der Reichstag noch in dieſem Herbſte in deren Beratung eintreten kann .

So ernſtlich die verbündeten Regierungen auch gewillt ſind , den be⸗

rechtigten Wünſchen der Beamten auf Verbeſſerung ihrer Bezüge baldigſt zu
m entſprechen , ſo ſind ſie doch nicht in der Lage , die damit verbundenen ſchweren

5 ſnanzielen Opfer für das Reich zu übernehmen , ſolange ſie nicht die Sicher⸗
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heit beſitzen , daß durch Erſchließung weiterer Einnahmequellen die Verteilung 17
der Laſten zwiſchen Reich und Bundesſtaaten in einer für beide Teile be⸗ M
friedigenden Weiſe geordnet werden wird . Das Maß der ungedeckten Matrikular⸗ 0 ddl
beiträge wird ſchon bei dem jetzigen Stande der Ausgaben in den nächſten Jahren ſöuſe
eine derartige Höhe erreichen , daß den Bundesſtaaten nicht genügender Spiel⸗ 1
raum für die Erfüllung der Aufgaben bleibt , die ihnen ſelbſt obliegen . Um Naln)
ſo weniger vermögen ſie ſich zu den neuen dauernden Ausgaben von erheb⸗ u Bun

lichem Umfange zu verpflichten , ſolange die gegenwärtige Grundlage der Beihte
Einnahmen dieſelbe bleibt .

6Wenn hiernach die Einbringung der Beſoldungsvorlagen und damit
ſowohl die Gehaltsaufbeſſerung wie die Neuordnung des Wohnungsgeld⸗ Geh
zuſchuſſes zuſammen mit der Finanzreform auf den Herbſt dieſes Jahres ver⸗ fubelil
tagt werden muß , ſo iſt es doch die ernſteſte Sorge der verbündeten Regie⸗ 106 9
rungen , eine Schädigung der Beamten durch dieſe Verſchiebung ſo weit als
irgend möglich zu vermeiden . Sie erklären ſich daher bereit , dem Geſetze d de

wegen Neuordnung der Gehälter rückwirkende Kraft vom 1. April 1908 ab Mt an
beizulegen , wenn eine den Bedürfniſſen des Reichs und der Bundesſtaaten Uuk
genügende Finanzreform zuſtande kommt . ( Große Unruhe . — Heiterkeit in

Bulde⸗Mitte und links . — Zurufe : Wenn ! ) In dieſem Falle werden alle Beamten , unde

die am 1. April 1908 im Dienſt ſtehen , und zwar auch die, welche nach Mutk.
dieſem Termin und vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes in den Ruhe⸗ fall 0
ſtand treten , ſowie die Hinterbliebenen der in der Zwiſchenzeit verſtorbenen ſiegt ,
Beamten nachträglich ſo geſtellt werden , als ob das Geſetz bereits am 1. April
1908 in Kraft geſtanden hätte . Dem Wohnungsgeldzuſchußgeſetze wohnt wibe,
rückwirkende Kraft zu dem genannten Termine nach den geltenden Beſtim⸗ partei
mungen ohnehin bei. Damit aber die Beamten durch die Vertagung der Verſſc
Vorlage auch nicht vorübergehend ſchlechter geſtellt ſeien , als im Jahre 1907 , Raftwerden die verbündeten Regierungen ferner bei dem Reichstage alsbald die
Mittel nachſuchen , um im Rechnungsjahr 1908 in gleicher Weiſe und unter Ninde

denſelben Maßgaben , wie es durch das Etatsgeſetz für das Rechnungsjahr derBe
1907 geſchehen iſt , den mittleren und den unteren Beamten Zulagen zu ge⸗
währen , ſoweit ſie nicht ſeit dem 1. April 1907 entſprechende Gehaltsauf⸗ 2
beſſerungen erfahren haben . Dieſe Zulagen würden auf die zufolge der Skluer
Neuordnung der Gehälter und des Wohnungsgeldzuſchuſſes den Beamten für Peße
das Rechnungsjahr 1908 zufließenden erhöhten Bezüge angerechnet werden . NeihelDie Rückwirkung der Beſoldungsgeſetze auf den 1. April 1908 wird den ver⸗ 10%
bündeten Regierungen inſofern zunächſt ſchwere Opfer auferlegen , als die Utt, !

Vertagung der Finanzreform den Eintritt erhöhter Einnahmen bis in das 98 60
Rechnungsjahr 1909 verſchiebt , und es ihnen alſo für länger als ein Jahr Rehtl
an der entſprechenden Deckung fehlt . Wenn ſie ſich im Intereſſe der Beamten i 9
deſſenungeachtet zu einem ſolchen Vorgehen entſchloſſen haben , ſo iſt dies in

Fünnlder feſten Erwartung und unter Vorausſetzung geſchehen , daß die mit der ¹
Neuordnung der Reichsfinanzen verbundene Steigerung der eigenen Ein⸗ emanz
nahmen des Reichs auch ausreichen werde , um die Bundesſtaaten vor der Bceut
ſchließlichen Abwälzung jener Mehrkoſten , insbeſondere auch der im Rech⸗ ſiſ 1nungsjahr 1908 aufkommenden , auf ihre Schultern zu bewahren . “ U1

( 118. Sitzung vom 10. März 1908 S. 3702 ) ſhiche
Nach dieſer Erklärung haben ſich die Ausſichten für die Zukunft 6erheblich verſchlechtert . Am 18 . März 1907 iſt als Bedingung der

Wug
Beamtenaufbeſſerung nur die Aufbringung der hiefür erforderlichen FaihMittel ſeitens des Reichskanzlers gefordert worden . Ganz anders

ßieſprach Reichsſchatzſekretär Sydow am 10 . März 1908 , wo er namens ul
der verbündeten Regierungen erklärte :

„ Die verbündeten Regierungen erklären ſich daher bereit , dem
n .

heſe
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Geſetze wegen Neuordnung der Gehälter rückwirkende Kraft vom
1. April 1908 ab beizulegen , wenn eine den Bedürfniſſen des Reichs
und der Bundesſtaaten genügende Finanzreform zuſtande kommt .
( Große Unruhe . — Heiterkeit in der Mitte und links . — Zurufe :
Wenn! ) — Jawohl ! Wenn eine den Bedürfniſſen des Reichs und
der Bundesſtaaten genügende Finanzreform zuſtande kommt . (Stenogr.
Bericht S . 3702 . )

Es ſteht demnach feſt , daß der Reichskanzler im Jahre 1907
die Gehaltsvorlage nur von der Aufbringung des Mehrbedarfs er⸗
forderlich machte , daß aber die verbündeten Regierungen im Jahre
1908 die Bedingung ſtellen, daß eine „ den Bedürfniſſen des Reichs
und der Bundesſtaaten genügende Finanzreform zuſtande kommt “ .
Mit anderen Worten : Der Reichskanzler wollte ſchon bei 70 Millionen
Mark neuer Steuern die Beamten aufbeſſern , heute iſt aber der
Bundesrat erſt dann einverſtanden , wenn 300 bis 400 Millionen
Mark neuer Steuern bewilligt werden . Die Beamtengehaltsvorlage
ſoll alſo mit der ganzen Finanzreform verkoppelt werden . Darin
liegt eine ſehr erhebliche Verſchlechterung für die Beamten , die recht
trübe Ausſichten für die Zukunft haben . Der Streit unter den Block⸗
parteien : wer mehr Schuld trägt , ändert an dieſer unangenehmen
Verſchlechterung gar nichts ; ſtatt des Streites wäre es beſſer , die
Rechte und die Linke würden ſich auf ein Steuerprogramm einigen .
Mindeſtens ſo notwendig wie das Börſengeſetz iſt die Aufbeſſerung
der Beamten .

Aber der Block verſagte bisher . Hätte er ſich auf ein feſtes
Steuerprogramm einigen können , ſo würden heute im Reich und in
Preußen die höheren Gehälter bezahlt werden . Wir machen dem
Reichskanzler keinen Vorwurf , daß er ſich auf eine Parlamentsmehrheit
ſtützt , nur muß dieſe auch die Kraft haben , die Geſchäfte zum Wohle
des Ganzen zu führen ; kann ſie das nicht , ſo hat ſie keine Exiſtenz⸗
berechtigung mehr , auch wenn der erſte Reichsbeamte ſein Verbleiben
im Amte mit dieſer Mehrheit verkettet hat . Daß aber eine aus⸗

kömmliche Bezahlung der Beamten zum Geſamtwohl gehört , kann
niemand beſtreiten ; ſie iſt eine Staatsnotwendigkeit von derſelben
Bedeutung wie Heer und Flotte . Der Block fühlte ſich zu ſchwach ,
dieſe Arbeit zu leiſten ; parteitaktiſche Intereſſen ſtanden über den

ſachlichen.

§ 89 . Die Teuerungszulage iſt als eine kleine Abſchlags⸗
zahlung wieder vom Bundesrat vorgeſchlagen worden und zwar „ zur
Gewährung außerordentlicher einmaliger Beihilfen an alle etats⸗
mäßigen und diätariſch beſchäftigten Anterbeamten 100 Mark , ſowie
an alle etatsmäßigen und diätariſch beſchäftigten mittleren Beamten,
deren tatſächliches Gehalt den Betrag von jährlich 4200 Mark nicht
überſteigt . ( 150 Mark . ) [I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 818 . ]



„

Die erſte Leſung fand am 30 . April 1908 ſtatt . Staatsſekretär
Sydov erklärte hierbei ( wie ebenſo am 2. Mai in der Budget⸗
kommiſſion ) :

„ Mit dem Geſagten iſt auch die Grenze gezogen , bis zu der die ver⸗
bündeten Regierungen bei dieſem Nachtragsetat zu gehen bereit ſind . Ueber den
Zweck, die Beamten nicht ſchlechter zu ſtellen als im Vorjahr , ſind die verbündeten

Regierungen hinauszugehen nicht bereit , und ich habe den Auftrag , das gleich

5 bei der Einleitung zu erklären . ( Hört ! hört ! rechts . ) Die verbündeten

egierungen würden ſonſt fürchten , den prinzipiellen Boden , die feſte Grundlage
zu verlieren und ins Gleiten zu kommen . Es würde dann ſchwer ſein , den nach
den Erfahrungen früherer Jahre ſich wahrſcheinlich überbietenden Anträgen der
verſchiedenen Parteien Widerſtand zu leiſten . Das ſoll nicht heißen , daß ich, falls
Anträge aus dieſem hohen Hauſe kommen , ſie nicht auch aus ſachlichen Gründen

zu bekämpfen beabſichtige ; ich will nur darum von vornherein die Erklärung ab⸗
geben , damit nicht außerhalb des Hauſes bei den Beamten Erwartungen erweckt
werden , die hernach nicht in Erfüllung gehen würden . “

( 146. Sitzung vom 30. April 1908 S. 4939 . )

Die Abgg . Gröber und Erzberger proteſtierten in der Kom⸗

miſſion mit allem Nachdruck gegen ein ſolches Vorgehen , das einem

Verhandlungsakt gleichkomme , den Reichstag ſchlechter ſtelle als das

preußiſche Abgeordnetenhaus , das Aenderungen vorgenommen habe ,
ja ſchlechter ſtelle als die ruſſiſche Duma ; der nationalliberale Ab⸗

geordnete Dr . Semler aber ſprach in der Kommiſſion ſeine Freude
ob dieſer Haltung aus . In der erſten Leſung traten die Abgeord⸗
neten Dr . Spahn und Hamecher mit Entſchiedenheit für die Ver⸗

beſſerung der Vorlage und namentlich auch für die Aufbeſſerung der

Bezüge der Arbeiter ein ; erſterer ſchilderte beſonders die Wandlungen
des Reichskanzlers in dieſer Angelegenheit , der noch am 30 . November
1907 die Vorlage der allgemeinen Gehaltserhöhung in beſtimmte
Ausſicht geſtellt habe , bis dann Reichsſchatzſekretär Sydow erklärt

habe , daß infolge des Nichtzuſtandekommens der Finanzreform und
des Beſchluſſes auf Ermäßigung der Zuckerſteuer die Gehaltsvorlage
verſchoben werden müſſe . Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe aber

habe Finanzminiſter von Rheinbaben über die Urſache der Ver⸗

ſchiebung erklärt :

„ Bei allen unſeren Maßnahmen war die Vorausſetzung ein paralleles
Vorgehen im Reich . Nun frage ich: wodurch iſt denn dieſes parallele Vorgehen
im Reich nicht möglich gemacht worden ? Doch in erſter Linien infolge des
Wunſches des Reichstags ſelber ! Aus den Kreiſen des Reichstags war der
dringende Wunſch ausgeſprochen worden , jetzt noch nicht mit Steuervorlagen an
den Reichstag zu kommen , ſondern erſt im Herbſt mit einer umfaſſenden Finanz⸗
vorlage an ihn heranzutreten . Und gerade die Kreiſe der Linken , die
Bedenken gegen uns erhoben haben , ſind es geweſen , die dringend gewünſcht
haben , die Steuergeſetze jetzt nicht mehr vereinzelt zu bringen , ſondern die Finanz⸗
reform bis zum Herbſt aufzuſchieben . “

In der Budgetkommiſſion ſtellte dann das Zentrum den An⸗

trag : Die Teuerungszulage allen mittleren Beamten zu geben , deren

Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß unter 5100 Mark betrage und

hinzuzufügen : „ Als Unterbeamte im Sinne dieſer Beſtimmung gelten
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die Unterzahlmeiſter, Zeugfeldwebel , Oberfeuerwerker , Unteraſſiſtenten
und Unterinſpektoren der Heeresverwaltung : und demgemäß die
Summe um 192 600 Mark zu erhöhen . “ (I. Seſſion 1907/08
Kommiſſionsdruckſache Nr . 72. ) Der Block hat dieſe Anträge rund⸗
weg abgelehnt , obwohl ſie für die Beamtenſchaft eine erhebliche
Verbeſſerung bedeutete ; die Vorlage wurde unverändert angenommen.
( . Seſſion 1907/08 Druckſ . Nr . 956 . ) Am 4. Mai 1908 fand die
zweite Leſung ſtatt , Abg . Erzberger bedauerte ſehr lebhaft , daß in der
Kommiſſion keine Verbeſſerung erzielt werden konnte und proteſtierte
gegen das Verhalten der Regierung , das den Reichstag zu einem
Debattierklub herabdrücke . Er gab dem Bedauern des Zentrums
Ausdruck , daß die in Ausſicht geſtellte Gehaltsaufbeſſerung nicht an
den Reichstag gebracht worden ſei. Die Anträge der Kommiſſion
fanden unveränderte Annahme ; auch in der dritten Leſung wurde
der Entwurf unverändert angenommen .

§ 90 . Die Vereinigungsfreiheit der Reichsbeamten
ſuchte das Zentrum durch folgenden Antrag zu ſichern :

„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, Anordnungen dahin zu
treffen , daß den Beamten in Reichsbetrieben das Recht , Vereine zu
bilden , auch wenn ſie das ganze Reichsgebiet umfaſſen , nicht
beſchränkt werde . “ ( I . Seſſ . 1907/08 Druck . Nr . 516 . ) Abg .
Erzberger , der den Antrag begründen ſollte , kam infolge eines
Schlußantrages des Blocks nicht zum Worte ; der Antrag wurde
angenommem .

§ 91 . Die Oſtmarkenzulage an die Reichsbeamten iſt
wiederholt von der Rechten beantragt worden . ( I . Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 809 . ) Abg . Fritzen erklärte am 31 . März 1908 :

„ Wir werden für den Antrag Ablaß ſtimmen , weil wir die

Beſtimmung der Unwiderruflichkeit der Zulage für eine weſentliche
Verbeſſerung halten . Aber mit dieſer Beſſerung werden wir nicht,
wie die Freiſinnigen es tun , für , ſondern getreu unſerem früheren
Standpunkt gegen das Ganze ſtimmen , weil wir die Oſtmarkenzulage
für ein verfehltes Experiment und für einen Stein in dem Brette
der verfehlten Polenpolitik halten , welche die preußiſche Regierung ſeit
Jahren gegen unſeren Wunſch und unſere Auffaſſung verfolgt . “
( 136 . Sitzung vom 31 . März 1908 S . 4512 . )

Die Reſolution über unwiderrufliche Oſtmarkenzulage wurde

durch den Block angenommen und nach Oſtern auch ein entſprechender
10 Nachtragsetat . ( Siehe Seite 60 u. 61. )

75
§ 92 . Wünſche für einzelne Beamtenkategorien

10 wurden von einer großen Anzahl von Zentrumsabgeordneten vor⸗
gebracht ; ſo behandelte Abg . Hamecher am 14 . Februar 1908 die

RRRERR



„

Frage der Reorganiſation des mittleren Poſtdienſtes , der gehobenen
Unterbeamten , der Briefträger uſw . Abg . Hug trat am 17 . Februar
1908 für die Unterbeamten , Aſſiſtenten und Oberaſſiſtenten ein . Abg .
Duffner am 17 . Februar für die Sekretäre , Oberſekretäre und

weiblichen Beamten bei der Poſt ; Abg . Erzberger am 17 . Februar
1908 für die Poſtdirektoren und am 26 . März für die Poſtagenten ,
am 21 . März für die Reichsbankbeamten . Abg . Dr . Will und

Hoen am 14 . März 1908 für die Beamten der Reichseiſenbahn ;
erſterer am 21 . März 1908 auch für die Reichsbankbeamten ; Abg .
Gleitsmann für die Beſſerſtellung der Beamten in den dem

Reichsamt des Innern nachgeordneten Behörden uſw . Selbſt⸗
verſtändlich ſind die meiſten Wünſche zurückgeſtellt worden , weil die

Gehaltsvorlage in Ausſicht ſteht .

§ 93 . Mit den Wünſchen der Militäranwärter hat
ſich der Abg . Erzberger ganz beſonders befaßt ; am 24 . Januar

1908 ſtellte er in der Budgetkommiſſion den Antrag (J. Seſſ . 1907/08
Druckſ . Nr . 42 ) „ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen dahin zu wirken , daß
die Grundſätze für die Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamten⸗

ſtellen bei den Reichs⸗, Staats⸗ , Kommunal⸗ uſw . Behörden mit

Militäranwärtern eingehalten werden “ ( Reichstags⸗Druckſache Nr . 509 ,
I. Seſſ . 1907/08 . )

Die Kommiſſion und der Reichstag ſtimmten dieſem Antrage
einmütig zu. — Als dann die Grundſätze über die Anſtellung der
Militäranwärter [I. Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 509 ] in der Budget⸗
kommiſſion beraten wurden , da iſt vom Berichterſtatter Graf von
Oriola auch nicht ein einziger Antrag eingebracht worden , wohl aber

fanden neun Verbeſſerungsanträge des Abg . Erzberger Annahme
II. Seſſ . 1907/08 Kommiſſions⸗Druckſ . Nr . 53 und 541] und dieſe
Anträge ſind ſehr erheblicher Art ; ſie gehen dahin :
I. zu den Grundſätzen für die Beſetzung der mittleren , Kanzlei⸗ und Unter⸗

beamtenſtellen bei den Reichs⸗ und Staatsbehörden mit Militäranwärtern und
Inhabern des Anſtellungsſcheins :
1. §S 1. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Anordnungen zu treffen ,

wonach im Falle der Verweigerung des Zivilverſorgungsſcheins dem
Kapitulanten die Gründe der Verweigerung in angemeſſener Zeit mitgeteilt
werden müſſen .

2. § 10. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstage tunlichſt bald

lafſe
Denkſchrift über die Zivilverſorgung penſionierter Offiziere zugehen zu

aſſen .

3. § 11. a) Die verbündeten Regierungen zu erſuchen :
dem § 11 Abſatz 1 folgenden Zuſatz zu geben :

Iſt das Anteilverhältnis der Militäranwärter uſw . nicht erreicht , ſo
kann zugunſten derſelben von dieſer Reihenfolge abgeſehen werden ;

b) die verbündeten Regierungen zu erſuchen , auf eine Verkürzung des
Diätariats der Zivilanwärter hinzuwirken .
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4. § 14 . Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die erforderlichen An⸗
ordnungen behufs einer geeigneten Vorbildung der Militäranwärter fürden Zivildienſt zu treffen .

5. § 18. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , in Erwägung einzutreten ,
ob nicht für Elſaß⸗Lothringen eine Abweichung von § 18 der Anſtellungs⸗
grundſätze für die Militäranwärter in der Richtung erhöhter Berück⸗
ſichtigung der Landeskinder ſtattfinden kann .

II . zu den Grundſätzen für die Beſetzung der mittleren , Kanzlei⸗ und Unter⸗
beamtenſtellen bei den Kommunalbehörden uſw . mit Militäranwärtern und
Inhabern des Anſtellungsſcheins .
1. Die zu 1 gefaßten Reſolutionen , ſoweit ſie auf die Grundſätze für die

Beſetzung der mittleren , Kanzlei und Unterbeamtenſtellen bei den Kommunal⸗
behörden uſw . mit Militäranwärtern und Inhabern des Anſtellungs⸗
ſcheins Bezug haben können .

2. § 7. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , für zweckentſprechende Ver⸗
öffentlichung über die den Inhabern des Zivilverſorgungsſcheins und

e e vorbehaltenen Stellen im Kommunaldienſt Sorge tragen
zu wollen .

3. § 11. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dahin zu wirken , daß
bei der Einberufung der Militäranwärter uſw . in den Kommunaldienſt
tunlichſt die Reihenfolge der Eintragung in die hierfür beſtimmten Ver⸗
zeichniſſe maßgebend iſt .

4. § 15 . Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dahin zu wirken , daß in
Anwendung des 8 15 der Anſtellungsgrundſätze die politiſche oder religiöſe
Geſinnung des Bewerbers nicht in Betracht kommt .

( . Seſſion 1907/08 D. ⸗S. Nr. 857. )

Durch dieſe Anträge zugunſten der Militäranwärter hat das

Zentrum am beſten bewieſen , wie es für die alten Unteroffiziere und
damit für das Heer ſorgt ; es hat auch gezeigt , daß es eine „nationale “
Partei iſt und für die Fragen des Vaterlandes volles Verſtändnis hat .

94 . Den Arbeiterverhältniſſen in den Reichs⸗
betrieben hat das Zentrum im letzten Winter ganz beſondere Auf⸗
merkſamkeit zugewendet [ ſiehe auch über Tarifverträge ] , und in der

Budgetkommiſſion und im Plenum des Reichstags für die Betriebe

des Heeres und der Marine , der Reichseiſenbahnen uſw . den Antrag
eingebracht : Dieſe Verwaltungen anzuweiſen „die Feſtſetzung oder Neu⸗
ordnung von Arbeitsbedingungen [ Arbeitslohn , Arbeitszeit, Arbeits⸗
ordnung ] in den Betrieben der Reichseiſenbahnen unter Mitwirkung
der Arbeiterausſchüſſe und Arbeiterorganiſationen vorzunehmen. “
II . Seſſ . 1907/08 Druckl . Nr . 611 und 732J . Für dieſe Anträge
ſprachen die Abgg . Gröber [ 31. Januar 1908 ] und Abg . Dr. Will
111. November 1908 ] . Letzterer führte aus :

„ Bei der Feſtſtellung des Arbeitslohnes müſſen unbedingt auch die Organi⸗
ſationen mitgehört werden ; denn ſolange der freie Arbeitsvertrag grundlegend
iſt für unſere Arbeitsverhältniſſe , müſſen unbedingt die Arbeiterorganiſationen
mitreden können ( ſehr richtig ! in der Mitte ) ; denn der einzelne Arbeiter iſt der

ſtarken Militärverwaltung gegenüber vollſtändig machtlos bei der Feſtſetzung
des Lohnes . Nur wenn eine freie Organiſation das Recht hat, mitzureden , wird

wirklich der Arbeitsvertrag zu einem vollſtändig freien Arbeitsvertrag , und wenn
die Heeresverwaltung Unterhandlungen nur mit einzelnen Arbeitern anknüpft , iſt
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es dem einzelnen Arbeiter abſolut unmöglich , ſeine Wünſche betreffend Lohn und

Arbeitszeit zur Geltung zu bringen . “
( 98. Sitzung vom 11. Februar 1908 S. 3034 . )

Die Freiſinnigen , die noch am 1. Februar 1908 gegen die Anhörung
der Arbeiterorganiſationen in den Marinebetrieben geſtimmt hatten ,

ſo daß hier dieſe mit 165 gegen 115 Stimmen abgelehnt wurde ,

ſtimmten am 31 . März 1906 beim Reichsheer zum größten Teil für

dieſe Anhörung , ſo daß hier dieſelbe mit 129 gegen 121 Stimmen

beſchloſſen wurde . Die Nationalliberalen und Rechte ſtimmten gegen
den ganzen Antrag . — Auf Antrag des Zentrums beſchloß auch die

Budgetkommiſſion und der Reichstag : „ den Herrn Reichskanzler zu

erſuchen , dafür Sorge zu tragen , daß den von der Militärverwaltung
beſchäftigten Arbeitern ihr Lohn auch für die geſetzlichen Feiertage
gewährt wird “ und „1. in eine Prüfung darüber einzutreten , ob die

Löhne der bei der Heeresverwaltung — ausſchließlich der Feldzeug⸗
meiſterei — beſchäftigten Perſonen mindeſtens den ortsüblichen Sätzen
entſprechen und im Bedarfsfalle das Nötige zu veranlaſſen ; 2. ſpäteſtens
im Reichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr 1909 Maßnahmen zu

treffen , für die in der Feldzeugmeiſterei beſchäftigten Perſonen den

Neunſtundentag einſchließlich der bezahlten Pauſen durchführen zu
können . “ ( I . Seſſ . 1907/08 Druckſ . Nr . 611 . ) Die Konſervativen
ſtimmten gegen dieſen letzten Antrag . — Am 17 . Februar 1908 trat

Abg . Wiedeberg für Beſſerſtellung der Telegraphenarbeiter ein , wobei

er hervorhob , daß die neue Verordnung vom 27 . Januar 1908

mehreren alten Wünſchen des Zentrums entſprochen habe . — Aus

Anlaß der Beratung der Teuerungszulagen hat der Abg . Dr . Spahn
bereits am 30 . April 1908 betont , daß man ob der Fürſorge für
die Beamten nicht vergeſſen dürfe , daß auch die Arbeiter in den

Reichsbetrieben ſtark unter der Teuerung leiden . Am 2. Mai 1908

brachten daher die Abgg . Erzberger und Häusler in der Budget⸗
kommiſſion folgende Reſolution ein : „ Der Reichstag ſpricht bei An⸗

nahme des Nachtrags⸗Etats über die Gewährung außerordentlicher ein⸗

maliger Beihilfen die Erwartung aus , daß für die in den Reichs⸗
betrieben beſchäftigten Arbeiter , Handwerker und Hilfsarbeiter im

Laufe des Rechnungsjahres eine angemeſſene Erhöhung ihrer
Bezüge eintreten wird . Die Nachweiſung hierüber iſt dem Reichs⸗
tage mit dem Reichshaushalt für das Rechnungsjahr 1909 zur
Kenntnisnahme vorzulegen . “ (I. Seſſion 1907/08 Kommiſſionsdruckſ .
Nr . 73 . ) Der Antrag fand einſtimmige Annahme . ( I . Seſſion 1907/08

Druckſ . Nr . 956 . ) Auch der Reichstag ſtimmte einmütig dieſem Be⸗

ſchluſſe zu , nachdem am 4. Mai 1908 die Abgg . Erzberger , Dr . Becker
und Dr . Will ſie befürwortet hatten .
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